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Für die Zeit vor dem 1. Januar 2002 ermittelte DM-Beträge wurden zum amtlich festgelegten Umrechnungskurs 1 Euro = 1,95583 DM in Euro 
umgerechnet. Aufgrund der kaufmännischen Rundung kann es bei der Summenbildung zu geringfügigen Abweichungen kommen. Auch vor 
dem 1. Januar 2002 aus DM-Werten errechnete Zuwachsraten und Anteile können aus diesem Grund geringfügig von den in Euro dargestellten
Werten abweichen.

Angaben für die Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand seit dem 3. 10. 1990. Die Angaben für das „frühere Bundesgebiet“ bezie-
hen sich auf die Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand bis zum 3. 10. 1990; sie schließen Berlin-West ein. Die Angaben für die 
„neuen Länder und Berlin-Ost“ beziehen sich auf die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen 
sowie auf Berlin-Ost.
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The data for the Federal Republic of Germany relate to its territory since 3 October 1990. The data for the “former territory of the Federal Repub-
lic” relate to the territory of the Federal Republic of Germany before 3 October 1990; they include Berlin-West. The data for the “new Länder and 
Berlin-East” relate to the Länder of Brandenburg, Mecklenburg-Western Pomerania, Saxony, Saxony-Anhalt, Thuringia as well as to Berlin-East.

Données pour la République fédérale d’Allemagne selon le territoire depuis le 3 octobre 1990. Les données pour «l’ancien territoire fédéral» se 
réfèrent à la République fédérale d’Allemagne, territoire jusqu‘au 3 octobre 1990; Berlin-Ouest y est inclus. Les données pour les «nouveaux Länder 
et Berlin-Est» se réfèrent aux Länder Brandebourg, Mecklembourg-Poméranie occidentale, Saxe, Saxe-Anhalt, Thuringe ainsi qu‘à Berlin-Est.
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In eigener Sache

Statistik gewinnt 5. eGovernment-
Wettbewerb 2005
Die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder haben 
den 5. eGovernment-Wettbewerb 2005 im Politikfeld „Wirt-
schaft und Arbeit“ gewonnen. Prämiert wurden sie für die 
Entwicklung von eSTATISTIK.core, einem neuen IT-Verfah-
ren, mit dem Unternehmen erstmals die Möglichkeit haben, 
über eine besondere Softwarekomponente statistische Roh-
daten aus dem betrieblichen Rechnungswesen automatisch 
zu gewinnen und diese über das Internet an eine zentrale 
Statistik-Annahmestelle zu übermitteln. Dort werden die 
Daten geprüft und an das jeweilige Statistische Landes-
amt weitergeleitet. Die Lieferung der Rohdaten in einem ein-
heitlichen, für jede Statistik einsetzbaren XML-Datenformat 
beschleunigt zudem die Verarbeitung dieser Daten in den 
statistischen Ämtern. Zu dem Wettbewerb der internationa-
len Beratungsgesellschaft BearingPoint und Cisco Systems 
wurden insgesamt 56 Beiträge von Bund, Ländern und Kom-
munen eingereicht. Das Projekt eSTATISTIK.core der Statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder hat sich gegen fünf 
Mitbewerber durchgesetzt.

Bei der Preisübergabe wurde von der Jury betont, dass mit
eSTATISTIK.core ein Projekt ausgezeichnet wurde, welches 
allen Unternehmen, Behörden und Institutionen starke Ver-
einfachungen bringt.

eSTATISTIK.core entlastet massiv die befragten Unterneh-
men und bringt den statistischen Ämtern durch die online-

gestützte Arbeitsteilung beträchtliche Effizienzsteigerun-
gen. Das neue IT-Verfahren ist seit der CeBIT 2005 für Lohn-
statistiken in Betrieb genommen worden. Softwareher-
steller, die solche Statistikkomponenten erstellen wollen, 
unterstützt die amtliche Statistik mit der Softwarebiblio-
thek „CORE.connect“; Nutzer von gängiger Bürosoftware 
erhalten mit der PC-Anwendung „CORE.reporter“ ein Werk-
zeug, mit dem sie XML-Datenlieferungen erstellen und ver-
senden können. Die amtliche Statistik bietet im Internet 
unter http://www.statistik-portal.de/Statistik-Portal/
datenOnline.asp weitere technische Informationen zu 
eSTATISTIK.core an.

eSTATISTIK.core wurde in Kooperation mit der Arbeitsge-
meinschaft für wirtschaftliche Verwaltung e. V. (AWV) sowie 
namhaften Softwareherstellern und DV-Dienstleistern ent-
wickelt und vom Bundesministerium für Wirtschaft und 
Arbeit (BMWA) gefördert.

Weitere Auskünfte erteilt
Alf Steilen, Telefon 06 11/75-24 90,
E-Mail: alf.steilen@destatis.de.

Aus aller Welt

Globalisierungseffekte
im Außenhandel

Mit dem Begriff der „Globalisierung“ wird der fortschrei-
tende Prozess weltweiter wirtschaftlicher Verflechtung 
und Arbeitsteilung umschrieben, der durch den Abbau 
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von Handelsschranken, die Liberalisierung des Kapital-
verkehrs, die Verbesserung der Verkehrsstrukturen und 
Transportkapazitäten sowie durch den Einsatz neuer Kom-
munikationstechnologien begünstigt wird. Die länderüber-
greifende arbeitsteilige Produktion erfordert einen perma-
nenten Warenaustausch, der zu einer deutlichen Zunahme 
des Außenhandels führt. Dies zeigt sich beispielsweise im 
Bereich der Kraftfahrzeuge, die traditionell einen Schwer-
punkt der deutschen Exporte bilden. In der deutschen Auto-
mobilindustrie werden aus Kostengründen zunehmend 
Fahrzeuge im Ausland – vor allem in den neuen Mitglieds-
ländern der Europäischen Union (EU) – produziert oder 
zumindest vorgefertigt, anschließend nach Deutschland 
verbracht und dann zum Teil wieder exportiert. In diesen 
Fällen werden – sofern es sich nicht um reine Durchfuhren 
(Transitverkehre) handelt – entsprechende Ein- und Ausfuh-
ren in der Außenhandelsstatistik verbucht. Zudem werden 
auch in großem Umfang Kfz-Teile aus dem Ausland für die 
inländische Produktion zugeliefert.

In der Außenhandelsstatistik werden grundsätzlich alle 
grenzüberschreitenden Warenbewegungen erfasst, wobei 
die Waren mit ihrem Wert „frei deutsche Grenze“ (Waren-
wert zuzüglich der bis zur Grenze anfallenden Transport-, 
Versicherungs- und Nebenkosten, auch „Grenzübergangs-
wert“ genannt) erfasst werden. Im Falle von Kauf-/Ver-
kaufsgeschäften lässt sich der Warenwert aus dem Rech-
nungspreis ableiten. Handelt es sich um Warenverkehre 
zwischen verbundenen Unternehmen (z. B. zwischen einer 
deutschen Muttergesellschaft und ihrer ausländischen Toch-
ter), die unentgeltlich oder zu internen Verrechnungspreisen 
erfolgen, so wird der (fiktive) Wert angesetzt, der im Falle 
eines Kauf-/Verkaufsgeschäfts gegolten hätte. Als Beson-
derheit sind in diesem Zusammenhang die so genannten 
„Veredelungsgeschäfte“ zu erwähnen. Dabei werden Waren 
zur Be- oder Verarbeitung ins Ausland (passive Veredelung) 
bzw. ausländische Waren zur Be-/Verarbeitung ins Inland 
verbracht (aktive Veredelung) und anschließend wieder in 
das jeweilige Ausgangsland zurückgeliefert. Hier wird bei 
Lieferung zur Veredelung der aktuelle Warenwert (Verkaufs-
wert), bei Rücklieferung nach Veredelung der Warenwert 
vor Veredelung zuzüglich des Wertes der Veredelung ver-
bucht. Analog wird bei grenzüberschreitenden Reparaturge-
schäften verfahren. Für bestimmte Auswertungszwecke mag 
diese Vorgehensweise als eine unerwünschte Aufblähung 
der Außenhandelsstatistik angesehen werden, die im Übri-
gen nicht unerheblich ist. Allein der Wert der Veredelungs-
geschäfte beläuft sich – beide Lieferrichtungen zusammen-
genommen – auf deutlich über 100 Mrd. Euro pro Jahr. Die 
Bruttoerfassung der Veredelungs- und Reparaturvorgänge 
entspricht jedoch den internationalen methodischen Kon-
zepten der Außenhandelsstatistik, die darauf abzielen, den 
grenzüberschreitenden Warenaustausch unabhängig von 
der Art des Geschäftes (entgeltlich oder unentgeltlich, mit 
oder ohne Eigentumsübertragung) möglichst vollständig 
mit dem zum Zeitpunkt des Grenzübertritts jeweils aktuel-
len Warenwert abzubilden.

Die Verlagerung von Produktionsprozessen ins Ausland 
führt nicht nur zur Ausdehnung der deutschen Im- und 
Exporte, sondern hat auch zur Folge, dass die aus Deutsch-
land ausgeführten Waren in zunehmendem Maße auslän-

dische Vorleistungen enthalten. In der öffentlichen Dis-
kussion fällt in diesem Zusammenhang immer wieder der 
Begriff der „Basarökonomie“. Dahinter steht die These, 
dass viele deutsche Exportgüter preisgünstig in Billiglohn-
ländern produziert bzw. vorproduziert und anschließend als 
deutsche Produkte auf den Weltmärkten verkauft werden. 
Anhand der Ergebnisse der Außenhandelsstatistik lässt sich 
diese Aussage nicht zuverlässig überprüfen. Zwar wird bei 
Exporten danach unterschieden, ob die Waren inländischen 
oder ausländischen Ursprungs sind. Eine Ware ist jedoch 
definitionsgemäß nur dann ausländischen Ursprungs, 
wenn sie vollständig im Ausland hergestellt oder gewon-
nen wurde. Erfolgt dagegen der letzte wesentliche Be- oder 
Verarbeitungsvorgang in Deutschland, so wird sie zu einer 
Ware deutschen Ursprungs, und zwar selbst dann, wenn 
der Schwerpunkt der Wertschöpfung im Ausland liegt. Der 
in der Außenhandelsstatistik nachgewiesene wertmäßige 
Anteil von Waren ausländischen Ursprungs von derzeit rund 
17% entspricht daher nicht dem gesamten in den deut-
schen Exporten enthaltenen ausländischen Input. Dieser 
lässt sich aber mit den Methoden der Input-Output-Analyse 
quantifizieren, anhand derer die Güterströme und Produk-
tionsverflechtungen innerhalb der Volkswirtschaft sowie 
mit der übrigen Welt sichtbar werden. Danach ist der Anteil 
der so genannten „exportinduzierten“ Importe in den letz-
ten Jahren kontinuierlich gestiegen. Dabei handelt es sich 
um die Exporte von importierten Gütern sowie die in die 
Exporte eingehenden importierten Vorleistungen (direkt in 
die Exportproduktion eingehende Importe und auf vorgela-
gerten Produktionsstufen eingesetzte importierte Vorleis-
tungen). Während der Anteil der Importe an den deutschen 
Exporten im Jahr 1991 noch bei 27% lag, betrug er im Jahr 
2002 schon fast 39%. In einzelnen Branchen ist die Import-
quote sogar noch weitaus höher. So erreicht sie etwa in den
Warenbereichen „Bekleidung“ [Güterabteilung 18 des Gü-
terverzeichnisses für Produktionsstatistiken, Ausgabe 2002 
(GP 2002)] und „Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte 
und -einrichtungen“ (GP 30) Werte von 80% und mehr. In 
den Bereichen „Nachrichtentechnik, Rundfunk- und Fern-
sehgeräte sowie elektronische Bauelemente“ (GP 32) sowie 
„Sonstige Fahrzeuge“ (GP 35; dazu zählen insbesondere 
Wasser-, Schienen- und Luftfahrzeuge) liegt der Importan-
teil mit mehr als 60% ebenfalls deutlich über dem Durch-
schnitt.

Seit 2002 dürfte der gesamtwirtschaftliche Importanteil 
in den deutschen Exporten vermutlich weiter zugenom-
men und schon die 40%-Marke überschritten haben. Dafür 
spricht nicht nur der Trend der letzten Jahre, sondern auch, 
dass die wirtschaftlichen Aktivitäten deutscher Unterneh-
men in den mittel- und osteuropäischen Ländern durch die 
EU-Erweiterung im Jahr 2004 einen neuen Schub erhalten 
haben.

Detaillierte Informationen zu den in den deutschen Expor-
ten enthaltenen ausländischen Vorleistungen finden sich 
im Internetangebot des Statistischen Bundesamtes unter 
www.destatis.de/allg/d/veroe/proser4fvrg_d.htm.

Weitere Auskünfte erteilt
Albrecht Krockow, Telefon 06 11/75-20 60,
E-Mail: albrecht.krockow@destatis.de.
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Aus Europa

55. Sitzung des Ausschusses 
für das Statistische Programm 
(ASP)/44. EWR-Konferenz

Unter Beteiligung der Leiter der Statistischen Zentralämter 
der Europäischen Union (EU) fand am 24. Februar 2005 die 
55. Sitzung des Ausschusses für das Statistische Programm 
(ASP)/44. EWR-Konferenz in Luxemburg statt.

Der ASP hat dem Entwurf einer Verordnung des Europä-
ischen Parlaments und des Rates über die Statistik des 
Güterverkehrs auf Binnenwasserstraßen einstimmig zuge-
stimmt. Die Verordnung soll die bisherige Rechtsvorschrift 
für diesen Bereich (Richtlinie 80/1119/EWG) ersetzen. Im 
Rahmen der Verordnung sollen künftig u. a. Daten zum Con-
tainerverkehr der Binnenschifffahrt bereitgestellt werden. 
Die Beratungen des Verordnungsentwurfs werden von Rat 
und Parlament im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens 
fortgesetzt werden.

Der ASP verabschiedete den von einer Task Force erarbei-
teten Entwurf eines Verhaltenskodex für die europäische 
Statistik. Der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister der 
Mitgliedstaaten der EU (ECOFIN) hatte im Juni 2004 die Euro-
päische Kommission ersucht, bis Juni 2005 einen Vorschlag 
für Mindeststandards zur Stärkung der Unabhängigkeit, der 
Integrität und der Rechenschaftspflicht der Statistischen 
Ämter der Mitgliedstaaten vorzulegen. Die Stellungnahme 
der Kommission an den ECOFIN-Rat wird auf dem vom ASP 
verabschiedeten Kodex basieren. Die Europäische Kommis-
sion wird in Kürze entscheiden, ob sie eine Empfehlung der 
Kommission an den Rat oder eine Empfehlung des Europä-
ischen Parlamentes und des Rates vorsieht. Zur Überprü-
fung der Einhaltung des Kodex beabsichtigt die Europäische 
Kommission, in mehrjährlichen Abständen Berichte der 
Kommission an das Europäische Parlament und den Rat zu 
verfassen – auf der Basis von Berichten der nationalen sta-
tistischen Ämter und der Stellungnahme des ASP. Ergän-
zend könnten so genannte „Peer Reviews“ unter Federfüh-
rung des ASP durchgeführt werden.

Der Vizepräsident des Statistischen Bundesamtes stellte 
die Ergebnisse und Vorschläge der Task Force zur Einrich-
tung von Kompetenzzentren und -netzwerken [Centres and 
Networks of Excellence (CENEX)] im Rahmen des Europäi-
schen Statistischen Systems (ESS) vor. Um das Konzept zu 
testen, sollen im Jahr 2005 zwei von der Kommission finan-
zierte Pilotprojekte beginnen, die sich mit den Prioritäten 
des Statistischen Jahresprogramms decken (voraussicht-
liche Themen: hedonische Preismessung und statistische 
Geheimhaltung).

Der ASP sprach sich im Grundsatz für die vom Statistischen 
Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) vorge-
schlagene Reform der Agrarstatistik auf EU-Ebene und den 
vorgesehenen Zeitplan aus. Ziel ist es, die Belastung der 
betroffenen Betriebe mit Auskunftspflichten zu reduzieren 
und die Rechtsstruktur der europäischen Agrarstatistiken 

zu vereinfachen. Eine Vielzahl von Mitgliedstaaten – darun-
ter auch Deutschland – kritisierte eine Reihe von Einzelvor-
schlägen. Auf Widerstand stieß vor allem, dass das bishe-
rige System der Agrarstatistik nach den Vorstellungen von 
Eurostat weitestgehend durch europäische Erhebungen 
abgelöst werden soll. Auch die Integration landwirtschaft-
licher Fragen in Bevölkerungszensen und in die Arbeits-
kräfteerhebung wurde kritisiert. Die Ergebnisse des ASP 
werden in die weiteren Beratungen des Ständigen Agrarsta-
tistischen Ausschusses und der zuständigen Arbeitsgrup-
pen einfließen.

Der ASP sprach sich für den Vorschlag von Eurostat für ein 
Statistikprojekt im Rahmen des von der Kommission finan-
zierten Programms IDABC (Erbringung europaweiter elek-
tronischer Behördendienste für öffentliche Verwaltungen, 
Unternehmen und Bürger) aus. Ziel der vorgeschlagenen 
Aktivitäten ist es, eine Verbesserung der Organisation und 
Zusammenarbeit zwischen den statistischen Ämtern im 
ESS zu ermöglichen. Dies soll u. a. durch ein geregeltes und 
harmonisiertes Verfahren des Austausches von Daten und 
Metadaten erreicht werden (XML-basierte Standards, zeit-
gleiche Veröffentlichung der wichtigsten europäischen Wirt-
schaftsindikatoren der Mitgliedstaaten und der EU auf einer 
Plattform).

Eurostat informierte den ASP über die Ergebnisse der Sit-
zung des Ausschusses für Statistische Geheimhaltung am 
10. Dezember 2004. Der ASP begrüßte die Zielsetzung, 
den Zugang der Wissenschaft zu statistischen Mikrodaten 
der Gemeinschaft zu vereinfachen, zu verbessern und – in 
gewissem Rahmen – zu standardisieren. Unter anderem 
sollen die bisher sehr langen Fristen zur Bereitstellung von 
anonymisierten Mikrodatenfiles für die Wissenschaft ver-
kürzt werden. In der zweiten Jahreshälfte 2005 sollen har-
monisierte Kriterien für die Messung des Anonymisierungs-
risikos und harmonisierte Anonymisierungsmaßnahmen 
entwickelt werden.

Aus dem Inland

Frühjahrskonferenz
der Leiter der Statistischen Ämter
des Bundes und der Länder
Die Amtsleiterkonferenz diskutierte am 8. März 2005 über 
die Vorbereitung des nächsten Zensus. In ihren Sitzungen 
am 7./8. Juli 2004 und 18./19. November 2004 hatte sich 
die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren 
der Länder (IMK) mit dem Bericht der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder über die Ergebnisse des Zen-
sustests (Zensustestbericht) befasst, den Methodenwech-
sel bestätigt und sich dafür ausgesprochen, den nächsten 
Zensus in Deutschland nicht mehr in der Form einer tradi-
tionellen Volkszählung, sondern registergestützt durchzu-
führen. Im Hinblick auf die nächste EU-weite Zensusrunde 
um das Jahr 2010 sind deshalb die methodischen Vorar-
beiten für einen registergestützten Zensus mit Priorität fort-
zuführen und Verfahren weiterzuentwickeln, die eine ver-
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besserte Ermittlung von Ergebnissen in tiefer regionaler 
Gliederung ermöglichen. Gegenstand des Projektes der Sta-
tistischen Ämter des Bundes und der Länder ist daher die 
Schaffung der methodischen, organisatorischen und recht-
lichen Grundlagen für die Durchführung des registergestütz-
ten Zensus in Deutschland im Jahr 2010/2011. Die Amts-
leiterkonferenz setzte zur Organisation des Projekts einen 
Lenkungsausschuss, eine Projektleitung sowie drei Projekt-
gruppen ein. Die Bearbeitung der Aufgaben erfolgt arbeits-
teilig zwischen dem Statistischen Bundesamt und den 
Statistischen Landesämtern unter Beteiligung der Kommu-
nalstatistik und der Wissenschaft. Darüber hinaus hat der 
Lenkungsausschuss auch die Aufgabe, einen Wissenschaft-
lichen Beirat einzusetzen.

Der aktuelle Stand der Umsetzung der Empfehlungen des 
Statistischen Beirats zur Weiterentwicklung der Bundessta-
tistik und zur Novellierung des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz – BStatG) wurde 
zur Kenntnis genommen. Die Amtsleiter werden die weitere 
Umsetzung aktiv unterstützen.

In diesem Zusammenhang wurde über den aktuellen Stand 
des Entwurfs der Bundesregierung für ein Gesetz zur Ände-
rung des Statistikregistergesetzes und sonstiger Statis-
tikgesetze vom 21. Januar 2005 (Bundestagsdrucksache 
15/4696) berichtet, das vom Deutschen Bundestag am 
10. März 2005 in der Fassung, die der federführende Aus-
schuss für Wirtschaft und Arbeit empfohlen hat (Bundes-
tagsdrucksache 15/4955), angenommen worden ist. Mit 
dem Entwurf zur Änderung des Statistikregistergesetzes 
und sonstiger Statistikgesetze soll erreicht werden, dass
auch nach der Änderung der Handwerksordnung nicht nur 
die Handwerke nach der Anlage A (so genannte Vollhand-
werke), sondern auch die jetzt zulassungsfreien Handwerke 
in die Auswertung des Statistikregisters einbezogen werden 
dürfen. Durch weitere Gesetzesänderungen soll es den sta-
tistischen Ämtern erlaubt werden, bei ihnen vorhandene 
Daten in größerem Umfang und in einem weniger aufwändi-
gen Verfahren zu verwenden. Darüber hinaus soll eine Neu-
regelung den Ämtern die Übermittlung von Einzelangaben 
an die Kommunalstatistikstellen ermöglichen. Bei den Kom-
munen ist wegen des Wegfalls früherer Großzählungen ein 
Informationsdefizit entstanden, das durch die Möglichkeit, 
ausgewählte Daten aus dem Statistikregister zu erhalten, 
ausgeglichen werden soll. In dem Entwurf ist weiterhin vor-
gesehen, das Bundesstatistikgesetz um einen neuen § 3a, 
der die Zusammenarbeit der statistischen Ämter regelt, zu 
ergänzen, und § 16 Abs. 2 BStatG um die Erlaubnis zur 
Übermittlung und zentralen Nutzung von Einzelangaben zu 
erweitern. In § 7 BStatG soll die Zahl der Befragten, die bei 
Erhebungen für besondere Zwecke erfasst werden dürfen, 
auf 20 000 erhöht werden.

Seitens der Wirtschaftsministerkonferenz wurde am 2./3.
Juni 2004 der Bericht des Bund-Länder-Ausschusses „Sta-
tistik“ zu den weiteren Möglichkeiten von Bürokratieabbau 
im Bereich der Wirtschaftsstatistik und am 8./9. Dezember 
2004 der Bericht ihres Ad-hoc-Arbeitskreises „Benennung 
von statistischen Informationen mit geringem wirtschafts-
politischen Nutzen“ behandelt. Die Wirtschaftsminister-
konferenz bittet die Bundesregierung sowie die Statisti-

schen Ämter des Bundes und der Länder, die in den Berich-
ten vorgeschlagenen Maßnahmen aufzugreifen und zügig 
umzusetzen. Diese Berichte legen damit Eckpunkte des 
Datenbedarfs aus Sicht der Wirtschaftspolitik fest. Der 
Bund-Länder-Ausschuss „Statistik“ wird deshalb im Okto-
ber 2005 einen Fortschrittsbericht für die Frühjahrskonfe-
renz 2006 der Wirtschaftsminister von Bund und Ländern 
erarbeiten. Der Inhalt des Berichtes wird zum guten Teil vom 
Fortschritt der Bund-Länder-Arbeitsgruppe der statistischen 
Ämter „Reform der Unternehmensstatistik“ abhängen, die 
die Beschlüsse der Wirtschaftsministerkonferenz in ihre 
Überlegungen für ein reformiertes System der Wirtschafts-
statistiken einbeziehen wird. Die Amtsleiterkonferenz unter-
strich die Notwendigkeit, mit der angestrebten Reform der 
Unternehmensstatistiken einen substanziellen Beitrag zur 
Umsetzung der Beschlüsse der Wirtschaftsministerkonfe-
renz zu leisten.

Von der Projektgruppe „PL-Konzept“ wurde ein Bericht über 
die Einführung des Fachkonzepts für die Plausibilisierung 
statistischer Daten im Verbund sowie ein Einführungs- und 
Schulungskonzept für den Statistischen Verbund vorgelegt. 
Die Amtsleiterkonferenz beauftragte die Projektgruppe „PL-
Konzept“ mit der Einführung des PL-Fachkonzepts im Statis-
tischen Verbund und der Vorlage eines Erfahrungsberichts 
bis zur Sitzung des Ausschusses „Organisation und Umset-
zung“ im Frühjahr 2006.

Ein weiterer Diskussionspunkt war das Projekt „Zentrale 
Aufbereitung der Wanderungsstatistik“. In der Herbst-Amts-
leiterkonferenz 2004 wurden das Statistische Bundesamt 
und das Statistische Landesamt Mecklenburg-Vorpommern 
damit beauftragt, eine Verfahrensweise für eine dauerhafte 
zentralisierte Aufbereitung der Wanderungsdaten mit ent-
sprechenden Kostenbeteiligungen zu regeln. Die Amtslei-
terkonferenz stimmte dem vorgelegten Verfahren der zentra-
len Aufbereitung der Bundesdaten der Wanderungsstatistik 
in Mecklenburg-Vorpommern zu. Die Laufzeit des Projektes 
wurde zunächst auf vier Jahre festgelegt.

Am 14. Februar 2006 tritt die Verordnung nach § 5 Abs. 2 
Bundesstatistikgesetz über konjunkturstatistische Erhe-
bungen in bestimmten Dienstleistungsbereichen (Konjunk-
turstatistikverordnung – KonjStatV) vom 22. August 2002 
außer Kraft. Es war ursprünglich vorgesehen, mit Beginn 
des Jahres 2006 die Primärerhebungen durch eine Nut-
zung von Verwaltungsdaten zu ersetzen, wenn die derzeit 
durchgeführten Tests positive Ergebnisse zeigen. Aufgrund 
von Verzögerungen bei den laufenden Tests ist jedoch nicht 
sichergestellt, dass eine Verwendung von Verwaltungsda-
ten bereits ab 2006 erfolgen kann. Eine Verlängerung der 
geltenden Verordnung ist nach Maßgabe des Bundesstatis-
tikgesetzes nicht zulässig, sodass eine neue Rechtsgrund-
lage vorbereitet werden muss. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit hat deshalb einen Referentenentwurf 
für eine zeitlich befristete gesetzliche Regelung erarbeitet, 
welche – vorsorglich – die Fortführung von Primärerhebun-
gen über die Geltungsdauer der gegenwärtig geltenden Kon-
junkturstatistikverordnung hinaus ermöglicht. Die Amtslei-
terkonferenz begrüßte die gesetzgeberische Initiative der 
Bundesregierung, damit mit einem zeitlich befristeten Ein-
zelstatistikgesetz die Konjunkturerhebung in bestimmten 
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Dienstleistungsbereichen nach dem Außer-Kraft-Treten der 
Konjunkturstatistikverordnung fortgeführt werden kann. 
Sie nahm zustimmend zur Kenntnis, dass diese Konjunk-
turerhebung über eine Verordnungsermächtigung flexibel 
an geänderte Gegebenheiten und Vorgaben angepasst wer-
den soll.

Die EU-Arbeitsgruppe zur Harmonisierung der Verbraucher-
preisstatistik hatte auf ihrer Sitzung im Herbst 2004 einen 
Verordnungsentwurf zur Harmonisierung der Erhebungszeit-
räume zum Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI) 
verabschiedet. Dieser Verordnungsentwurf wird jetzt dem 
Ausschuss für das Statistische Programm (ASP) zur endgül-
tigen Verabschiedung vorgelegt. Hintergrund für die Verord-
nung sind die erheblichen Unterschiede in der derzeitigen 
Erhebungspraxis der einzelnen Mitgliedstaaten. Aus Sicht 
des Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften 
(Eurostat) und der Europäischen Zentralbank (EZB) beein-
trächtigt dies die Vergleichbarkeit sowie die Interpretier-
barkeit der nationalen HVPI. Zielsetzung der Verordnung ist 
es, eine zeitliche Repräsentativität der Stichprobe der Ver-
braucherpreisstatistik für den gesamten Berichtszeitraum 
(Monat) sicherzustellen. Die Amtsleiterkonferenz beauf-
tragte die Referentenbesprechung „Preisstatistik“, Leitli-
nien zur Umsetzung des Verordnungsentwurfs zur Harmoni-
sierung der Erhebungszeiträume zum HVPI auszuarbeiten, 
die der Intention des Verordnungsentwurfs entsprechen.

In einem weiteren Punkt wurde die Konzeption einer bun-
deseinheitlichen Kulturstatistik vorgestellt. Das Statistische 
Bundesamt hatte im Auftrag der Enquete-Kommission „Kul-
tur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages ein Gut-
achten „Methodenkritische Analyse von Basisstatistiken 
zum Kulturbereich und Fragen zu einem Anforderungspro-
fil an eine bundeseinheitliche Kulturstatistik“ erstellt. Die 
Enquete-Kommission hatte das Statistische Bundesamt 
gebeten, im Anschluss an das Gutachten Gespräche mit den 
zu beteiligenden Gremien, Stellen und Fachleuten aufzu-
nehmen. Der Fachgesprächskreis Kulturstatistik der Kultus-
ministerkonferenz wird sich auf seiner nächsten Sitzung mit 
dem Gutachten und möglichen Empfehlungen zur Konzep-
tion einer bundesweiten Kulturstatistik befassen. Die Statis-
tischen Ämter der Länder sind im Fachgesprächskreis durch 
die Statistischen Landesämter Baden-Württemberg, Hessen 
und zukünftig auch Nordrhein-Westfalen vertreten. Die Lei-
ter der Statistischen Landesämter nahmen den Bericht des 
Statistischen Bundesamtes zur Kenntnis und dankten dem 
Statistischen Bundesamt für die konzeptionellen Arbeiten 
auf dem Gebiet der Kulturstatistik.

Die Amtsleiterkonferenz befasste sich außerdem mit einem 
Bericht über die ersten Erfahrungen beim Mikrozensus ab 
2005. Als Fazit ist festzuhalten, dass der Start des unterjäh-
rigen Mikrozensus – trotz einiger Probleme bei den IT-Pro-
grammen – als gelungen bezeichnet werden kann. Weiterhin 
nahm sie den Bericht über den Stand der Arbeiten zur ILO-
Telefonstichprobe zur Kenntnis. Am 1. März 2005 wurde als 
erste reguläre Veröffentlichung das Ergebnis für Januar 2005 
der ILO-Arbeitsmarktstatistik bekannt gegeben. Zusammen-
fassend kann festgehalten werden, dass die Erstveröffent-
lichung in den Medien auf eine große Resonanz gestoßen ist 

(siehe auch den Beitrag „ILO-Arbeitsmarktstatistik gut auf-
genommen“ in dieser Ausgabe, S. 178).

Revision der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen 2005

In etwa fünf- bis zehnjährigen Abständen werden die Ergeb-
nisse und Methoden der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen vom Statistischen Bundesamt entsprechend inter-
nationaler Konventionen grundlegend überarbeitet; zuletzt 
geschah dies im Jahr 1999.

Solche umfassenden Revisionen sind erforderlich, um

– neue, bislang nicht verwendete statistische Berech-
nungsgrundlagen einzubauen;

– neue Berechnungsmethoden anzuwenden;

– neue Konzepte, Definitionen, Klassifikationen u. Ä. in das 
Rechenwerk einzuführen.

Am 28. April 2005 werden die Ergebnisse der aktuellen gro-
ßen Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
der Bundesrepublik Deutschland erstmalig veröffentlicht.

Zu den wesentlichen Änderungen im Rahmen dieser Revi-
sion gehören:

– die Einführung von Vorjahrespreisen an Stelle der bisher 
üblichen Festpreisbasis

 Die Ergebnisse werden nicht mehr wie bisher in Preisen 
eines festen Basisjahres ausgedrückt (zuletzt in Prei-
sen von 1995), sondern stets in Preisen des jeweiligen 
Vorjahres (also z. B. Ergebnisse für 2005 in Preisen von 
2004). Dadurch werden aktuelle Preisrelationen in der 
Rechnung berücksichtigt. Preisbereinigte Zeitreihen wer-
den künftig als Kettenindizes dargestellt.

– die Verwendung neuer Deflationierungsmethoden

 Neben hedonischen Preisindizes, beispielsweise für 
PC und Gebrauchtwagen, werden auch neue Erzeuger-
preisindizes für Dienstleistungen erstmals vollständig 
berücksichtigt.

– die geänderte Berechnung und Verteilung der unterstell-
ten Bankgebühr

 Diese wird zukünftig unter dem Namen „Finanzservice-
leistung, indirekte Messung (FISIM)“ einzelnen Verwen-
dungszwecken (Vorleistungen, Konsum, Exporte) zuge-
ordnet und nicht wie bisher als globale gesamtwirt-
schaftliche Vorleistung gebucht.

Zusätzlich werden – wie bei jeder Revision – neue Berech-
nungsgrundlagen, wie zum Beispiel die Dienstleistungssta-
tistik und die Strukturerhebungen bei kleinen Unternehmen 
im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe, in die Rechnun-
gen integriert.
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Nähere Informationen zu den Änderungen der Konzepte, 
Methoden und Basisdaten sowie zu ihren Auswirkungen auf 
die Ergebnisse wird ein ausführlicher Aufsatz zur Revision 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 2005 in Heft 
5/2005 dieser Zeitschrift enthalten.

Daneben werden die revidierten Ergebnisse der Inlands-
produktsberechnung – zunächst für die Jahre 1991 bis 
2004 – im Rahmen der Fachserie 18 „Volkswirtschaftli-
che Gesamtrechnungen“ in Form von zwei Sonderbän-
den S.25 (vierteljährliche Daten; nur elektronisch verfüg-
bar) und S.26 (jährliche Daten; auch als kostenpflichtige 
gedruckte Ausgabe erhältlich) veröffentlicht. Diese beiden 
Sonderbände werden im Statistik-Shop des Statistischen 
Bundesamtes (http://www.destatis.de/shop) online als 
kostenlose Download-Produkte zur Verfügung stehen. Alle 
Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
werden außerdem in der Datenbank GENESIS des Statisti-
schen Bundesamtes gespeichert. Ausgewählte Daten wer-
den auch im Internet (http://www.destatis.de) auf der 
Themenseite „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“ 
bereitgestellt.

Die laufende Berichterstattung im Rahmen der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen über die aktuelle wirt-
schaftliche Entwicklung knüpft an die revidierten Ergebnisse 
an. Dem bisherigen Veröffentlichungsrhythmus folgend wer-
den bereits Mitte Mai 2005 Ergebnisse für das erste Viertel-
jahr 2005 publiziert.

Für die Jahre vor 1991 sind Rückrechnungen nach den 
neuen Konzepten, Definitionen usw. ausschließlich für das 
frühere Bundesgebiet vorgesehen; der Zeitpunkt der Veröf-
fentlichung steht derzeit noch nicht fest und ist von den im 
Statistischen Bundesamt verfügbaren Kapazitäten abhän-
gig.

ILO-Arbeitsmarktstatistik
gut aufgenommen

Am 1. März 2005 veröffentlichte das Statistische Bundes-
amt zum ersten Mal gleichzeitig aktuelle monatliche Zahlen 
zur Erwerbstätigkeit und zur Erwerbslosigkeit im Rahmen 
der ILO-Arbeitsmarktstatistik für den Berichtsmonat Januar 
2005. Der Start der neuen Statistik wurde in der öffentlichen 
Diskussion sehr positiv als sinnvolle Ergänzung der deut-
schen Arbeitsmarktberichterstattung um eine international 
und intertemporale vergleichende Komponente aufgenom-
men. Angesichts der aktuellen Diskussion um die Auswir-
kungen der Hartz IV-Reformen auf die Arbeitslosenstatistik 
wurde allseits begrüßt, dass nun ein Berichtssystem exis-
tiert, das aufgrund seiner Orientierung an internationa-
len Kriterien von nationalen sozialrechtlichen Maßnahmen 
nicht beeinflussbar ist.

Die ILO-Arbeitsmarktstatistik folgt bei der Ermittlung des 
Erwerbsstatus den Definitionen der International Labour 
Organization (ILO). Das ILO-Konzept ist aufgrund seiner gro-
ßen Verbreitung und seiner Unabhängigkeit von nationa-
len Regelungen besonders gut für internationale Vergleiche 

der Erwerbsbeteiligung geeignet. Als erwerbstätig im Sinne 
des ILO-Erwerbsstatus-Konzeptes in einer europäisch har-
monisierten Form gilt jede Person im erwerbsfähigen Alter, 
die in einem Arbeitsverhältnis steht oder in der Berichts-
woche wenigstens eine Stunde entgeltlich gearbeitet hat. 
Auch Selbstständige und Freiberufler sowie mithelfende 
Familienangehörige zählen als Erwerbstätige. Als erwerbs-
los werden hingegen Personen in der Altersgruppe der 15- 
bis 74-Jährigen gezählt, die keiner solchen Erwerbstätigkeit 
nachgehen, jedoch in den letzten vier Wochen aktiv nach 
Arbeit gesucht haben und im Erfolgsfall innerhalb von zwei 
Wochen eine Erwerbstätigkeit aufnehmen könnten. Alle Per-
sonen, auf die keine der beiden Definitionen zutrifft, gelten 
als Nichterwerbspersonen.

Die veröffentlichten Daten über Erwerbslosigkeit entstam-
men einer telefonischen Befragung von monatlich 30 000 
zufällig ausgewählten Personen im Alter von 15 bis 74 
Jahren gemäß den Definitionen der ILO. Die Angaben zur 
Erwerbstätigkeit sind Ergebnisse der Erwerbstätigenrech-
nung im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen (VGR) auf Basis aller hierfür zur Verfügung stehenden 
statistischen Quellen einschließlich der erwähnten Telefon-
erhebung. Ergebnisse der Erwerbstätigenrechnung stehen 
bereits seit langem monatlich zur Verfügung. Mit Einführung 
der neuen ILO-Arbeitsmarktstatistik liegen die Erwerbstäti-
genzahlen nun aber sehr viel aktueller und insbesondere 
zeitgleich mit den Erwerbslosenzahlen für den gleichen 
Berichtsmonat vor.

Aufgrund der definitorischen und methodischen Unter-
schiede zwischen der Erfassung der Erwerbslosigkeit nach 
der ILO-Definition und der Statistik der registrierten Arbeits-
losen der Bundesagentur für Arbeit werden teilweise unter-
schiedliche Personenkreise erfasst. Die gemäß dem ILO-
Konzept ermittelte Erwerbslosenzahl lag im Januar 2005 
mit 3,99 Mill. um etwa eine Million unter der Zahl der regis-
trierten Arbeitslosen nach dem Sozialgesetzbuch im glei-
chen Monat (5,04 Mill.). Nach den Ergebnissen der Telefon-
erhebung wurden etwa 1,2 Mill. Personen als erwerbslos 
erfasst, die nach eigenen Angaben nicht als arbeitslos 
registriert waren. Sie befanden sich auf Arbeitssuche, ohne 
sich bei Arbeitsagenturen oder kommunalen Trägern gemel-
det zu haben, beispielsweise weil für sie kein Anspruch 
auf eine finanzielle Leistung besteht. Umgekehrt waren 
2,2 Mill. Befragte, die nach ihrer Selbsteinstufung arbeits-
los waren, nach dem ILO-Konzept nicht erwerbslos. Gründe 
dafür können sein, dass diese Personen in den letzten vier 
Wochen vor der Befragung keine konkreten Suchschritte 
unternommen haben oder neben der Arbeitssuche einer 
Erwerbstätigkeit von geringem zeitlichen Umfang nachge-
gangen sind.

Aktuelle Ergebnisse und Informationen zur ILO-Arbeits-
marktstatistik sind unter www.destatis.de/themen/d/
thm_erwerbs.php im Internet verfügbar.

Weitere Auskünfte erteilt
Dominik Asef, Telefon 06 11/75-34 85,
E-Mail: dominik.asef@destatis.de.
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Methodische Änderungen
bei den Konjunkturindizes

Das Statistische Bundesamt hat bei den Auftragseingangs- 
und Produktionsindizes ab Berichtsmonat Januar 2005 
wichtige methodische Änderungen vorgenommen:

1. Verbesserung der aktuellen Indizes

Zum Zeitpunkt der Erstellung der vorläufigen Indizes liegen 
noch nicht für alle Betriebe die Meldungen zu den Statisti-
ken vor. In diesen Fällen wurden bislang die entsprechen-
den Vormonatsmeldungen unverändert in die aktuellen 
Monatsergebnisse aufgenommen. Daraus resultierten Revi-
sionen, wenn sich die verspätet gemeldeten Ergebnisse für 
den aktuellen Monat von denen des Vormonats unterschie-
den (beispielsweise aufgrund saisonaler Einflüsse).

Zur Qualitätsverbesserung der Aussagekraft der Indizes am 
aktuellen Rand wird ab Berichtsmonat Januar 2005 der vor-
aussichtliche Korrekturbedarf bereits in die Berechnung der 
vorläufigen Ergebnisse integriert. Das Schätzmodell für die 
Revisionen der vorläufigen Auftragseingangs- und Produk-
tionsindizes nutzt die Angaben über den Umfang der Ant-
wortausfälle von Betrieben in der Auftragseingangs- und der 
monatlichen Produktionsstatistik. Für diese Antwortausfälle 
wird nun unterstellt, dass für sie die gleiche Veränderungs-
rate zum Vormonat gilt wie für die termingerecht eingetrof-
fenen Meldungen. Durch die Berücksichtigung dieser Verän-
derungsraten bei der Indexberechnung wird die bisher in 
den vorläufigen Indizes enthaltene Revisionskomponente
spürbar vermindert.

Wie bislang üblich, werden auch künftig bei der Erstel-
lung der berichtigten Indizes (rund zwei Wochen später) die 
Schätzwerte durch zwischenzeitlich eingetroffene Ergeb-
nisse der Originalmeldungen ersetzt.

2. Änderung der Abgrenzung bei den Auftragseingangsindi-
zes für die Teilgebiete

Ab Berichtsmonat Januar 2005 stehen die statistischen 
Daten des Monatsberichts für das Land Berlin nicht mehr in 
der Abgrenzung Berlin-West und Berlin-Ost zur Verfügung. 
Die für Berlin verfügbaren Daten werden seitdem insgesamt 
dem Teilgebiet „Neue Bundesländer“ zugerechnet; das 
„Frühere Bundesgebiet“ umfasst dementsprechend nicht 
mehr die Angaben für Berlin-West.

Um am aktuellen Rand einen Bruch in den Zeitreihen zu ver-
meiden, ist die Änderung im Gebietsstand rückwirkend zum 
Berichtsmonat Januar 2004 vorgenommen worden.

Weitere Auskünfte zum Auftragseingangsindex erteilt 
Dr. Norbert Herbel, Telefon 06 11/75-44 75,
E-Mail: norbert.herbel@destatis.de;

Informationen zum Produktionsindex sind erhältlich bei
Dr. Christiane Bald-Herbel, Telefon 06 11/75-21 92,
E-Mail: christiane.bald@destatis.de.

Umstellung der Preisindizes
für die Landwirtschaft auf das 
Basisjahr 2000

Mit Berichtsmonat Januar 2005 hat das Statistische Bun-
desamt die Statistiken der Erzeugerpreise landwirtschaft-
licher Produkte und der Einkaufspreise landwirtschaftli-
cher Betriebsmittel auf das neue Basisjahr 2000 umgestellt. 
Damit sind in allen Preisstatistiken die Umstellungsarbeiten 
auf dieses Basisjahr abgeschlossen.

Wie in der Vergangenheit musste auch diesmal auf Son-
derrechnungen der Landwirtschaftlichen Gesamtrechnung 
gewartet werden, was die Arbeiten an der Umstellung der 
Agrarpreisstatistiken auf das neue Basisjahr verzögert hat.

Mit dem jetzt abgelösten Basisjahr 1995 waren bei den 
Agrarpreisstatistiken einige vom Statistischen Amt der Euro-
päischen Gemeinschaften (Eurostat) initiierte methodi-
sche Änderungen eingeführt worden (siehe Vorholt, H.: „Zur 
Neuberechnung der Preisindizes für die Landwirtschaft“ in 
WiSta 3/2001, S. 203 ff.). Die Vorgabe, dass auch nicht-
landwirtschaftliche Nebentätigkeiten (Weiterverarbeitung 
eigener Produkte, Hofverkauf an private Verbraucher, Land-
schaftspflege, Urlaub auf dem Bauernhof usw.) preisstatis-
tisch beobachtet werden sollen, wurde von Eurostat wie-
der zurückgezogen, da der damit verbundene zusätzliche 
Aufwand von den nationalen statistischen Ämtern nicht zu 
bewältigen war.

Mit der Umstellung auf das Basisjahr 2000 sind die metho-
dischen Grundlagen des Basisjahres 1995 beibehalten wor-
den. Allerdings werden die Ergebnisse jetzt nach der von 
Eurostat verwendeten Gliederung dargestellt, um doppelte 
Indexberechnungen (nach nationaler und nach europäi-
scher Gliederung) zu vermeiden. Nur bei Saat- und Pflanz-
gut wurde national anders verfahren: Während bei der Euro-
stat-Gliederung Getreidesaatgut und Pflanzkartoffeln dem 
Getreide bzw. den Kartoffeln zugeordnet sind, werden sie in 
der deutschen Agrarpreisstatistik weiterhin separat geführt. 
Ein anderes Vorgehen hätte bei wichtigen Preisreihen einen 
Strukturbruch verursacht, sodass die Fortführung langer 
Reihen nicht möglich gewesen wäre.

Wie üblich wurden der Warenkorb und die Wägungssche-
mata den Marktverhältnissen im neuen Basisjahr 2000 
angepasst. Beim Erzeugerpreisindex landwirtschaftlicher 
Produkte gab es erwähnenswerte Rückgänge beim Gewicht 
vor allem bei Schlachtbullen und Speisekartoffeln (– 30 bzw. 
– 16 Promillepunkte), dagegen haben sich die Gewichte bei 
Schnittblumen und Topfpflanzen, bei Gemüse sowie bei 
Getreide erhöht (+ 15, + 13 bzw. + 11 Promillepunkte).

Der landwirtschaftliche Erzeugerpreisindex ist im Jahr 
2004 auf Basis der aktualisierten Berechnungsgrundlagen
gegenüber dem Jahr 2000 praktisch unverändert geblieben 
(– 0,1%). Auf Basis 1995 war für den gleichen Zeitraum ein 
Indexrückgang um 1,6% festgestellt worden. In den Unter-
gliederungen sind die Abweichungen naturgemäß größer. 
Am größten sind die Unterschiede der Preisindizes für das 
Jahr 2004, bezogen auf das Jahr 2000, auf alter und auf 
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neuer Basis bei Speisekartoffeln (+ 69,6% auf Basis 2000
gegenüber + 41,1% auf Basis 1995) und bei Eiern (+ 12,6% 
auf Basis 2000 gegenüber + 1,6% auf Basis 1995). Bei 
Hackfrüchten ist dieser Effekt auf außergewöhnlich geringe 
Erzeugerpreise von Speisekartoffeln im Jahr 2000 zurück-
zuführen. Die Preise des Jahres 2004 – bezogen auf diese 
geringen Preise des Jahres 2000 – ergaben hohe Messzah-
len, die den Gewichtsrückgang von Speisekartoffeln über-
kompensiert haben. Bei Eiern führte eine Bereinigung und 
Erweiterung der Preisreihen zu den Unterschieden zwischen 
alter und neuer Basis.

Beim Index der Einkaufspreise landwirtschaftlicher 
Betriebsmittel waren die Veränderungen bei den Gewich-
ten zum Teil noch größer als beim landwirtschaftlichen 
Erzeugerpreisindex. So ergaben sich wesentlich höhere 
Gewichte bei Veterinärleistungen und Medikamenten (+ 50 
Promillepunkte), Neuanschaffungen größerer Maschinen 
und Kraftfahrzeugen (+ 30 Promillepunkte), Wasser (+ 29 
Promillepunkte) sowie bei Dieselkraftstoffen (+ 16 Promil-
lepunkte). Trotz dieser Veränderungen waren beim Index 
der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel die 
Unterschiede der Preisindizes für das Jahr 2004, bezogen 
auf das Jahr 2000, zwischen der alten und neuen Basis
eher gering (+ 7,6% auf Basis 2000 gegenüber + 7,3% auf 
Basis 1995).

Die Ergebnisse der Agrarpreisstatistik werden in der Fach-
serie 17 „Preise“, Reihe 1 „Preisindizes für die Land- und 
Forstwirtschaft“ veröffentlicht und stehen im Statistik-Shop 
des Statistischen Bundesamtes (http://www.destatis.de/
shop) als kostenfreie Downloads zur Verfügung.

Neuerscheinungen

Internetnutzung in Deutschland
über europäischem Durchschnitt

Deutschland hat in Europa bei der Nutzung von Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien (IKT) zwar keine 
Spitzenposition inne, liegt aber bei der Internetnutzung 
über dem europäischen Durchschnitt. Die neuesten amt-
lichen Daten zur IKT-Nutzung durch Unternehmen und die 
Bevölkerung Deutschlands – auch im europäischen Kon-
text – liegen nunmehr in der Broschüre „Informationstech-
nologie in Unternehmen und Haushalten 2004“ vor, die 
zusammen mit umfangreichen Tabellen kostenlos im Inter-
netangebot des Statistischen Bundesamtes heruntergela-
den werden kann (http://www.destatis.de/informations 
gesellschaft).

95% der Unternehmen ab 10 Beschäftigten in Deutschland 
hatten im ersten Quartal 2004 einen Internetzugang und 
50% der 16- bis 74-jährigen Bevölkerung gingen regelmä-
ßig, das heißt mindestens einmal pro Woche, online. Damit 
lag Deutschland über dem Durchschnitt der Europäischen 
Union (EU-15) mit 90 bzw. 47%, aber immer noch unter den 
Onliner-Anteilen in skandinavischen Ländern (z. B. Schwe-

den: 96% bei Unternehmen bzw. 75% bei der Bevölke-
rung).

Die deutsche Bevölkerung greift auf die Angebote des
E-Government im Internet stärker zu als ihre Nachbarn in der 
EU: 31% der Deutschen haben im ersten Quartal 2004 Infor-
mationen im Internetangebot öffentlicher Einrichtungen 
gesucht, der europäische Durchschnitt lag bei 25%. Hier 
waren Dänemark und Schweden mit 43% Spitzenreiter. Der 
Anteil der deutschen Unternehmen ab 10 Beschäftigten, die 
entsprechende Informationsangebote nutzten, lag mit 34% 
dagegen deutlich niedriger als der entsprechende Anteil in 
der EU-15 insgesamt (43%).

Im ersten Quartal 2004 setzten 84% der Unternehmen in 
Deutschland – hier einschließlich kleiner Unternehmen mit 
weniger als 10 Beschäftigten – Computer im Geschäfts-
ablauf ein (2002: 71%), 78% nutzten dabei das Internet 
(2002: 62%). Ein besonders starker Anstieg gegenüber 
2002 ist bei der Internetpräsenz der Unternehmen festzu-
stellen: 59% verfügten 2004 über eine eigene Homepage 
oder eine mehrere Seiten umfassende Webseite, 2002 
waren es erst 33%.

Sowohl Einkäufe als auch Verkäufe über das Internet
(E-Commerce) haben bei den Unternehmen deutlich zuge-
nommen: Nach 22% im gesamten Jahr 2002 bestellten im 
Jahr 2003 bereits 37% aller Unternehmen Produkte über 
das Internet. Rund 10% der Unternehmen erhielten im Jahr 
2003 Bestellungen über das Internet (2002: 8%). Ihr Umsatz 
über das Internet hat sich – auf niedrigem Niveau – gegen-
über dem Vorjahr verdoppelt. Insgesamt haben die Unter-
nehmen etwa 1% ihrer Umsätze über das Internet erzielt.

Der Trend zum Internet hält auch bei der Bevölkerung 
Deutschlands weiter an: 58% aller Personen ab zehn Jah-
ren gingen im ersten Quartal 2004 mindestens einmal ins 
Internet, sei es zu privaten oder beruflichen Zwecken. Das 
waren etwa 42 Mill. Menschen. Zwei Jahre zuvor waren es 
46%. Dabei ist die Internetnutzung stark altersabhängig: 
86% der 10- bis 24-Jährigen waren online, aber nur 22% 
der über 54-Jährigen.

Gleiche Internetbeteiligung von Frauen und Männern ist 
bei den jüngeren und mittleren Altersgruppen annähernd 
erreicht. Bei den über 54-Jährigen geht dagegen mit 30% 
ein doppelt so hoher Anteil von Männern online als von 
Frauen (15%).

Die Suche von Informationen über Produkte und Dienstleis-
tungen (82%) und der E-Mail-Austausch (80%) stehen bei 
der privaten Internetnutzung im Vordergrund. 43% der On-
liner haben im ersten Quartal 2004 über das Internet einge-
kauft (E-Commerce). Der Kauf von Büchern und Zeitschriften 
rangiert bei den Produkten weiterhin vorn.

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Irene Kahle, Telefon 06 11/75-20 99,
E-Mail: irene.kahle@destatis.de.
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Kompakt

Weniger Geburten und Sterbefälle, 
mehr Eheschließungen im Jahr 2004

Vorläufige Ergebnisse für das Jahr 2004 weisen auf eine 
Abnahme der Geburten und Sterbefälle und einen Anstieg 
der Eheschließungen in Deutschland hin.

Im Jahr 2004 heirateten 395 000 Paare, im Jahr 2003 waren 
es 383 000 gewesen. Damit ist die Zahl der Eheschließun-
gen leicht angestiegen (+ 3,0%). Seit Anfang der 1990er-
Jahre nimmt die Zahl der standesamtlichen Trauungen ab. 
Diese rückläufige Tendenz war nur 1999 und 2002 unter-
brochen worden.

Im Jahr 2004 wurden 712 000 lebendgeborene Kinder 
registriert, 3 000 oder 0,5% weniger als 2003. Die Zahl der 
Geburten geht, mit Ausnahme der Jahre 1996 und 1997, 
seit 1991 zurück.

Die Zahl der Sterbefälle war von 1993 bis 2001 ständig 
gesunken und dann 2002 sowie 2003 wieder angestiegen. 
Mit rund 821 000 Sterbefällen ist für das Jahr 2004 wieder 
ein Rückgang um 37 000 bzw. 4,3% gegenüber 2003 zu ver-
zeichnen. 

Im Jahr 2004 starben somit etwa 110 000 Menschen mehr 
als Kinder geboren wurden. Im Jahr 2003 war das Geburten-
defizit um etwa 33 000 höher ausgefallen.

Weitere Auskünfte erteilt
Martin Conrad, Telefon 06 11/75-23 58,
E-Mail: martin.conrad@destatis.de.

Fleischproduktion 2004
auf Rekordniveau

Im Jahr 2004 wurden insgesamt 6,6 Mill. Tonnen (t) Fleisch 
aus gewerblichen Schlachtungen erzeugt. Nur 1991 war die 
Fleischproduktion aufgrund des Abbaus der Bestände in der 
ehemaligen DDR höher gewesen. Den Hauptanteil an der 
Fleischerzeugung hatte Schweinefleisch mit gut 4,3 Mill. t, 
gefolgt von Rindfleisch (1,2 Mill. t) und Geflügelfleisch (1,0 
Mill. t). Die gesamte gewerbliche Produktion von Fleisch ist 
damit gegenüber dem Vorjahr um 4,1% gestiegen. Dies ist 
sowohl auf einen Anstieg der Zahl der Rinder- und Schweine-
schlachtungen als auch auf eine Zunahme der Produktion 
von Geflügelfleisch zurückzuführen.

Die Zahl der Schweineschlachtungen ist im abgelaufenen 
Jahr um 1,6 Mill. Tiere oder 3,5% auf einen neuen Höchst-
stand von 46,5 Mill. Tieren gestiegen. Aufgrund der leicht 
rückläufigen durchschnittlichen Schlachtgewichte stieg die 
Schlachtmenge aus gewerblichen Schlachtungen aber nur 
um 3,1% auf 4,3 Mill. t. Der Anstieg der Zahl der Schlachtun-
gen ist nur zum Teil auf eine Steigerung der heimischen Pro-
duktion zurückzuführen. Während die Schlachtungen von 
Schweinen inländischer Herkunft um 843 000 Tiere oder 

2,0% stiegen, nahmen die Schlachtungen von importierten 
Schweinen um 743 000 Tiere oder 35,9% zu.

Bedingt durch den Abbau der Rinder- und Kälberbestände 
im Jahr 2004 stieg die Zahl der geschlachteten Rinder (ein-
schließlich Kälber) um 183 000 (+ 4,7%) auf 4,1 Mill. Tiere. 
Der überwiegende Teil der Schlachtungen entfiel auf Ochsen 
und Bullen (1,7 Mill.), gefolgt von 1,5 Mill. Kühen, 500 000 
Färsen und 369 000 Kälbern. Die größten Zuwächse waren 
bei Kälbern mit 41 000 Tieren (+ 12,6%) zu beobachten, es 
folgten Kühe mit 69 000 Tieren (+ 4,8%) sowie Ochsen und 
Bullen mit 67 000 Tieren (+ 4,1%).

Die Erzeugung von Geflügelfleisch stieg gegenüber 2003 
um 9,6% auf 1,0 Mill. t, und nimmt damit einen Anteil von 
15,4% an der gesamten gewerblichen Fleischerzeugung 
ein. An der Erzeugung von Geflügelfleisch hatte Jungmast-
hühnerfleisch mit 548 000 t den größten Anteil (53,9%), 
gefolgt von Truthuhnfleisch mit 391 000 t (38,4%). Die Pro-
duktion von Jungmasthühnerfleisch stieg um 11,1% und 
die von Truthuhnfleisch um 10,0%. Dagegen ging die Erzeu-
gung von Entenfleisch um 12,5% zurück.

Weitere Auskünfte erteilt
Hans-Gert Röhrig, Telefon 0 18 88/6 44-86 91,
E-Mail: hans-gert.roehrig@destatis.de.

Baumobsternte 2004

Auch jetzt profitiert Deutschland noch von einer guten Ernte 
an Baumobst im vorigen Jahr; insbesondere Äpfel und Bir-
nen der Ernte 2004 kommen als beliebteste Obstarten bis 
ins Frühjahr in den Handel. Im deutschen Marktobstbau 
wurden im Jahr 2004 1,18 Mill. Tonnen (t) Baumobst geern-
tet. Dies ist die höchste Erntemenge seit der Begrenzung der 
Ernteermittlung auf den Marktobstbau im Jahr 2002. Gegen-
über dem Vorjahr stieg die gesamte Erntemenge damit um 
19,1% oder knapp 190 000 t.

Den größten Anteil an der Produktionsmenge nahmen mit 
80% die Äpfel (945 000 t) ein; mit 6,6% bzw. gut 77 000 t 
folgten aufgrund der Rekordernte 2004 die Zwetschen und 
mit 6,5% bzw. knapp 77 000 t die Birnen. Entsprechend der 
Zunahme der gesamten Baumobsternte gegenüber dem Vor-
jahr wurde bei allen wichtigen Obstarten mehr geerntet. Die 
sehr guten Erntemengen aus dem Jahr 2000 wurden jedoch 
nur bei Birnen und vor allem bei Zwetschen überschritten.

Da die eigene Baumobsternte den Inlandsverbrauch nicht 
deckt, wurde 2004 fast noch einmal so viel Baumobst 
importiert wie im eigenen Land geerntet wurde, nämlich 
etwa 1 Mill. t (vorläufiges Ergebnis für den Zeitraum Januar 
bis November 2004: 922 000 t). Wegen der guten Ernte ging 
der Importüberschuss im Vergleich zu 2003 allerdings um 
fast ein Fünftel zurück. Hauptlieferland für Baumobst ist Ita-
lien.

Baden-Württemberg ist mit einem Anteil von fast 38% an 
der Baumobsternte 2004 das bedeutendste Anbauland. 
Weitere Schwerpunkte der deutschen Baumobstproduktion 
befinden sich in Niedersachsen (Äpfel, Süßkirschen), Sach-
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sen (Äpfel, Sauerkirschen), Rheinland-Pfalz (Zwetschen, 
Sauerkirschen) und Bayern (Birnen, Zwetschen).

Weitere Auskünfte erteilt
Ute Walsemann, Telefon 0 18 88/6 44-86 06,
E-Mail: ernte@destatis.de.

Weinbestand und
Weinimporte 2004
Ende Juli 2004 lagerten in den Kellern und Lagerräumen 
der Erzeugerbetriebe und des Großhandels insgesamt 12,6 
Mill. Hektoliter (hl) Wein. Dies waren 1,6 Mill. hl oder 11,6% 
weniger als im Vorjahr. Der Bestand setzte sich zu zwei 
Dritteln aus Weißweinen und einem Drittel aus Rotweinen 
zusammen. Im Vorjahr hatte der Anteil der Weißweine mit 
68% noch etwas höher gelegen.

53% der Weine lagerten bei den Weinbaubetrieben und 
Winzergenossenschaften, 47% waren bei den weiterverar-
beitenden Betrieben und im Großhandel vorrätig.

73% des Weines stammten aus Deutschland, 22% aus 
anderen EU-Ländern und 5% aus Drittländern. Die Weine 
deutscher Herkunft waren vorwiegend weiße Qualitäts-
weine (57%), bei den Weinen aus anderen EU-Ländern han-
delte es sich in 60% der Fälle um weiße Schaumweine, wäh-
rend bei Weinen aus Drittländern der rote Trinkwein mit 
75% dominierte.

Mehr als die Hälfte (56%) der Weinbestände lagerte in 
Rheinland-Pfalz (7,0 Mill. hl), gefolgt von Baden-Württem-
berg (2,5 Mill. hl oder 20%) und Hessen (1,5 Mill. hl oder 
12%).

Der Aufwärtstrend bei den Weinimporten hielt auch im Jahr 
2004 an: Rund 1,2 Mrd. Liter Wein wurden eingeführt; dies 
übertraf die Vorjahresmenge um rund 6%. Der Gesamtwert 
der Importe lag nahezu unverändert bei 1,4 Mrd. Euro.

Die Steigerung der Einfuhrmenge ist ausschließlich den 
Weißweinen zuzuschreiben. Im Jahr 2004 wurden 491 
Mill. Liter Weißwein importiert; das waren 15,9% mehr als 
im Vorjahr (424 Mill. Liter). Der Anteil der Weißweine an 
der Gesamteinfuhrmenge von Wein erhöhte sich von 38% 
(2003) auf 42% (2004). Die Rotweineinfuhren betrugen 
2004 etwa 675 Mill. Liter und erreichten damit knapp das 
Vorjahresergebnis von 679 Mill. Litern (– 0,6%).

Die wichtigsten Herkunftsländer der Weißweine im Jahr 
2004 waren Italien (211 Mill. Liter im Wert von 190 Mill. 
Euro), Spanien (136 Mill. Liter im Wert von 48 Mill. Euro) 
und Frankreich (52 Mill. Liter im Wert von 88 Mill. Euro), Rot-
weine kamen hauptsächlich aus Italien (184 Mill. Liter im 
Wert von 297 Mill. Euro), Frankreich (169 Mill. Liter im Wert 
von 312 Mill. Euro) und Spanien (87 Mill. Liter im Wert von 
133 Mill. Euro).

Immer größerer Beliebtheit erfreuen sich außereuropäische 
Weine. Im Jahr 2004 wurden 63 Mill. Liter Wein im Wert von 
66 Mill. Euro aus Chile importiert. Aus den Vereinigten Staa-
ten kamen 48 Mill. Liter für 61 Mill. Euro, aus Australien 32 

Mill. Liter für 57 Mill. Euro und aus Südafrika 24 Mill. Liter 
für 44 Mill. Euro. Aus diesen Ländern kommen hauptsäch-
lich Rotweine. Der Anteil der Rotweinimporte an den gesam-
ten Weinimporten aus diesem Land betrug für Chile 83%, 
für die Vereinigten Staaten 79%, für Australien 75% und für 
Südafrika 64%.

Die Durchschnittswerte für importierten Wein waren im Jahr 
2004 niedriger als im Vorjahr. So kostete ein Liter Weiß-
wein durchschnittlich 0,87 Euro (– 12,3% gegenüber 2003) 
und ein Liter Rotwein 1,50 Euro (– 3,4% gegenüber 2003). 
Vor allem bei den Weißweinen sind je nach Herkunftsland 
große Unterschiede der Durchschnittswerte zu beobach-
ten. Im Jahr 2004 kostete ein Liter Weißwein aus Frankreich 
durchschnittlich 1,70 Euro. Spanischer Weißwein wurde für 
durchschnittlich 0,35 Euro importiert. Die rückläufige Ent-
wicklung der Durchschnittswerte ist auch auf die zuneh-
mende Nachfrage nach preisgünstigem Tafelwein und Sekt-
grundwein zurückzuführen.

Weitere Auskünfte erteilen zu den Weinbeständen
Dr. Isabella Mehlin, Telefon 06 11/75-86 13,
E-Mail: isabella.mehlin@destatis.de
sowie zu den Weinimporten
Rainer Neidhöfer, Telefon 06 11/75-83 84,
E-Mail: rainer.neidhoefer@destatis.de.

Unternehmensinsolvenzen 2004
Im Jahr 2004 lag die Zahl der Unternehmensinsolvenzen 
nach vorläufigen Ergebnissen mit 39 213 geringfügig nied-
riger als 2003 (39 320; – 0,3%). Die Insolvenzen von Per-
sonen- und Kapitalgesellschaften – und damit der größeren 
Unternehmen – gingen um knapp 6% auf 22 424 zurück. 
Dagegen nahm die Zahl der Insolvenzen von Einzelunter-
nehmen, Freien Berufen und Kleinunternehmen, die wie alle 
natürlichen Personen von der Möglichkeit der Restschuld-
befreiung und Stundung der Verfahrenskosten profitieren, 
um 8,4% auf 16 299 zu.

Den stärksten Anstieg gab es jedoch mit 46% bei den Ver-
braucherinsolvenzen: 49 123 Verbraucher nahmen 2004 
ein Insolvenzgericht in Anspruch. Ebenfalls weiter zuge-
nommen, und zwar um 8,2% auf 27 488, haben die Insol-
venzen von ehemals selbstständig Tätigen und von solchen 
natürlichen Personen, die in ihrer Funktion als Gesellschaf-
ter betroffen waren. Einschließlich der 2 450 Nachlassinsol-
venzen belief sich die Gesamtzahl der gerichtlichen Insol-
venzverfahren im Jahr 2004 damit auf 118 274 (+ 17%).

Die gesamten voraussichtlichen Forderungen der Gläubiger 
wurden 2004 von den Gerichten mit 39,2 Mrd. Euro ange-
geben (2003: knapp 42 Mrd. Euro). Obwohl die Unterneh-
mensinsolvenzen nur etwa ein Drittel aller Insolvenzen aus-
machten, entfielen auf sie zwei Drittel der Forderungen. Für 
die 49 123 Verbraucherinsolvenzen wurden Forderungen in 
der Gesamthöhe von 3,7 Mrd. Euro veranschlagt. Bei über 
zwei Dritteln der Verbraucherinsolvenzen beliefen sich die 
offenen Forderungen auf weniger als 50 000 Euro.

Weitere Auskünfte erteilt
Jürgen Angele, Telefon 06 11/75-29 78,
E-Mail: juergen.angele@destatis.de.
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Gewerbeanzeigen im Jahr 2004

Im Jahr 2004 wurden in Deutschland nach vorläufigen 
Ergebnissen rund 960 000 Gewerbe angemeldet, das waren 
18,4% mehr als im Jahr 2003. Im gleichen Zeitraum stieg 
die Zahl der Abmeldungen von Gewerbebetrieben um 3,4% 
auf knapp 676 000.

Die starke Zunahme der Anmeldungen steht im Zusammen-
hang mit einem auch schon 2003 beobachteten Gründungs-
boom bei Kleinunternehmen, zu denen auch die so genann-
ten Ich-AGs und Nebenerwerbsbetriebe gehören. 2004 
wurden knapp 643 000 derartige Betriebe gegründet, 25% 
mehr als im Vorjahr; 2003 betrug die Zunahme sogar 27%. 
Aber auch die Zahl der Gründungen, von denen eine grö-
ßere wirtschaftliche Bedeutung erwartet wird, war erstmals 
seit fünf Jahren wieder höher als im Vorjahr: Sie stieg um 
7% auf 176 000. Knapp 31% der Gewerbetreibenden, die 
sich 2004 an einer Gründung beteiligten, waren Frauen. In 
78 000 Fällen wurde die Übernahme eines Betriebes infolge 
Kauf, Pacht, Eintritt der Erbfolge oder einer Rechtsform-
änderung gemeldet (– 0,5%). In etwa 59 000 Fällen ver-
legten Betriebe lediglich ihren Standort (+ 18%). Bei 4 000 
Meldungen wurde als Anlass für die Meldung die Umwand-
lung des Unternehmens, sei es durch Auslagerung oder Ver-
schmelzung, mitgeteilt (+ 10%).

Hauptgrund für eine Abmeldung war in 531 000 Fällen die 
vollständige Aufgabe des Gewerbebetriebs (+ 3%). Aufgege-
ben haben knapp 134 000 Betriebe mit größerer wirtschaft-
licher Substanz, einschließlich Zweigniederlassungen und 
Filialen (+ 0,6%) und 397 000 Klein- oder Nebenerwerbs-
betriebe (+ 4%). Weibliche Gewerbetreibende waren an 
den vollständigen Aufgaben zu 29% beteiligt. Veräußerun-
gen oder Verpachtungen von Betrieben, Änderungen der 
Rechtsform oder Gesellschafteraustritte führten zu weiteren 
72 000 Abmeldungen (– 0,1%). Bei 66 000 Abmeldungen 
war an einem anderen Ort ein Neuanfang geplant (+ 13%). 
Die Zahl der Abmeldungen durch Umwandlung, bei denen 
die bisherige Rechtsform erlosch, lag im Jahr 2004 bei fast 
7 000 (+ 10%).

Weitere Auskünfte erteilt
Brigitte Saling, Telefon 06 11/75-26 00,
E-Mail: brigitte.saling@destatis.de.

Stromerzeugung aus Wasserkraft
im Jahr 2004

27,0 Terawattstunden (TWh) Strom wurden in Deutschland 
im Jahr 2004 aus Wasserkraft erzeugt, das sind 27 Mrd. 
Kilowattstunden. Die Stromerzeugung aus Wasserkraft stieg 
damit von 19,2 TWh im Jahr 1991 um 40,6%, gegenüber 
2003 (24,1 TWh) betrug der Anstieg 12%. Diese Entwick-
lung verlief jedoch nicht stetig, da sie auch von den natür-
lichen Gegebenheiten abhängt. So wurde der höchste Wert 
aufgrund eines sehr günstigen Wasserdargebotes im Jahr 
2000 mit 29,4 TWh erreicht.

Wasserkraft ist nicht in jedem Fall regenerative Energie.
Bei Lauf- und Speicherkraftwerken wird die gesamte Strom-

erzeugung als regenerativ gezählt; bei Pumpspeicherkraft-
werken hingegen muss in Umsetzung der europäischen 
Richtlinie 2001/77/EG zwischen einem natürlichen Zulauf 
im Oberbecken und einem künstlichen, also gepumpten 
Zulauf unterschieden werden. Nur der Strom, der in Pump-
speicherkraftwerken mit natürlichem Zufluss erzeugt wird, 
ist als erneuerbar anzusehen. Deshalb weicht die gesamte 
Stromerzeugung von der regenerativen ab. Die Stromerzeu-
gung aus dem regenerativen Teil der Wasserkraft erhöhte 
sich von 15,9 TWh im Jahr 1991 auf 19,8 TWh (2003) und 
21,1 TWh im Jahr 2004. Das ist ein Plus von fast 33% gegen-
über 1991 oder 6,6% gegenüber 2003.

Der Anteil der Stromerzeugung aus Wasserkraft an der ge-
samten Bruttostromerzeugung (einschl. Einspeisungen) be-
trug im Jahr 2004  4,5%. 1991 hatte er 3,6% betragen. Der 
regenerative Anteil der Stromerzeugung aus Wasserkraft lag 
2004 bei 3,5% und 1991 bei 2,9%.

Die Angaben beziehen sich auf alle wesentlichen Wasser-
kraftwerke, das sind die Kraftwerke der allgemeinen Ver-
sorgung, die Industriekraftwerke und die Anlagen Dritter, 
welche Strom aus Wasserkraft ins Netz der allgemeinen Ver-
sorgung einspeisen.

Weitere Auskünfte erteilt
Wolfgang Bayer, Telefon 06 11/75-29 70,
E-Mail: wolfgang.bayer@destatis.de.

Beschäftigte und Umsatz
im Handwerk 2004

Im Jahr 2004 waren nach vorläufigen Ergebnissen 3,4% 
weniger Personen im zulassungspflichtigen Handwerk tätig 
als im Jahr 2003. Die Umsätze der selbstständigen Hand-
werksunternehmen in diesen Gewerben lagen um 1,6% 
unter denen des Vorjahres.

Nach der Änderung der Handwerksordnung zum Jahresbe-
ginn 2004 umfasst das zulassungspflichtige Handwerk 41 
Handwerksberufe, bei denen eine Eintragung in die Hand-
werksrolle aufgrund einer Meisterprüfung oder einer aner-
kannten vergleichbaren Qualifikation erforderlich ist.

Weniger Beschäftigte gab es in sechs der insgesamt sieben 
Gewerbegruppen des zulassungspflichtigen Handwerks. 
Am stärksten fiel der Personalabbau im Bauhauptgewerbe 
aus: Hier waren 6,5% weniger Personen beschäftigt als 
2003. Lediglich im Gesundheitsgewerbe erhöhte sich die 
Zahl der Beschäftigten um 0,5%.

Die Umsätze waren im Jahr 2004 in fünf der sieben Gewerbe-
gruppen niedriger als im Vorjahr. Den größten Umsatzrück-
gang gab es mit 7,2% im Gesundheitsgewerbe. So führ-
ten bei den Augenoptikern insbesondere Brillenkäufe, die 
wegen der Gesundheitsreform ab Januar 2004 ins Jahr 2003 
vorgezogen worden waren, zu niedrigeren Umsätzen. Den 
stärksten Umsatzanstieg erzielten mit 2,1% die Handwerke 
für den gewerblichen Bedarf.
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Weitere Auskünfte erteilt
Michael Ziebach, Telefon 06 11/75-28 11,
E-Mail: handwerksbericht@destatis.de.

Daten zum Bauen in Deutschland

Weniger Baugenehmigungen, aber
mehr Baufertigstellungen im Jahr 2004

Im Jahr 2004 wurde in Deutschland der Bau von rund 
268 100 Wohnungen genehmigt. Das waren 9,7% oder 
28 700 Baugenehmigungen weniger als im Vorjahr. Damit 
liegen die Baugenehmigungen in etwa wieder auf dem 
Niveau von 2002, nachdem ihre Zahl im Jahr 2003 aufgrund 
der politischen Diskussion um die Kürzung der Eigenheim-
zulage um 8,3% zugenommen hatte.

Von Januar bis Dezember 2004 wurden in Wohngebäuden 
rund 235 900 Neubauwohnungen und 27 900 Wohnungen 
durch Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden (z. B. 
Ausbau von Dachgeschossen) genehmigt. Deutlich weni-
ger Baugenehmigungen gab es für Wohnungen in Ein- und 
Zweifamilienhäusern (– 13,3 und – 13,8%). Ebenfalls gerin-
ger war die Zahl der Genehmigungen von Neubauwohnun-
gen in Mehrfamilienhäusern (– 2,0%).

Der umbaute Raum der genehmigten neuen Nichtwohnge-
bäude ging gegenüber dem Vorjahreszeitraum von 175,5 
Mill. m3 auf 165,3 Mill. m3 zurück (– 5,8%). Dieser Rück-
gang spiegelt sich sowohl bei den nichtöffentlichen Bau-
herren (– 6,2%) als auch bei den öffentlichen Bauherren 
(– 2,5%) wider.

278 000 Wohnungen wurden im Jahr 2004 in Deutschland 
fertig gestellt. Das waren 3,7% oder 9 900 Baufertigstellun-
gen mehr als im Vorjahr.

Von Januar bis Dezember 2004 wurden in Wohngebäuden 
247 800 Neubauwohnungen und 25 500 Wohnungen durch 
Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden (z. B. Ausbau 
von Dachgeschossen) fertig gestellt. Deutlich mehr Bau-
fertigstellungen gab es bei neuen Wohnungen in Einfami-
lienhäusern (+ 9,3%), weniger bei Neubauwohnungen in
Zweifamilienhäusern (– 0,7%) und in Mehrfamilienhäusern 
(– 1,4%).

Der umbaute Raum der fertig gestellten neuen Nichtwohn-
gebäude ging gegenüber dem Jahr 2003 von 178,9 Mill. m3

auf 175,2 Mill. m3 zurück (– 2,1%). Dieser Rückgang spiegelt 
sich sowohl bei den nichtöffentlichen Bauherren (– 2,1%) 
als auch bei den öffentlichen Bauherren (– 1,8%) wider.

Weitere Auskünfte erteilen
Kerstin Kortmann (Baugenehmigungen),
Telefon 06 11/75-47 40,
E-Mail: kerstin.kortmann@destatis.de, sowie
Ulrich Krumbein (Baufertigstellungen),
Telefon 06 11/75-28 84,
E-Mail: bautaetigkeit@destatis.de.

Rückgang der Bauinvestitionen
hat sich verlangsamt

Die Bauinvestitionen haben sich im Jahr 2004 preisberei-
nigt um 2,6% verringert. Nach Berechnungen im Rahmen 
des Bruttoinlandsprodukts gehen die Bauinvestitionen seit 
1995 zurück, lediglich im Jahr 1999 nahmen sie zu. In den 
Folgejahren verminderte sich die Baunachfrage um jährlich 
bis zu 5,8%, also deutlich stärker als im Jahr 2004.

Während die Investitionen in Wohnbauten im Jahr 2004 nur 
vergleichsweise gering um 1,6% zurückgingen, waren die 
Investitionen in Nichtwohnbauten zum Teil recht stark von 
der nachlassenden Baukonjunktur betroffen: Die Investitio-
nen in öffentliche Hochbauten verminderten sich um 8,7%, 
in gewerbliche Hochbauten um 4,5%. Die Nachfrage nach 
öffentlichen und gewerblichen Tiefbauten ging weniger 
stark zurück, nämlich um 2,9 bzw. 1,5%.

Mit 1,3% für das Jahr 2004 war die seit 1995 höchste Preis-
steigerung bei den Bauinvestitionen zu verzeichnen, die 
insbesondere auf die stark gestiegenen Stahlpreise zurück-
zuführen war.

Während im Jahr 1991  49,6% der Bauinvestitionen in jewei-
ligen Preisen Investitionen in Wohnbauten waren, stieg die-
ser Anteil bis 2004 auf 58,8%. Entsprechend fiel der Anteil 
der Investitionen in Nichtwohnbauten von 50,4% (1991) 
auf 41,2% (2004). 2004 gingen 25,4% aller Bauinvestitio-
nen in Hochbauten, die nicht Wohnzwecken dienen, 15,8% 
flossen in den Tiefbau. Im Jahr 1991 waren beide Anteile 
noch deutlich höher, nämlich 31,8 bzw. 18,6%.

Die Baunachfrage des Staates in jeweiligen Preisen ist von 
1991 bis 2004 um 18,7% zurückgegangen: Die Investitio-
nen des Staates in neue Bauten einschließlich Wohnbauten 
betrugen im Jahr 1991 32,59 Mrd. Euro und damit 17,1% 
der gesamten Bauinvestitionen; im Jahr 2004 waren es nur 
noch 26,48 Mrd. Euro (12,9% der Bauinvestitionen). Dage-
gen wurde im Jahr 2004 mit 178,99 Mrd. Euro 13% mehr in 
gewerbliche Bauten investiert als im Jahr 1991 mit 158,33 
Mrd. Euro. Der Rückgang der öffentlichen Bauinvestitio-
nen wird sich mit der zunehmenden privaten Finanzierung 
öffentlicher Bauvorhaben fortsetzen.

Weitere Auskünfte erteilt
Alfons Herzog, Telefon 06 11/75-27 92,
E-Mail: vgr-bauinvestitionen@destatis.de.

Unfallbilanz 2004:
12% weniger Verkehrstote

Auf Deutschlands Straßen wurden nach vorläufigen Ergeb-
nissen im Jahr 2004 bei Verkehrsunfällen 5 844 Verkehrs-
teilnehmer getötet, das waren 11,6% weniger als im Vor-
jahr. Die Zahl der Verkehrsopfer war – seit Einführung der 
Straßenverkehrsunfallstatistik im Jahr 1953 – noch nie so 
niedrig; trotzdem verunglückte immer noch fast alle 90 
Minuten ein Straßenverkehrsteilnehmer tödlich. Auch die 
Zahl der Personen, die bei Straßenverkehrsunfällen im Jahr 
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2004 verletzt wurden, ist um 4,9% auf 439 500 gegenüber 
dem Vorjahr zurückgegangen.

Nahezu konstant geblieben ist die Zahl der Straßenver-
kehrsunfälle insgesamt. Die Polizei registrierte im vergan-
genen Jahr 2,25 Mill. Unfälle (– 0,2% gegenüber 2003); dar-
unter waren 338 800 Unfälle mit Personenschaden (– 4,4%) 
und 120 100 schwerwiegende Unfälle mit Sachschaden 
(– 3,8%).

Deutlich weniger Verkehrstote gab es im Jahr 2004 insbe-
sondere in Mecklenburg-Vorpommern (– 27%), in Thürin-
gen (– 23%), in Rheinland-Pfalz (– 19%), in Hessen (– 16%) 
sowie in Brandenburg und Sachsen-Anhalt (jeweils – 15%). 
Die hohe Veränderungsrate in Bremen (– 65%) ergibt sich 
aufgrund der sehr kleinen Fallzahlen. Mehr Verkehrsteilneh-
mer kamen in Hamburg (+ 4,5%) und in Schleswig-Holstein 
(+ 3%) ums Leben. Gemessen an den Einwohnerzahlen lag 
der Bundesdurchschnitt 2004 bei 71 Getöteten im Straßen-
verkehr je 1 Mill. Einwohner. Im Vergleich zum Durchschnitt 
wurden in den Stadtstaaten Bremen (11), Berlin (21) und 
Hamburg (27) wesentlich weniger Personen bei Straßenver-
kehrsunfällen getötet. Die Werte in Mecklenburg-Vorpom-
mern lagen mit 119, in Brandenburg mit 109 und in Sach-
sen-Anhalt mit 103 weit über dem Durchschnitt. Die Zahl der 
Getöteten je 1 Mill. Einwohner für diese Länder ist jedoch 
gegenüber dem Höchststand im Jahr 1991 stark gesunken: 
Damals gab es zum Beispiel in Sachsen-Anhalt 245 und in 
Brandenburg 363 Verkehrstote je 1 Mill. Einwohner.

Weitere Auskünfte erteilt
Ingeborg Vorndran, Telefon 06 11/75-45 47,
E-Mail: verkehrsunfaelle@destatis.de.

Außenhandel nach Ländern 2004

Die Ausfuhren in Länder außerhalb der Europäischen Union 
(EU) (sog. Drittländer) verzeichneten im Jahr 2004 im Ver-
gleich zu 2003 ein Plus von 11,2% (auf 264,8 Mrd. Euro). 
Sie erhöhten sich stärker als die deutschen Gesamtaus-
fuhren (+ 10,4% auf 733,5 Mrd. Euro). Von den Exporten 
in Drittländer stiegen besonders die Ausfuhren in die Rus-
sische Föderation (+ 23,5% auf 15,0 Mrd. Euro) und nach 
China (+ 15,0% auf 21,0 Mrd. Euro). Die Ausfuhren in die 
Vereinigten Staaten (+ 5,1% auf 64,8 Mrd. Euro) und nach 
Japan (+ 6,8% auf 12,7 Mrd. Euro) nahmen unterdurch-
schnittlich zu. Die Versendungen in EU-Mitgliedsländer sind 
2004 um 9,9% auf 468,6 Mrd. Euro gestiegen und damit 
weniger stark als die deutschen Gesamtausfuhren. In die 
nicht zur Europäischen Währungsunion (Eurozone) zäh-
lenden Länder der EU gingen Waren für insgesamt 149,6 
Mrd. Euro (+ 8,7%), in die Eurozone für 319,0 Mrd. Euro 
(+ 10,5%). Das Plus der Ausfuhren in die Eurozone war also 
größer als die Zunahme der Gesamtausfuhren.

Die deutschen Einfuhren insgesamt wiesen 2004 gegenüber 
dem Vorjahr ein Plus von 8,0% auf 577,4 Mrd. Euro auf. Die 
Eingänge aus den EU-Mitgliedsländern erhöhten sich dage-
gen weniger stark (+ 6,9% auf 346,5 Mrd. Euro). Die Waren-
sendungen aus der Gruppe der nicht zur Eurozone zählen-
den EU-Staaten stiegen um 3,4% auf 112,0 Mrd. Euro, aus 

der Eurozone um 8,7% auf 234,5 Mrd. Euro. Die Zunahme
der Wareneingänge aus der Eurozone war damit größer als 
die der Gesamteinfuhren. Insbesondere die Wareneingänge 
aus den Niederlanden haben stark zugenommen (+ 13,2% 
auf 47,9 Mrd. Euro). Die Importe aus Drittländern erhöhten 
sich noch stärker (+ 9,7% auf 230,9 Mrd. Euro). Überdurch-
schnittlich wuchsen dabei vor allem die Einfuhren aus China 
(+ 26,4% auf 32,5 Mrd. Euro), der Russischen Föderation 
(+ 14,0% auf 16,2 Mrd. Euro) und der Schweiz (+ 12,2% auf 
21,4 Mrd. Euro). Mehr Güter wurden auch aus Japan (+ 7,2% 
auf 21,1 Mrd. Euro) und den Vereinigten Staaten (+ 2,6% auf 
40,3 Mrd. Euro) bezogen.

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Silke Gehle, Telefon 06 11/75-34 92,
E-Mail: silke.gehle@destatis.de.

Informationen
zum Weltfrauentag 2005

91% der allein Erziehenden sind Frauen

91% der Haushalte von allein Erziehenden sind solche von 
Frauen mit Kindern. Neben diesem Ergebnis liefert die Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) mit Daten aus 
dem ersten Halbjahr 2003 weitere Einblicke in das Leben 
der allein Erziehenden.

Haushalte allein Erziehender erzielten ein durchschnittli-
ches Bruttoeinkommen von monatlich 2 089 Euro, das sind 
61% des Bruttomonatseinkommens aller Haushalte (3 454 
Euro). Knapp 44% des Haushaltsbruttoeinkommens allein 
Erziehender stammten aus öffentlichen und nichtöffentli-
chen Transferleistungen, gegenüber 31% im Durchschnitt 
aller Haushalte. Auf staatliche Leistungen (z. B. Kinder-,
Wohn-, Erziehungsgeld, Sozialhilfe u. Ä.) entfielen 31% (639 
Euro) des Bruttoeinkommens. Nichtöffentliche Transferzah-
lungen – hauptsächlich Unterhaltsleistungen – machten 
13% aus (271 Euro; reine Unterhaltsleistung: 249 Euro).

Nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben verblieben den 
Haushalten allein Erziehender monatlich 1 810 Euro an Ein-
kommen zur Lebensführung (Durchschnitt aller Haushalte: 
2 820 Euro). Paare mit Kind(ern) hatten mit 3 820 Euro mehr 
als das Doppelte zur Verfügung.

Aufgrund des geringeren ausgabefähigen (verfügbaren) Ein-
kommens mussten allein Erziehende effizienter wirtschaf-
ten und knapper kalkulieren als der Durchschnittshaushalt. 
Den weit überwiegenden Teil ihres verfügbaren Einkom-
mens mussten sie für Konsumausgaben aufwenden: Mit 
88% wiesen allein Erziehende die höchste Konsumquote 
auf (Durchschnitt: 75%). Zur Deckung ihrer Grundbedürf-
nisse (Wohnen, Nahrungsmittel, Bekleidung) hatten die 
allein Erziehenden mit 57% (906 Euro) ihres Konsumbud-
gets anteilig die höchsten monatlichen Ausgaben im Ver-
gleich aller Haushalte (Durchschnitt: 52% bzw. 1 096 Euro).

Die Ausgaben für Nachrichtenübermittlung nahmen bei den 
allein Erziehenden einen größeren Anteil am Konsumbud-
get ein als im Durchschnitt aller Haushalte, nämlich 4,5% 
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gegenüber 3,1%. Hier lagen sie auch beim Ausstattungs-
grad mit den entsprechenden Gebrauchsgütern über dem 
Durchschnitt. Während der Ausstattungsgrad mit Personal-
computern Anfang 2003 im Bundesdurchschnitt bei 61% 
lag, besaßen 75% der allein Erziehenden einen PC. Jeder 
zweite Haushalt von allein Erziehenden hatte einen Internet-
anschluss (Durchschnitt: 46%), 84% besaßen ein Mobil-
telefon (Durchschnitt: 73%). Ähnlich hohe Ausstattungs-
grade mit modernen Informations- und Kommunikations-
gütern fanden sich nur bei Paarhaushalten mit Kindern.

Wegen der notwendigen primären Konsumorientierung ver-
blieben den allein Erziehenden zum Sparen durchschnitt-
lich nur 104 Euro im Monat; das war mit 6% des verfügba-
ren Einkommens die niedrigste Sparquote aller Haushalte. 
Paare mit Kind(ern) wiesen mit 14% die höchste Sparquote 
auf. Sie legten im ersten Halbjahr 2003 monatlich mehr als 
das Fünffache (546 Euro) zur Seite.

Aufgrund ihrer geringen Sparmöglichkeiten verfügten allein 
Erziehende mit 10 800 Euro über das niedrigste Bruttogeld-
vermögen (Durchschnitt: 40 300 Euro). Im Vergleich dazu 
besaßen Paare mit Kind(ern) mit 39 400 Euro fast das Vier-
fache. Auch beim Immobilienvermögen standen die allein 
Erziehenden mit einem durchschnittlichen Verkehrswert 
von 32 600 Euro am unteren Ende der Skala (Durchschnitt: 
109 700 Euro). Im Vergleich dazu betrug das Immobilienver-
mögen von Paaren mit Kind(ern) mit 146 800 Euro das 4,5-
Fache.

Ursächlich für das geringe Immobilienvermögen war die mit 
18% niedrige Wohneigentümerquote der allein Erziehenden 
(Durchschnitt: 43%). Dagegen lebten 58% der Paarhaus-
halte mit Kind(ern) in den eigenen vier Wänden. Allein Erzie-
hende bewohnten im Durchschnitt eine Fläche von 78 m2.
Damit stand ihnen im Vergleich zu Paaren mit Kind(ern) 
(115 m2) eine um rund 36 m2 geringere Wohnfläche zur Ver-
fügung.

Weitere Auskünfte erteilt der Auskunftsdienst
Wirtschaftsrechnungen und Zeitbudgets,
Telefon 0 18 88/6 44-88 80,
E-Mail: viiid-info@destatis.de.

Jede achte Frau versorgt Kinder
im Vorschulalter

In Deutschland versorgt rund jede achte Frau im erwerbsfä-
higen Alter (15 bis 64 Jahre) Kinder unter 6 Jahren im Haus-
halt. Das zeigen die Ergebnisse des Mikrozensus, der größ-
ten jährlichen Haushaltsbefragung in Europa, aus dem Mai 
2003.

Im früheren Bundesgebiet ziehen Frauen im erwerbsfähi-
gen Alter häufiger Kinder im Vorschulalter groß als in den 
neuen Ländern und Berlin-Ost. Im Mai 2003 betreuten 14% 
dieser rund 22,3 Mill. westdeutschen Frauen und 10% die-
ser knapp 5,1 Mill. ostdeutschen Frauen Vorschulkinder im 
Haushalt.

Von den Müttern mit Vorschulkindern waren im Westen 83% 
Ehefrauen, ein deutlich höherer Anteil als im Osten (52%). 
Im April 1996 hatte dieser Anteil für westdeutsche Mütter 

noch um fünf Prozentpunkte höher gelegen, für ostdeut-
sche Mütter noch um 13 Prozentpunkte höher. Vor allem 
im Osten Deutschlands gewinnen damit Mütter, die allein 
erziehend sind (2003: 21%, 1996: 16%) oder als Partne-
rin in einer Lebensgemeinschaft leben (2003: 27%, 1996: 
19%), eine immer stärkere Bedeutung für die Erziehung von 
Vorschulkindern.

In den neuen Ländern und Berlin-Ost vereinbaren Mütter
mit Vorschulkindern Familie und Beruf – insbesondere als 
Vollzeittätige – häufiger als im früheren Bundesgebiet. 
2003 übten 53% der ostdeutschen Mütter und 41% der 
westdeutschen Mütter eine Erwerbstätigkeit aus. Als Teil-
zeittätige stuften sich dabei deutlich weniger erwerbstätige 
Mütter im Osten ein (40%) als im Westen (74%). 58% der 
Mütter im Osten und 90% der Mütter im Westen gaben an, 
ihre Teilzeittätigkeit aus persönlichen oder familiären Grün-
den auszuüben.

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Klaus-Jürgen Duschek, Telefon 0 18 88/6 44-87 20,
E-Mail: mikrozensus@destatis.de.

52% des Personals im
öffentlichen Dienst sind Frauen

Mitte 2003 waren von den 4,8 Mill. Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst 52% Frauen. Seit 1960, als die Frauenquote 
im damaligen Bundesgebiet 27% betrug, ist sie kontinu-
ierlich gestiegen. Der Frauenanteil ist in den verschiede-
nen Tätigkeitsfeldern des öffentlichen Dienstes sehr unter-
schiedlich. Hohe Frauenquoten gibt es im Schulwesen 
(66%) – hier insbesondere an Grundschulen (82%) –, in 
Krankenhäusern (73%) und Kindergärten (97%). Verhältnis-
mäßig wenig Frauen sind bei der Polizei (23%) und bei der 
Bundeswehr (4%) zu finden. In Bereichen, in denen Frauen 
heute noch unterrepräsentiert sind, ist allerdings ein deutli-
cher Anstieg der Frauenquoten zu verzeichnen. Bei der Poli-
zei betrug die Frauenquote im Jahr 1993 noch 17%.

Entsprechend ihren Haupttätigkeitsfeldern sind Frauen 
überwiegend in mittleren Gehaltsgruppen eingestuft. Im 
mittleren Dienst, dem unter anderem ein großer Teil des 
Pflegepersonals angehört, sind 63% der Beschäftigten 
Frauen, im gehobenen Dienst (z. B. Grundschullehrer) 53%. 
Im höheren Dienst, im einfachen Dienst und bei den Arbei-
tern liegt die Frauenquote jeweils bei rund 35%.

Teilzeitarbeit und längerfristige Beurlaubungen nutzen Män-
ner und Frauen sehr unterschiedlich. Die Möglichkeit der 
Teilzeitarbeit (ohne Altersteilzeit) wird ganz überwiegend 
von Frauen wahrgenommen (87% aller Teilzeitbeschäftig-
ten im öffentlichen Dienst). Ähnlich hoch ist der Frauenan-
teil bei den Beschäftigten, die sich ohne Bezüge beurlauben 
lassen (89%), etwa zur Kindererziehung oder zur Betreuung 
pflegebedürftiger Angehöriger. Mitte 2003 hatten vier von 
zehn Frauen im öffentlichen Dienst einen Teilzeitarbeits-
platz, 7% waren ohne Bezüge beurlaubt.

Weitere Auskünfte erteilt
Susan Kriete-Dodds, Telefon 06 11/75-41 05,
E-Mail: personalstatistiken.oeffentlicher-
        dienst@destatis.de.



KURZNACHRICHTEN

Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2003 187

Nachrichten aus der Schulstatistik

Schülerzahlen sinken erstmals
auch in den alten Bundesländern

Im laufenden Schuljahr 2004/05 besuchen rund 9,6 Mill. 
Schülerinnen und Schüler allgemein bildende Schulen in 
Deutschland; das sind 102 400 oder 1,1% weniger als im 
Vorjahr. Erstmals seit der deutschen Vereinigung ist die 
Schülerzahl auch im früheren Bundesgebiet (ohne Berlin) 
gegenüber dem Vorjahr rückläufig (– 0,1%; – 6 600). In den 
neuen Ländern und Berlin setzt sich die seit dem Schul-
jahr 1996/97 anhaltende Abnahme der Schülerzahlen fort 
(– 5,7%; – 95 800). Im Osten ist ab 2009 wieder ein leich-
ter Anstieg der Schülerzahl zu erwarten; im Westen ist dage-
gen bis zum Ende des Prognosezeitraums 2020 mit weite-
ren Rückgängen zu rechnen.

Bei den Ländern reicht die Spanne der Veränderungsraten 
im Westen von – 1,5% im Saarland bis + 0,4% in Schleswig-
Holstein und im Osten von – 2,2% in Berlin bis – 7,6% in 
Sachsen-Anhalt.

Während in den Grundschulen im laufenden Schuljahr na-
hezu genauso viele Schüler unterrichtet werden wie im Vor-
jahr, gibt es bei den weiterführenden Schulen unterschied-
liche Tendenzen. Hauptschulen besuchen im laufenden 
Schuljahr 0,7% weniger Schülerinnen und Schüler als im 
Vorjahr, während Realschulen bzw. Gymnasien Zuwächse 
von 4,2 bzw. 3,8% zu verzeichnen haben. Diese Entwick-
lung ist beeinflusst durch die ab dem Schuljahr 2004/05 
vollzogene Auflösung der Schulartunabhängigen Orientie-
rungsstufe in Niedersachsen. Rechnet man diesen Sonder-
effekt heraus, sinkt die Schülerzahl in Hauptschulen gegen-
über dem Vorjahr um 4,4% (– 47 800) und in Realschulen 
um 1,0% (– 13 000), der Zuwachs in Gymnasien verringert 
sich auf 1,4% (+ 32 000).

Weniger Schülerinnen und Schüler als im Vorjahr besuchen 
die Schularten mit mehreren Bildungsgängen (sie führen 
sowohl zum Hauptschul- als auch zum Realschulabschluss) 
(– 11,5%; – 49 300) und Sonderschulen (– 1,3%; – 5 600).

Die Verteilung nach Jungen und Mädchen ist in den Schul-
arten verschieden. Besonders hohe Anteile von Jungen 
finden sich in Sonderschulen (63,2%) und Hauptschulen 
(56,4%). Dagegen sind Jungen und junge Männer in Gymna-
sien mit 46,0% deutlich unterrepräsentiert.

Rund 13% mehr Schüler
in beruflichen Schulen seit 1995

Rund 2,76 Mill. Schülerinnen und Schüler besuchen im lau-
fenden Schuljahr 2004/05 berufliche Schulen in Deutsch-
land. Das sind 1,4% oder 38 900 mehr als im Vorjahr. Damit 
hat sich der seit dem Schuljahr 1995/96 anhaltende Schü-
lerzuwachs auch im laufenden Schuljahr fortgesetzt. In den 
letzten zehn Jahren stieg die Zahl der Schüler in beruflichen 
Schulen um 328 700 (+ 13,5%). Für die kommenden zwei 
Jahre werden weitere Zunahmen erwartet.

In den Berufsschulen des dualen Systems verlief die Ent-
wicklung entgegengesetzt. In dieser Schulart, in der vor 
allem Auszubildende den theoretischen Teil ihrer Ausbil-
dung absolvieren, sank die Schülerzahl gegenüber dem 
Vorjahr um 13 200 (– 0,8%) und damit auf das Niveau von 
1995.

Dagegen besuchen 43 500 (+ 8,7%) mehr Schüler als im 
Schuljahr 2003/04 Berufsfachschulen. Etwa die Hälfte von 
ihnen erlernt einen Beruf, die übrigen durchlaufen eine 
Berufsvorbereitung. In den letzten zehn Jahren hat diese 
Schulart kontinuierlich an Bedeutung gewonnen. Derzeit 
werden rund 218 000 (+ 67%) Schüler mehr unterrichtet als 
1995. Von den übrigen Schularten der Berufsvorbereitung 
weisen das Berufsvorbereitungsjahr einen Schülerzuwachs 
von 1,7% (+ 1 300) und das Berufsgrundbildungsjahr in 
vollzeitschulischer Form einen Rückgang von 2,3% (– 1 100) 
gegenüber dem Vorjahr auf. Mehr Schüler als im Vorjahr 
besuchen Fachoberschulen (+ 4,0%; + 4 700) und Fachgym-
nasien (+ 2,6%; + 3 000). In einer beruflichen Weiterbildung 
in Fachschulen befinden sich dagegen im laufenden Schul-
jahr 3,1% weniger Schülerinnen und Schüler (– 4 900).

Von den Schülern in beruflichen Schulen sind 45,1% Mäd-
chen bzw. junge Frauen. Im Vorjahr betrug ihr Anteil 45,2%. 
Die Spanne des Frauenanteils reicht in den einzelnen Schul-
arten von 28,5% im Berufsgrundbildungsjahr in vollzeit-
schulischer Form über 40,1% in Berufsschulen des dualen 
Systems bis zu 50,7% in Fachschulen und 58,9% in Berufs-
fachschulen.

Ein Viertel mehr Abiturienten
2004 als 1995

Am Ende des Schuljahres 2003/04 erwarben rund 385 700 
Schülerinnen und Schüler in Deutschland die Hochschul- 
oder Fachhochschulreife. Das waren 4,5% (+ 16 600) mehr 
als im Vorjahr. Seit 1995 hat damit die Zahl der Abituri-
enten um ein Viertel oder 77 900 zugenommen. Bis zum 
Jahr 2008 wird mit weiter ansteigenden Abiturientenzah-
len gerechnet.

Rund 262 200 Abiturienten (68,0%) erwarben die allgemei-
ne Hochschulreife. Diesen Abschluss erhielten die Absol-
venten vor allem an allgemein bildenden Schulen (225 200 
oder 85,8%). Seit 1995 ist ihre Zahl um 11,6% (+ 27 300) 
gewachsen. Deutlich stärker stieg in demselben Zeitraum 
mit 68,9% (+ 50 200) die Zahl der Absolventen mit Fach-
hochschulreife (sie berechtigt zu einem Studium an einer 
Fachhochschule). Besaßen 1995 noch 23,7% der Abiturien-
ten die Fachhochschulreife, so waren es 2004  31,9%.

Von den Abiturientinnen und Abiturienten des Schuljahr-
gangs 2003/04 waren 52,6% Frauen. Im Schuljahr 1994/
95 hatte ihr Anteil noch bei 51,1% gelegen. Nachdem diese 
Relation in den 1990er-Jahren ständig gestiegen war, ist 
sie allerdings seit der Jahrtausendwende leicht rückläufig. 
Abiturientinnen ziehen die allgemeine Hochschulreife der 
Fachhochschulreife vor: 2004 erwarben 27,9% der Abitu-
rientinnen die Fachhochschulreife (1995: 20,1%). Bei den 
Männern betrug der Anteil dagegen 36,4% (27,4% im Jahr 
1995).
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Gesundheitsausgaben 2003

Insgesamt 239,7 Mrd. Euro oder 11,3% des Bruttoinlands-
produkts wurden im Jahr 2003 für die Gesundheit ausgege-
ben. Das waren 2,0% mehr als im Vorjahr (2002: + 3,2%). 
Die Ausgaben je Einwohner lagen rechnerisch bei 2 900 
Euro (2002: 2 850 Euro). Die Auswirkungen der Gesund-
heitsreform, die im Jahr 2004 bei den gesetzlichen Kranken-
kassen zu deutlichen Einsparungen und Ausgabenrückgän-
gen geführt hat, konnten in den Berechnungen noch nicht 
berücksichtigt werden. Daten zur Entwicklung der Gesund-
heitsausgaben im Jahr 2004 wird das Statistische Bundes-
amt im März 2006 vorlegen.

Rund 57% der Gesundheitsausgaben des Jahres 2003 hat 
die gesetzliche Krankenversicherung getragen. An zweiter 
Stelle standen die privaten Haushalte und privaten Orga-
nisationen ohne Erwerbszweck. Sie zahlten 29,4 Mrd. Euro 
oder 12% der Ausgaben. Knapp 9% der Ausgaben oder 20,6 
Mrd. Euro entfielen auf die privaten Krankenversicherun-
gen, deren Aufwendungen um 4,5% und damit am stärks-
ten zunahmen.

Für Waren (das sind Arzneimittel einschl. Verbandmitteln, 
Hilfsmitteln, Zahnersatz und sonstigem medizinischen Be-
darf) und ärztliche Leistungen wurde am meisten aufgewen-
det. Die Ausgaben für Waren lagen 2003 bei 64,1 Mrd. Euro 
oder anteilig bei 27%. Für ärztliche Leistungen wurden 62,3 
Mrd. Euro aufgewendet, das entspricht 26% der Gesund-
heitsausgaben. Bei den Waren gab es zwischen 2002 und 
2003 mit 2,8% überdurchschnittliche Zuwächse, wobei die 
Ausgaben für Zahnersatz mit 5,2% besonders stark gestie-
gen sind. Ebenfalls deutlich erhöht haben sich die Ausga-
ben für Verwaltungsleistungen (+ 4,0%).

Neben den Gesundheitsausgaben wurden Einkommensleis-
tungen, wie Krankengeld, Entgeltfortzahlungen, Erwerbsun-
fähigkeitsrenten usw., in Höhe von 65,3 Mrd. Euro an die 
Patientinnen und Patienten gezahlt. Diese sind im Vergleich 
zum Vorjahr um 3,2% gesunken (2002: 67,4 Mrd. Euro).

Zur Finanzierung der Gesundheitsausgaben und Einkom-
mensleistungen trugen die öffentlichen Haushalte, die Ar-
beitgeber sowie die privaten Haushalte und privaten Orga-
nisationen ohne Erwerbszweck in unterschiedlichem Maße 
bei: Im Jahr 2003 finanzierten die privaten Haushalte und 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck 48% der ge-
samten Aufwendungen, die Arbeitgeber 38% und die öffent-
lichen Haushalte 14%.

Weitere Auskünfte erteilt
Michael Müller, Telefon 0 18 88/6 44-81 61,
E-Mail: michael.mueller@destatis.de.

Jede vierte Krankenhausentbindung 
durch Kaiserschnitt

Im Jahr 2003 haben 687 500 Frauen in deutschen Kranken-
häusern entbunden; bei 25,5% dieser Frauen wurde ein 
Kaiserschnitt durchgeführt. Zehn Jahre zuvor lag der Anteil 
noch bei 16,9%.

Während sich der Anteil der Kaiserschnitte an allen Entbin-
dungen von 1993 bis 2003 kontinu ierlich erhöhte, nahm 
der Anteil anderer geburtshilflicher Maßnahmen stetig ab: 
Im Jahr 2003 wurden nur noch 1,1% aller Frauen durch 
Zangengeburt (1993: 2,3%) und 4,2% mittels Saugglocke 
(1993: 5,7%) entbunden.

2003 kamen in Deutschland 706 700 Kinder lebend zur 
Welt. Davon wurden 697 300 Kinder (98,7%) im Kranken-
haus geboren. 99,6% aller Krankenhausgeburten waren 
Lebendgeburten. Damit blieb dieser Anteil seit 1993 kon-
stant.

61 300 Frauen wurden 2003 wegen einer Fehlgeburt im 
Krankenhaus behandelt; 26,6% weniger als 1993.

Weitere Auskünfte erteilt
Sebastian Rolland, Telefon 0 18 88/6 44-81 42,
E-Mail: gesundheitsstatistiken@destatis.de.

Schwangerschaftsabbrüche 2004
Im Jahr 2004 wurden dem Statistischen Bundesamt
129 600 Schwangerschaftsabbrüche in Deutschland gemel-
det und damit etwa 1,3% (+ 1 600) mehr als 2003.

Die Hälfte der Frauen (50%) war zum Zeitpunkt des Eingriffs 
ledig, verheiratet waren 44%. Knapp drei Viertel (71%) der 
Frauen, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen ließen, 
waren zwischen 18 und 34 Jahren alt, 16% zwischen 35 und 
39 Jahren. Rund 7% der Frauen waren 40 Jahre und älter und 
6% minderjährig. Gut 40% der Schwangeren hatten vor dem 
Eingriff noch keine Lebendgeburt.

Über 97% der gemeldeten Schwangerschaftsabbrüche wur-
den nach der Beratungsregelung vorgenommen. Medizini-
sche und kriminologische Indikationen waren in weniger als 
3% der Fälle die Begründung für den Abbruch. Die meisten 
Schwangerschaftsabbrüche (81%) wurden mit der Absaug-
methode (Vakuumaspiration) durchgeführt. Bei rund 9 100 
Schwangerschaftsabbrüchen (7%) wurde das Mittel Mife-
gyne® verwendet.

Die Eingriffe erfolgten überwiegend ambulant (96%), und 
zwar zu 78% in gynäkologischen Praxen und zu 18% ambu-
lant im Krankenhaus. Knapp 5% der Frauen ließen den Ein-
griff in einem Bundesland vornehmen, in dem sie nicht 
wohnten.

Weitere Auskünfte erteilt
Jutta Steidl, Telefon 0 18 88/6 44-81 54,
E-Mail: schwangerschaftsabbrueche@destatis.de.

Öffentliches Finanzierungsdefizit 
2004 auf 65,1 Mrd. Euro verringert
Nach den Ergebnissen der Kassenstatistik des Statistischen 
Bundesamtes reduzierte sich das Finanzierungsdefizit der 
öffentlichen Haushalte (Bund, Sondervermögen des Bun-
des, Länder, Gemeinden/Gemeindeverbände und Sozial-
versicherung) in Abgrenzung der Finanzstatistik (einschließ-
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lich des Saldos der haushaltstechnischen Verrechnungen) 
im Jahr 2004 gegenüber dem Vorjahr um 10,4 Mrd. Euro auf 
65,1 Mrd. Euro. Die Ausgaben gingen im Vergleich zum Vor-
jahr um 1,1% auf 990,1 Mrd. Euro zurück. Die Einnahmen 
blieben mit 924,9 Mrd. Euro fast auf Vorjahresniveau.

Die Sozialversicherung erzielte 2004 einen Finanzierungs-
überschuss von 2,1 Mrd. Euro – im Vorjahr wies sie noch 
ein Finanzierungsdefizit von 6,0 Mrd. Euro aus. Der Grund 
für die positive Entwicklung lag bei einem Überschuss der 
gesetzlichen Krankenversicherung von 4,0 Mrd. Euro und 
einem wegen Sondereinnahmen durch Beteiligungsveräu-
ßerung geringeren Defizit bei der gesetzlichen Rentenver-
sicherung (1,4 Mrd. Euro). Die Länder verminderten ihr 
Finanzierungsdefizit binnen Jahresfrist um 6,4 Mrd. Euro auf 
25,2 Mrd. Euro und die Gemeinden um 4,7 Mrd. Euro auf 3,8 
Mrd. Euro. Beim Bund erhöhte sich das Finanzierungsdefizit 
um 0,6 Mrd. Euro auf 39,8 Mrd. Euro, die Sondervermögen 
des Bundes wiesen 2004 einen Finanzierungsüberschuss 
von 1,7 Mrd. Euro auf (Vorjahr: 9,9 Mrd. Euro).

Die Einnahmen entwickelten sich im Einzelnen unter-
schiedlich: Während der Bund (– 3,2%) und die Bundes-
sondervermögen (– 36,8%) gegenüber dem Vorjahr weni-
ger einnahmen, verzeichneten Länder (+ 1,7%), Kommunen 
(+ 2,8%) und Sozialversicherung (+ 0,4%) Mehreinnahmen. 
Der Grund für die divergierende Einnahmeentwicklung lag 
vor allem in den Einnahmen aus Steuern und steuerähn-
lichen Abgaben, die beim Bund rückläufig waren (– 2,3% 
auf 209,0 Mrd. Euro), jedoch bei den Ländern (+ 1,7% 
auf 164,5 Mrd. Euro) und Gemeinden zunahmen (+ 9,4% 
auf 51,2 Mrd. Euro). Auf der kommunalen Ebene fiel der 
Anstieg der Gewerbesteuereinnahmen nach Abzug der an 
Bund und Länder abzuführenden Gewerbesteuerumlage 
deutlich höher aus (+ 35,7% auf 20,6 Mrd. Euro), wobei 
sich die Absenkung der Umlage besonders ertragsteigernd 
auswirkte. Bei der Sozialversicherung stiegen die Beitrags-
einnahmen im Berichtszeitraum geringfügig um 0,2% auf 
374,2 Mrd. Euro.

Die Ausgabenentwicklung der öffentlichen Haushalte wur-
de im Jahr 2004 durch deutlich niedrigere Ausgaben für 
Sachinvestitionen (– 5,2% auf 34,3 Mrd. Euro), für Darle-
hensgewährungen (– 2,7% auf 7,4 Mrd. Euro) sowie für lau-
fende Sachausgaben (– 1,7% auf 217,2 Mrd. Euro), das Per-
sonal im öffentlichen Dienst (– 0,4% auf 184,6 Mrd. Euro) 
und Zinsen (– 1,3% auf 65,2 Mrd. Euro) bestimmt. Allein die 
Ausgaben für Sozialleistungen (+ 0,5% auf 367,2 Mrd. Euro) 
legten etwas zu.

Der Stand der Kreditmarktschulden der öffentlichen Haus-
halte erhöhte sich bis zum Jahresende 2004 auf 1 387,6 
Mrd. Euro. Die kurzfristigen Verbindlichkeiten zur Überbrü-
ckung vorübergehender Liquiditätsengpässe (Kassenkre-
dite) beliefen sich auf 34,9 Mrd. Euro.

Nähere Details zur Entwicklung der öffentlichen Finanzen 
im Jahr 2004 wird ein ausführlicher Beitrag in der nächsten 
Ausgabe dieser Zeitschrift enthalten.

Weitere Auskünfte erteilt
Renate Schulze-Steikow, Telefon 06 11/75-41 66,
E-Mail: gesamthaushalt@destatis.de.

Absatz der deutschen Sektkellereien 
2004 um 3% zurückgegangen
239,8 Mill. Liter Schaumwein haben die 1 375 deutschen 
Sektkellereien im vergangenen Jahr abgesetzt. Das waren 
7,5 Mill. Liter oder 3,0% weniger als 2003. Die Mehrzahl
der Sektkellereien sind kleinere Betriebe mit geringer Ab-
satzmenge: Im Jahr 2004 wurden 94% des Schaumweins 
mit 6% und mehr Alkoholgehalt von nur 15 Großbetrie-
ben (Betriebe mit einem Jahresabsatz von über 1 Mill. Liter) 
abgesetzt.

Der Sektabsatz wird in Deutschland durch die Schaumwein-
steuerstatistik ermittelt. Sie erfasst alle zu versteuernden 
Schaumweinsorten, auch Obst- und Fruchtschaumweine 
mit einem Alkoholgehalt von weniger als 6%. 5,2 Mill. Liter 
des Gesamtabsatzes entfielen 2004 auf diese Obst- und 
Fruchtschaumweine, 17,9% weniger als 2003.

Der Inlandsverbrauch, in den auch importierte Schaumwei-
ne eingerechnet und die Exporte abgezogen werden, betrug 
2004 rund 312 Mill. Liter, das waren 0,7 Mill. Liter oder 
0,2% mehr als 2003.

Weitere Auskünfte erteilt
Petra Martin, Telefon 06 11/75-41 33,
E-Mail: petra.martin@destatis.de.

Aktuelle Daten
aus der Umweltstatistik

Erste Zahlen zum vorbeugenden 
Umweltschutz in der Industrie

Erstmals legt das Statistische Bundesamt Zahlen über die 
Investitionen der Industrie in vorbeugende Umweltschutz-
maßnahmen vor. Danach flossen im Jahr 2003 424 Mill. 
Euro, ein Drittel der gesamten Umweltschutzinvestitionen
des Verarbeitenden Gewerbes, in den vorbeugenden (inte-
grierten) Umweltschutz. Das sind vor allem Produkti-
onstechniken, die Schadstoffe gar nicht erst entstehen las-
sen. Dazu zählen in der Luftreinhaltung Vakuumpumpen 
und Brenner mit niedrigen Stickstoffoxid-Werten. Zwei Drit-
tel der Umweltschutzinvestitionen (863 Mill. Euro) flossen 
in nachsorgende (additive) Maßnahmen, die umweltschäd-
liche Stoffe erst nach ihrer Entstehung mindern – etwa Ent-
schwefelungsanlagen oder Staubfilter in industriellen Ver-
brennungsanlagen.

Den höchsten Anteil an den Investitionen in vorbeugenden 
Umweltschutz hatte die Chemische Industrie mit 200 Mill. 
Euro, gefolgt vom Fahrzeugbau mit 100 Mill. Euro und der 
Metallerzeugung und Metallbearbeitung mit 23 Mill. Euro.

Insgesamt investierte das Verarbeitende Gewerbe im Jahr 
2003 rund 1,3 Mrd. Euro in vorbeugenden und nachsor-
genden Umweltschutz, und zwar in die Bereiche Abfallwirt-
schaft, Gewässerschutz, Luftreinhaltung, Lärmbekämpfung, 
Naturschutz, Landschaftspflege und Bodensanierung. Der 
Umweltschutz hatte am gesamten Investitionsvolumen des 
Verarbeitenden Gewerbes einen Anteil von 2,7%.
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Daten zur zeitlichen Entwicklung im vorbeugenden Umwelt-
schutz liegen nicht vor, da von 1996 bis 2002 seitens 
der amtlichen Statistik allein Angaben über die additiven 
Umweltschutzinvestitionen erhoben wurden. Mit den nun 
erstmals für das Jahr 2003 in die amtliche Umweltstatistik 
einbezogenen vorbeugenden (integrierten) Umweltschutz-
investitionen schließt das Statistische Bundesamt eine 
Datenlücke.

Weitere Auskünfte erteilt 
Dr. Thomas Grundmann, Telefon 0 18 88/6 44-81 94,
E-Mail: thomas.grundmann@destatis.de.

Anstieg des Umweltrisikos
durch wassergefährdende Stoffe

Die Belastung der Gewässer durch wassergefährdende 
Stoffe hat in den Jahren 2001 bis 2003 zugenommen. So 
stieg die bei Unfällen ausgetretene und nicht wieder gewon-
nene Menge dieser Stoffe von rund 2 600 m3 (2001) über 
3 300 m3 im Jahr 2002 auf rund 4 300 m3 im Jahr 2003. Dies 
entspricht einer durchschnittlichen Zunahme von 29% pro 
Jahr.

Insgesamt wurden bei den von 2001 bis 2003 registrier-
ten 6 894 Unfällen rund 15 500 m3 wassergefährdende Sub-
stanzen, wie zum Beispiel Mineralölprodukte, freigesetzt. 
Rund 11% der Unfälle ereigneten sich in Wasserschutzge-
bieten, die im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung 
besonders geschützt sind.

Die Mehrzahl der Unfälle passierte bei der Beförderung 
wassergefährdender Stoffe (4 035). Schwerpunkt war hier 
der Straßenverkehr mit 3 641 Unfällen (darunter 1 117 
Unfälle auf Autobahnen). Im Schiffsverkehr wurden 292, im 
Eisenbahnverkehr 84 und bei Rohrfernleitungen sogar nur
2 Unfälle verzeichnet.

Weitere 2 859 Unfälle wurden beim Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen gemeldet und hier in erster Linie bei der 
Lagerung in Anlagen (1 980). Davon ereigneten sich 60% 
im nicht gewerblichen Bereich; hierbei handelte es sich im 
Wesentlichen um private Anlagen zur Lagerung von Heizöl 
oder anderen Mineralölprodukten. 879 Unfälle betrafen 
Anlagen zum Herstellen, Behandeln und Verwenden was-
sergefährdender Stoffe sowie Einrichtungen zum Abfüllen 
und Umschlagen dieser Stoffe.

Zur Schadensbekämpfung wurde eine Reihe von Sofort- und 
Folgemaßnahmen durchgeführt, die teilweise sehr hohe 
Kosten verursachten, welche jedoch im Einzelfall schwer 
abschätzbar waren. Für die Jahre 2001 bis 2003 wurden von 
den zuständigen Behörden Kosten in Höhe von insgesamt 
34,2 Mill. Euro veranschlagt.

Weitere Auskünfte erteilt 
Birgit Hein, Telefon 0 18 88/6 44-81 88,
E-Mail: birgit.hein@destatis.de.

84 Mill. t Abfall im Bergbau verwertet

In deutschen Abbaustätten des Bergbaus wurden im Jahr 
2003 84 Mill. t nicht gefährliche Abfälle verwertet, das 
waren 6% weniger als im Vorjahr.

99% der verwerteten Abfälle wurden zur Wiederverfüllung 
und Rekultivierung in übertägige Abbaustätten wie Stein-
brüche, Sand-, Kies- und Tongruben eingebracht. Unter die-
sen 82,8 Mill. t waren 67,7 Mill. t Boden und Steine (82%) 
sowie 7,2 Mill. t Beton- und Ziegelabfälle (9%). Weitere
5 Mill. t entfielen auf Abfälle aus thermischen Prozessen 
von Kraftwerken (6%), größtenteils Schlacken, Aschen und 
Filterstäube. Im Vergleich zu den beiden Vorjahren, in denen 
89 Mill. t (2002) bzw. 94 Mill. t (2001) Abfälle in übertägi-
gen Abbaustätten verwertet wurden, ergibt sich ein Rück-
gang um 7 bzw. 12%.

1,2 Mill. t Abfälle wurden in 21 untertägigen Abbaustät-
ten des Bergbaus, das sind Steinkohle- und Erzformatio-
nen sowie stillgelegte Salzbergwerke, verbracht. Das waren 
2% weniger als 2002. Das Füllmaterial soll die Standsicher-
heit des Gebirges über den Abbaustätten verbessern. Dabei 
handelt es sich überwiegend um Abfälle aus thermischen 
Prozessen in Kraftwerken (0,5 Mill. t) und in Eisen- und 
Stahlgießereien (0,1 Mill. t). Weitere 0,3 Mill. t stammen 
aus der Verbrennung oder Pyrolyse von Abfällen in Abfall-
behandlungsanlagen.

Neben der Verwertung von Abfällen in über- und untertä-
gigen Abbaustätten des Bergbaus wurden im Jahr 2003 
auf Bergehalden 47 Mill. t naturbelassener Stoffe aus dem 
untertägigen Bergbau gelagert, 3% mehr als 2002. Diese 
Materialien entstehen bei der Gewinnung und Weiterver-
arbeitung von Bodenschätzen und werden nicht weiter ver-
wendet.

Weitere Auskünfte erteilt
Brigitte Apel, Telefon 0 18 88/6 44-82 28,
E-Mail: umwelt@destatis.de.
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Vor dem Hintergrund steigender Anforderungen und gleich-
zeitig sinkender finanzieller und personeller Ressourcen 
muss das Statistische Bundesamt Prioritäten setzen. Um 
Prioritäten – und gleichzeitig auch Posterioritäten – inhalt-
lich zu begründen, bedarf es zunächst der Festlegung einer 
Strategie. Ausgerichtet auf diese Strategie werden anschlie-
ßend in einer Programmplanung die erforderlichen Maß-
nahmen zusammengefasst, und zwar unter Beachtung der 
zur Verfügung stehenden Mittel. Eine solche Programm-
planung bedeutet zum einen eine Bereinigung des statisti-
schen Programms um nicht mehr oder wenig nachgefragte 
Statistiken – bei gesetzlich angeordneten Statistiken bedarf 
es dann entsprechender Gesetzesänderungen – und zum 
anderen eine Weiterentwicklung des Programms zur Erfül-
lung künftiger dringender Informationsbedarfe.

1 Strategieplanung

1.1 Kurze Entstehungsgeschichte
von fit 2008

Das Statistische Bundesamt informiert mit seinen statis-
tischen Daten Politik, Wirtschaft und Gesellschaft neutral 
und objektiv über alle Wirtschafts- und Lebensbereiche. Die 
Produkte der deutschen amtlichen Statistik werden im In- 
und Ausland wegen ihres hohen Qualitätsstandards aner-
kannt und geschätzt. Diese Qualität auch bei abnehmen-
dem Finanzbudget zu halten und weiter auszubauen, ist 
eine zentrale Aufgabe. Mit der Qualitätsoffensive Statistik 

nahm das Statistische Bundesamt im Frühjahr 1999 diese 
Herausforderung offensiv an.1)

Wesentliches Merkmal der Qualitätsoffensive Statistik ist 
es, Qualitätsverbesserungen nicht sporadisch, jeweils nach 
aktuellem Bedarf vorzunehmen, sondern gezielt und syste-
matisch, flächendeckend und nachhaltig. Als konzeptionel-
ler Rahmen im Modernisierungsprozess dient das Modell 
der Europäischen Stiftung für Qualitätsmanagement (EFQM-
Modell). Dieses Modell beschreibt eine flexibel anzuwen-
dende Landkarte für das Qualitätsmanagement und gibt 
Hinweise, wie Qualitätsmanagement umgesetzt werden 
kann.

Die grundsätzliche Vorgehensweise der Qualitätsoffensive 
Statistik umfasst die Schritte „Strategie“, „Diagnose“ und 
„Training“, die in einem Regelkreis aufeinander folgen. Im 
Bereich Strategie geht es zunächst darum, die zu erreichen-
den Ziele festzulegen. Das Statistische Bundesamt unter-
scheidet vier zentrale Qualitätsziele:

– verbesserte Qualität der Statistikprodukte,

– Kundenorientierung,

– Mitarbeiterorientierung und

– verbesserte Wirtschaftlichkeit.

Nach intensiver Diskussion mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern veröffentlichte das Statistische Bundesamt im 
Jahr 1998 sein Leitbild2), das über seine zentralen Aufgaben 
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Strategie- und
Programmplanung

 1) Siehe Czajka, S.: „Selbstbewertungen im Qualitätsmanagement“ in WiSta 2/2004, S. 131 ff.
 2) Siehe Statistisches Bundesamt: Broschüre „Leitbild“, Wiesbaden 1998.



STATISTIKPROGRAMM

192 Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2005

und Prinzipien informiert. Im Rahmen der Initiative fit 2005 
(fachkompetent – innovativ – topaktuell)3) wurden aus dem 
Leitbild zehn strategische Ziele für den Zeitraum von 2002 
bis 2005 abgeleitet. Mit dieser mittelfristigen Strategie 
wollte das Statistische Bundesamt vor allem seine Kunden-
orientierung stärken und die hohe Produkt- und Dienstleis-
tungsqualität, insbesondere im Hinblick auf Aktualität und 
Relevanz der Informationen, weiter verbessern. Von ent-
scheidender Bedeutung für die Zukunft der deutschen amt-
lichen Statistik war und ist es, die Chancen der modernen 
Informations- und Kommunikationstechnologie konsequent 
und umfassend zu nutzen, das Erscheinungsbild der Statis-
tik nach außen zu verbessern und den deutschen Einfluss 
auf das europäische statistische Programm zu erhöhen. Die 
strategischen Ziele aus fit 2005 bildeten für die Abteilungen 
des Statistischen Bundesamtes den Orientierungsrahmen 
bei der Umsetzung der Ergebnisse der Prozessanalysen und 
für die Jahresarbeitsplanung.

Im Bereich Diagnose empfiehlt das EFQM-Modell Selbst-
bewertungen durchzuführen, um Stärken und Verbesse-
rungspotenziale zu ermitteln. Auf Anregung des zweiten 
Workshops zur Selbstbewertung nach dem EFQM-Modell 
beschloss das Statistische Bundesamt im Herbst 2003, fit 
2005 zur Strategie fit 2008 weiterzuentwickeln. Hierbei ging 
es vor allem darum, die strategischen Ziele so zu systema-
tisieren und zu konkretisieren, dass sie als Grundlage von 
Planungs- und Steuerungsprozessen dienen können.

1.2 Inhalt von fit 2008

Die Strategie fit 20084) gliedert sich in drei Teile: Auftrag, 
Vision und strategische Ziele.

Auftrag des Statistischen Bundesamtes ist es, im Rahmen 
einer informationellen Grundversorgung statistische Infor-
mationen über gesellschaftliche, wirtschaftliche und öko-
logische Tatbestände, Entwicklungen und Zusammenhänge 
bereitzustellen. Charakteristisch für diese Aufgabe ist, dass 
der Gesetzgeber den Auftrag erteilt, sie öffentlich finanziert 
wird und der Zugang zu den statistischen Informationen kos-
tenfrei ist. Neben diesem grundlegenden Auftrag werden in 
fit 2008 die Kernkompetenzen des Statistischen Bundesam-
tes dargestellt, zu denen u. a. die Bereitstellung umfassen-
der, kontinuierlicher und laufend aktualisierter statistischer 
Informationen, die Beratung der Nutzer, die Entwicklung von 
Vorschlägen zur Anpassung des Programms der Bundessta-
tistik an Nutzerbedürfnisse, die Aufstellung statistischer 
Gesamtsysteme und die Mitwirkung an der Gestaltung des 
Europäischen Statistischen Systems (ESS) gehören.

Der führende Anbieter qualitativ hochwertiger statistischer 
Informationen in Deutschland zu sein, ist die Vision des Sta-
tistischen Bundesamtes. Dabei geht es darum, weiterhin die 
statistischen Informationen zu liefern, die für die Willens-
bildung in einer demokratischen Gesellschaft und für die 
Entscheidungsprozesse in einer Marktwirtschaft notwen-
dig sind, sowie Neutralität, Objektivität und wissenschaft-
liche Unabhängigkeit der Arbeit des Statistischen Bundes-

amtes und die vertrauliche Behandlung der Einzeldaten zu 
gewährleisten. Ohne die innovative Kraft, Kompetenz und 
Kundenorientierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Statistischen Bundesamtes kann dieser Anspruch nicht 
erfüllt werden.

Als strategische Ziele des Statistischen Bundesamtes wur-
den festgelegt:

– als verlässliche Institution und innovativer Informations-
dienstleister in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft wahr-
genommen und anerkannt zu werden,

– die für Nutzer der Statistik relevanten Informationen über 
Zustand und Entwicklung von Gesellschaft, Wirtschaft 
und Umwelt in hoher Qualität bereitzustellen,

– die Belange der Auskunftgebenden zu berücksichtigen,

– seine Ressourcen effizient einzusetzen,

– ein kompetenter und verlässlicher Partner in der nationa-
len und internationalen Zusammenarbeit zu sein und

– die Qualifikation und Motivation seiner Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu fördern und ihre Arbeitsbedingungen 
zu optimieren.

Im Rahmen von fit 2008 werden die Ziele der Qualitätsoffen-
sive Statistik ergänzt und präzisiert. Das Ziel, die Außendar-
stellung zu verbessern, betont die Bedeutung der Wahrneh-
mung des Statistischen Bundesamtes in der Öffentlichkeit. 
Das Ziel, die Befragten – wo immer möglich – zu entlasten, 
hat für die amtliche Statistik aufgrund der Initiative Büro-
kratieabbau der Bundesregierung an Bedeutung gewonnen. 
Das Ziel, auf nationaler und internationaler Ebene ein kom-
petenter und verlässlicher Partner zu sein, trägt der Tatsa-
che Rechnung, dass das Statistische Bundesamt nur als Teil 
des nationalen und des Europäischen Statistischen Sys-
tems seine Aufgaben erfüllen kann.

Die sechs strategischen Ziele werden durch jeweils zwei bis 
drei Unterziele weiter beschrieben. Die Broschüre fit 2008 
wurde im Sommer 2004 an alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter verteilt und an wichtige Nutzer und Partner des Sta-
tistischen Bundesamtes versandt. Die Strategie fit 2008 hat 
inzwischen erhebliche Bedeutung für die interne Planung 
und Steuerung gewonnen, da sie als Bezugsrahmen für die 
Personalführungsgespräche, die Programm-, Ressourcen- 
und IT-Planung, die Jahresarbeitsplanungsgespräche und 
den internen Ressourcenwettbewerb dient. Im Rahmen des 
Konzepts „Steuern mit Kennzahlen“ soll anhand von Kenn-
zahlen die Zielerreichung gemessen werden.

2 Programmplanung
Nachdem im Rahmen der Strategieplanung mittelfristige 
Ziele vorgegeben wurden, ist die Programmplanung der 
erste Schritt auf dem Weg zur Umsetzung dieser Ziele. Auf 
Basis der strategischen Ziele aus fit 2008 sollen konkrete 

 3) Siehe Statistisches Bundesamt: Broschüre „fit 2005“, Wiesbaden 2002.
 4) Siehe Statistisches Bundesamt: Broschüre „fit 2008“, Wiesbaden 2004.
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Maßnahmen zu deren Umsetzung geplant und unter Berück-
sichtigung der zur Verfügung stehenden Ressourcen priori-
siert werden. Das zugrunde liegende Prinzip ist einfach: Die 
knappen Ressourcen sollen da eingesetzt werden, wo sie 
den größten Nutzen stiften.

2.1 Zum Hintergrund

Seit Mitte der 1970er-Jahre ist das Programm der amtli-
chen Statistik mehrfach mit dem Ziel der Reduzierung über-
prüft worden. Die diversen Statistikbereinigungsgesetze 
und -verordnungen5) haben jedoch nur geringe Einsparun-
gen erbracht. Im November 2002 forderten die Rechnungs-
höfe des Bundes und der Länder in ihren Empfehlungen zur 
Wirtschaftlichkeit des öffentlichen Statistikwesens, Aufga-
benkritik als Daueraufgabe durchzuführen.6) Diese Emp-
fehlung hat die Innenministerkonferenz am 21. November 
2003 bekräftigt. Parallel dazu hat im Umfeld der „Initiative 
Bürokratieabbau“, die das Bundeskabinett im Februar 2003 
startete, das Ziel der Entlastung der Befragten von statisti-
schen Berichtspflichten an Bedeutung gewonnen.

Der Statistische Beirat hat in seinen Empfehlungen zur 
Novellierung des Bundesstatistikgesetzes vom 17. Juni 
2003 die Entwicklung einer umfassenden mehrjährlichen 
Programmplanung in Verbindung mit einer Abschätzung der 
erforderlichen Ressourcen und der anfallenden Belastungen 
gefordert.7) Nachdem der Vorschlag, den Statistischen Bei-
rat mit dieser Aufgabe zu betrauen, im Dezember 2003 vom 
Interministeriellen Ausschuss für Koordinierung und Ratio-
nalisierung der Statistik (IMA-Statistik) abgelehnt wurde, 
hat das Statistische Bundesamt im Jahr 2004 ein Konzept 
für  eine interne Programmplanung entwickelt.

2.2 Planungsprozess

Der Prozess der Programmplanung ist nach dem Gegen-
stromprinzip konzipiert. Die eigentliche Planung erfolgt 

dezentral auf der Arbeitsebene (bottom-up), Prioritäten 
werden anschließend zentral von der Leitungsebene gesetzt 
(top-down). Diesem Prinzip liegt die Idee zugrunde, dass
die konkrete Detailplanung am besten da erfolgen sollte, wo 
das entsprechende Fachwissen vorhanden ist. Die Zusam-
menfassung der einzelnen Planungen zu einem in sich stim-
migen und insbesondere finanzierbaren Programm muss 
dann zentral erfolgen – üblicherweise durch die Leitungs-
ebene.

Da eine Programmplanung nur dann überhaupt Sinn macht, 
wenn sie im Einklang mit der Ressourcenplanung erfolgt, 
wurden die beiden Planungsprozesse integriert. Die Pla-
nung der einzelnen Maßnahmen war verbunden mit einer 
Schätzung der hierfür benötigten Kosten und bildete die 
Grundlage für die Haushaltsaufstellung gemäß dem Kon-
zept des Produkthaushaltes. Um die enge Verbindung von 
Programm- und Ressourcenplanung hervorzuheben, wurde 
die Abgrenzung der Aufgabenbereiche der Programmpla-
nung der Gliederung des Produkthaushaltes angeglichen. 
Dies bedeutet eine Abkehr von der organisatorischen, input-
orientierten Sichtweise hin zu einer produkt- bzw. output-
orientierten Perspektive.

Das grundsätzliche Dilemma einer Planung besteht darin, 
dass sie auf der einen Seite umso ungenauer wird, je wei-
ter der Planungszeitraum in der Zukunft liegt, auf der ande-
ren Seite aber möglichst früh vorliegen muss, um zu Steue-
rungszwecken sinnvoll eingesetzt werden zu können. Aus 
diesem Grund wurde die mehrjährige Programmplanung 
in einem ersten Anlauf lediglich für den Planungszeitraum 
2005 bis 2006 eingeführt. In Zukunft ist beabsichtigt, einen 
Planungszeitraum von fünf Jahren abzudecken.

Nach dem Vorliegen der Planungen für die Jahre 2005 und 
2006 einschließlich einer Schätzung der dafür erforderli-
chen Ressourcen wurden auf der jährlich stattfindenden 
Leitungsklausur des Statistischen Bundesamtes Prioritä-
ten unter denjenigen Maßnahmen gesetzt, die nicht durch 

 5) Erstes Gesetz zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften (1. Statistikbereinigungsgesetz – 1. StatBerG) vom 14. März 1980 (BGBl. I S. 294), Verordnung zur Änderung statistischer 
Rechtsvorschriften (Statistikbereinigungsverordnung) vom 14. September 1984 (BGBl. I S. 1247), Zweites Gesetz zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften (2. Statistikbereinigungs-
gesetz – 2. StatBerG) vom 19. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2555), Gesetz zur Änderung des Handels- und Lohnstatistikgesetzes (Statistikänderungsgesetz – StatÄndG) vom 2. März 1994 
(BGBl. I S. 384), Verordnung zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften (Statistikänderungsverordnung – StatÄndV) vom 20. November 1996 (BGBl. I S. 1804), Drittes Gesetz zur Ände-
rung statistischer Rechtsvorschriften (3. Statistikbereinigungsgesetz – 3. StatBerG) vom 19. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3158).

 6) Siehe Rechnungshöfe des Bundes und der Länder: „Empfehlungen zur Wirtschaftlichkeit des öffentlichen Statistikwesens“, November 2002.
 7) Siehe Brugger, P.: „Empfehlungen des Statistischen Beirats zur Novellierung des Bundesstatistikgesetzes“ in WiSta 10/2003, S. 891 ff.
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interne Umschichtungen realisiert werden können und 
somit einen haushaltswirksamen Mehrbedarf begründen. 
Gemessen wurden die einzelnen Maßnahmen daran, wie 
hoch ihr Beitrag zur Erreichung der strategischen Ziele ein-
geschätzt wird, ob ein rechtlicher Zwang zur Durchführung 
besteht, wie hoch die Akzeptanz im politischen Raum ein-
gestuft wird und ob die Maßnahme technisch und metho-
disch realisierbar ist. Das Ergebnis dieses Prozesses ist das 
Arbeitsprogramm für die Jahre 2005 und 2006, das im Früh-
jahr 2005 als Teil des Strategie- und Programmplans veröf-
fentlicht werden wird.

2.3 Dokumentation im Strategie-
und Programmplan

Der Strategie- und Programmplan bildet zum einen die lau-
fenden Arbeiten der Statistikproduktion und -verbreitung 
ab und gibt zum anderen einen Überblick über die geplan-
ten Entwicklungen im Statistischen Bundesamt. Dem Pro-
gramm für die Jahre 2005 und 2006 ist eine allgemeine 
Positionsbeschreibung des Statistischen Bundesamtes im 
deutschen sowie im Europäischen Statistischen System 
sowie die Strategie fit 2008 – ergänzt um die wichtigsten 
Maßnahmen zu ihrer Umsetzung – vorangestellt. Der Strate-
gie- und Programmplan kann somit als Nachfolger der Quer-
schnittsveröffentlichung „Das Arbeitsgebiet der Bundessta-
tistik“ – ergänzt um einen Blick in die Zukunft – verstanden
werden.

Die Gliederung des Programms entspricht im Wesentlichen  
der Gliederung des Produkthaushaltes und enthält neben 
den nach außen sichtbaren Leistungen auch die internen 
Leistungen wie Verwaltung und Informationstechnik.

Bei der Beschreibung des laufenden Programms werden die 
Einzelstatistiken der jeweiligen Aufgabenbereiche aufgelis-
tet und mit den Merkmalen Aufgabenart (Primär-, Sekundär-
erhebung, Berechnung, Register), Berichtsweg (zentral, de-
zentral), Periodizität und Anzahl der Befragten beschrieben. 
Zudem wird auf wichtige Veröffentlichungen hingewiesen.

Die Beschreibung der zukünftigen Entwicklung basiert auf 
den in der Programmplanung erfassten Maßnahmen. Ins-
gesamt wurden für die Jahre 2005 und 2006 191 Maßnah-
men gemeldet. Im Schaubild 2 sind diese Maßnahmen nach 
ihrem Beitrag zu den strategischen Zielen Außendarstel-
lung, Datenqualität, Entlastung, Effizienz, Zusammenarbeit, 
Mitarbeiterzufriedenheit dargestellt (Mehrfachnennungen 
waren möglich).

Dass die meisten Maßnahmen dem Ziel dienen, die Daten-
qualität zu verbessern, liegt auf der Hand, da die Statistik-
produktion die Kernaufgabe des Statistischen Bundesamtes 
ist. Demgegenüber ist das Ziel, die Mitarbeiterzufriedenheit 
zu steigern, unterrepräsentiert, da nur wenige Arbeitsberei-
che im Statistischen Bundesamt explizit mit Personalfra-
gen betraut sind. Eine ganze Reihe von Maßnahmen fördern 
sowohl das Ziel Datenqualität als auch die Ziele Außendar-
stellung und Zusammenarbeit. Eine bessere Datenqualität 
führt oft auch zu einer besseren Wahrnehmung in der Öffent-
lichkeit und erwächst – aufgrund der Arbeitsteilung im deut-
schen und im Europäischen Statistischen System – aus 
einer besseren Zusammenarbeit mit anderen Institutionen.

Ein weiteres Merkmal, nach dem sich die Maßnahmen kate-
gorisieren lassen, ist die Aufgabenart. Dabei wurde eine 
Unterteilung in die Kategorien Methodik, Statistikproduk-
tion, Verbreitung, IT-Entwicklung und Verwaltung vorgenom-
men. Das Schaubild 3 gibt einen Überblick über die in der 
Programmplanung enthaltenen  Maßnahmen geordnet nach 
der Aufgabenart (Mehrfachnennungen waren möglich) und 
verdeutlicht noch einmal, dass der Schwerpunkt der Aufga-
ben des Statistischen Bundesamtes bei der methodischen 
Vorbereitung und der Produktion von Statistiken liegt.

Gliederung des Programms 

1 Grundsatzfragen, Forschung und Entwicklung für die amtliche 
Statistik 

1.1 Grundsatzfragen, Klassifikationen, Gremien 

1.2 Forschung und Entwicklung 

1.3 Mathematisch-statistische Methoden 

2 Statistikproduktion [gemäß EVAS (Einheitliches Verzeichnis 
aller Statistiken der Statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder)]

2.1 Gebiet, Bevölkerung, Erwerbstätigkeit, Wahlen 

2.2 Bildung, Sozialleistungen, Gesundheit, Rechtspflege 

2.3 Wohnen, Umwelt 

2.4 Wirtschaftsbereiche 

2.5 Außenhandel, Unternehmen, Handwerk 

2.6 Preise, Verdienste, Einkommen und Verbrauch 

2.7 Öffentliche Finanzen 

2.8 Gesamtrechnungen 

2.9 Sonderbereiche 

3 Statistikverbreitung 

3.1 Auskünfte 

3.2 Informationelle Grundversorgung 

3.3 Standardangebote, Informationssysteme, Veröffentlichungen 

3.4 Beratung 

4 Interne Leistungen 

4.1 Verwaltung 

4.2 Informationstechnik 
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Von den 191 in der Programmplanung vorgesehenen Maß-
nahmen werden 73 Maßnahmen unter Beteiligung der Sta-
tistischen Landesämter, 118 in eigener Regie durchgeführt. 
Gerade Maßnahmen im Bereich Statistikproduktion las-
sen sich aufgrund des föderal aufgebauten Statistiksys-
tems in Deutschland in der Regel nur in Zusammenarbeit 
mit den Statistischen Landesämtern durchführen. Auch 
Maßnahmen der Aufgabenarten Methodik und IT-Entwick-
lung werden häufig im Verbund erledigt. Die Verbreitung 
von Bundesergebnissen gehört hingegen zu den alleini-
gen Aufgaben des Statistischen Bundesamtes. Verwaltung 
ist ein (amts-)interner Unterstützungsprozess und erfordert 
deshalb im Allgemeinen keine Beteiligung der Statistischen 
Ämter der Länder.

3 Ausblick – Übergang in ein
laufendes Verfahren

Nachdem es im Jahr 2004 das Ziel war, den beschriebenen 
Planungsprozess in einem ersten Schritt zu implementie-
ren, sind auf der Leitungsklausur Ende 2004 erste Weichen 
für die Ausgestaltung des zukünftigen, laufenden Planungs-
zyklus gestellt worden. Demnach sollen am Anfang eines 
jeden Jahres die strategischen Ziele auf Anpassungsbe-
darf hin überprüft und ein oder mehrere Ziele ausgewählt 
werden, die im laufenden Jahr mit besonderer Intensi-
tät zu verfolgen sind. Zudem soll die Programmplanung in 
Zukunft jährlich für die jeweils nächsten fünf Jahre durch-
geführt werden. Um den Aspekt der Aufgabenkritik stärker 
in die Programmplanung zu integrieren, ist darüber hinaus 
vorgesehen, in der nächsten Planungsrunde die Produkte 
des Statistischen Bundesamtes – also das laufende Pro-
gramm – nach ihrem jeweiligen Beitrag zur Erreichung der 
strategischen Ziele zu bewerten und zu einem Produktport-
folio zusammenzufassen.

3.1 Überprüfung der strategischen Ziele 
und Schwerpunktsetzung

Strategische Ziele sind ihrer Natur nach mittel- bis lang-
fristig ausgerichtet und eignen sich deshalb nicht dafür, in 

allzu kurzen Abständen verändert zu werden. Die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter einer Einrichtung sollten die stra-
tegischen Ziele ihres Hauses kennen und sich mit ihnen 
auseinandersetzen. Dies kostet – trotz aller Informations-
maßnahmen – Zeit.

Damit die strategischen Ziele realitätsbezogen und aktuell 
sind, müssen sie jedoch gravierende Änderungen der insti-
tutionellen Rahmenbedingungen berücksichtigen. Um dies 
zu gewährleisten, werden die strategischen Ziele zu Beginn 
eines jeden Jahres auf ihre Relevanz hin überprüft, um sie 
bei Bedarf zu überarbeiten, und entsprechend den aktu-
ellen Anforderungen gewichtet. Dieses Verfahren ermög-
licht, die strategischen Ziele auf einem zeitgemäßen und 
aussagekräftigen Stand zu halten, ohne sie in allzu kurzen 
Abständen zu revidieren.

3.2 Modell der rollierenden
Programmplanung

Die herkömmlichen und in vielen anderen Statistikäm-
tern auf internationaler Ebene gebräuchlichen Modelle der 
Mehrjahresplanung sehen eine Planung in Intervallen vor. 
Am Ende des Planungszeitraums wird die Planung für den 
nächsten Zeitraum durchgeführt. Dieses Verfahren hat den 
Nachteil, dass gerade die am Ende des Planungszeitraums
liegenden Planungen ohne regelmäßige Aktualisierung 
schnell Makulatur sein können und zum Ende des Planungs-
zeitraums keine mittelfristige Perspektive mehr besteht. 
Aus diesem Grund hat sich das Statistische Bundesamt 
für das Modell einer rollierenden Planung entschieden. 
Demnach werden jedes Jahr die Planungen für die jeweils 
nächsten fünf Jahre entwickelt. Ausgehend vom Jahr t 
werden somit die Planungen der Jahre t + 1 bis t + 4 jähr-
lich überprüft und aktualisiert sowie für das neue Jahr t + 5 
ergänzt (siehe Schaubild 4).

Durch das Modell der rollierenden Planung besteht zu jeder 
Zeit eine mittelfristige Planungsperspektive. Zudem werden 
auch die mittelfristige Finanzplanung und die IT-Planung 
nach diesem Modell durchgeführt, sodass auf eine wei-
tere Integration der verschiedenen Planungsprozesse hin-
gewirkt wird.

3.3 Produktportfolio

Eine Portfolioanalyse, bei der sämtliche Produkte in Prio-
ritätenklassen eingestuft werden, und ein daraus resultie-
rendes Produktportfolio sollen als Instrumente zur Durch-
führung von Einsparungen und Umverteilungen dienen. 
Um eine einheitliche Abgrenzung der Produkte zu gewähr-
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leisten wird dabei auf die Systematik der Kosten- und Leis-
tungsrechnung (KLR) im Statistischen Bundesamt zurück-
gegriffen.

Für die Einteilung in Prioritätenklassen sollen die Produkte 
nach den zwei Kriterien Kosten und Nutzen bewertet wer-
den. Für die Kosten liegen Daten aus der KLR vor. Der Nutzen 
kann näherungsweise durch die Zielbeiträge bestimmt wer-
den. Bei der Ermittlung der Zielbeiträge ist die Schwerpunkt-
setzung bzw. Gewichtung (siehe Abschnitt 3.1) zu berück-
sichtigen. Ein konkreter Wert für den Nutzen ergibt sich 
dann als Summe der gewichteten Zielbeiträge. Eine Bewer-
tung der Produkte nach diesen beiden Kriterien erlaubt eine 
Darstellung im Vier-Quadranten-Schema.

Mit Hilfe dieses Schemas lassen sich die Produkte in vier 
Kategorien einteilen:

– amtspolitisch weniger wichtige Produkte, die hohe Kos-
ten verursachen (Quadrant I),

– amtspolitisch besonders wichtige Produkte, die hohe 
Kosten verursachen (Quadrant II),

– amtspolitisch weniger wichtige Produkte, die geringe 
Kosten verursachen (Quadrant III),

– amtspolitisch besonders wichtige Produkte, die geringe 
Kosten verursachen (Quadrant IV).

Gemäß dieser Einteilung sollte man sich von den Produk-
ten im Quadrant I trennen. Sie stiften einen vergleichsweise 
geringen Nutzen bei gleichzeitig hohen Kosten [„dogs“8)].
Produkte aus dem Quadranten IV sollten hingegen zweifels-
frei beibehalten werden, da sie bei vergleichsweise gerin-
gen Kosten einen vergleichsweise hohen Nutzen für das 
Statistische Bundesamt stiften („stars“). Produkte aus den 

Quadranten II und III sind schwieriger zu beurteilen. Einem 
vergleichsweise hohen Nutzen stehen hohe Kosten bzw. 
einem vergleichsweise geringen Nutzen geringe Kosten 
gegenüber. Eine eindeutige Rangfolge im mittleren Bereich 
des Portfolios ist durch dieses Verfahren folglich nicht her-
stellbar. Da jedoch Einsparungen und Umverteilungen meist 
nur das untere und obere Ende des Portfolios betreffen, ist 
auch nur in diesen Bereichen eine klare Einteilung nötig.

Die Vorteile der Einteilung im Vier-Quadranten-Schema sind 
eine einfache Darstellung und Handhabung. Allerdings 
existiert keine eindeutige Rangliste der einzelnen Pro-
dukte. Eine Aussage darüber, welche Produkte innerhalb 
eines Quadranten wichtiger und weniger wichtig sind, kann 
nicht getroffen werden. Die Einteilung im Vier-Quadranten-
Schema verzichtet zudem soweit möglich auf subjektive 
Bewertungen. Die Abgrenzung der Bereiche (ab wann ist 
ein Produkt teuer/billig, ab wann stiftet ein Produkt einen 
hohen Nutzen/geringen Nutzen) könnte durch einfache Mit-
telwertberechnung erfolgen. Von subjektiven Wertungen 
abhängig ist lediglich die Bewertung der Zielbeiträge.

4 Schlussbemerkung
Die verschiedenen, oben beschriebenen neuen Bausteine, 
die das Grundgerüst der Strategie- und Programmplanung 
ergänzen sollen, müssen so konzipiert werden, dass sie 
zueinander passen. Darüber hinaus besteht eine wichtige 
Aufgabe darin, die Schnittstellen zu bereits bestehenden 
Planungsprozessen möglichst reibungslos zu gestalten. Ziel 
dieser Bemühungen ist ein in sich stimmiger und möglichst 
umfassender Kernprozess, der die wichtigsten Teilprozesse 
der Planung zusammenführt. 
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 8) In Anlehnung an die so genannte „Boston Matrix“ der Boston Consulting Group. Die Boston Matrix ist ein Instrument zur Produktportfolioanalyse und -planung von Unternehmen und nimmt 
eine Einteilung der Produkte anhand der Kriterien Marktanteil und Marktwachstum vor und ist insofern nur vom Schema auf das Statistische Bundesamt übertragbar.
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Die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder füh-
ren, gefördert vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF), gemeinsam mit der Wissenschaft das Pro-
jekt „Faktische Anonymisierung wirtschaftsstatistischer 
Einzeldaten“ durch. Von der Wissenschaft ist dieses Vor-
haben einhellig begrüßt worden. Die Kommission zur Ver-
besserung der informationellen Infrastruktur zwischen 
Wissenschaft und amtlicher Statistik (KVI) hat die Projekt-
durchführung in ihrem Abschlussgutachten ausdrücklich 
empfohlen. Das so genannte Wissenschaftsprivileg des 
Bundesstatistikgesetzes erlaubt es, faktisch anonymisierte 
Mikrodatenfiles (so genannte Scientific-Use-Files) an die 
Wissenschaft weiterzugeben. In diesem Beitrag wird ein 
im Rahmen des oben genannten Projektes erzeugtes Sci-
entific-Use-File für die Mikrodaten der Einzelhandelsstatis-
tik vorgestellt.

Vorbemerkung

Bei der Novellierung des Bundesstatistikgesetzes (BStatG) 
im Jahr 19871) wurde der Wissenschaft durch die Schaf-
fung des § 16 Abs. 6 ein privilegierter Zugang zu Mikroda-
ten ermöglicht. Ausgehend vom Wortlaut von § 16 Abs. 6 
BStatG gelten Daten als faktisch anonymisiert, „ . . .  wenn 
die Einzelangaben nur mit einem unverhältnismäßig großen 
Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft zugeordnet wer-
den können  . . .“. Demnach ist eine Kosten-Nutzen-Analyse 
für die Beurteilung der Anonymität maßgeblich.

Im Vergleich zu Personendaten, bei denen die Bereitstellung 
faktisch anonymisierter Daten längst gängige Praxis ist, gibt 
es bei Unternehmens- und Betriebsdaten einige Gesichts-
punkte, die eine größere Reidentifikationsgefahr begrün-
den: Zunächst sind die Grundgesamtheiten bei Unterneh-
mens- und Betriebserhebungen grundsätzlich kleiner. 
Weiterhin liegen prinzipiell höhere Stichprobenauswahl-
sätze vor; ab einer bestimmten Umsatzgröße handelt es 
sich in der Regel um Vollerhebungen. Außerdem existieren 
mehr einmalige Fälle und es ist mehr Zusatzwissen verfüg-
bar. Diese Punkte führen dazu, dass insbesondere die Ano-
nymisierung größerer Unternehmen schwierig erscheint.

Grundsätzlich gilt es bei der Anwendung von Anonymisie-
rungsverfahren einen „klassischen“ Zielkonflikt zu lösen. 
Während die statistischen Ämter die Vertraulichkeit der Ein-
zeldaten garantieren müssen, ist die Wissenschaft – im Pro-
jekt insbesondere durch das Institut für Angewandte Wirt-
schaftsforschung (IAW) und einen dort eingerichteten 
Wissenschaftlichen Begleitkreis vertreten – an Anonymi-
sierungsmaßnahmen interessiert, die das Analysepotenzial 
der Daten weitestgehend erhalten. Im Laufe des Projektes 
hat sich herauskristallisiert, dass die Datennutzer Anonymi-
sierungsmaßnahmen, die an den qualitativen Merkmalen 
ansetzen, gegenüber solchen, die quantitative Merkmale 
verändern, bevorzugen.

Im ersten Kapitel werden der Datensatz des Scientific-Use-
Files der Einzelhandelsstatistik und einige Auswertungs-

Dipl.-Mathematiker Michael Scheffler

Ein Scientific-Use-File der
Einzelhandelsstatistik 1999

 1) Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz – BStatG) vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462, 565), zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 21. August 
2002 (BGBl. I S. 3322).
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möglichkeiten vorgestellt. Anschließend werden in Kapi-
tel 2 die Anonymisierungsmaßnahmen erläutert. Kapitel 3 
behandelt die Schutzwirkung und das Analysepotenzial des 
Scientific-Use-Files.

1 Datengrundlage
Die Ergebnisse der Jahreserhebung im Einzelhandel liefern 
wirtschaftspolitisch bedeutsame Informationen über die 
Struktur, Rentabilität und Produktivität der im Einzelhandel 
tätigen Unternehmen. Neben der Ermittlung des Rohertra-
ges und der Bruttowertschöpfung sind qualitativ hochwer-
tige Schätzungen für die Vorratsveränderungen in der Wirt-
schaft möglich. Aus konjunkturpolitischer Sicht können mit 
den Ergebnissen von Jahreserhebungen aufeinander fol-
gender Jahre sowohl die Beschäftigtensituation als auch 
die Lohn- und Gehaltsstrukturen beobachtet und analysiert 
werden. Auf der betriebswirtschaftlichen Ebene lässt sich 
die Entwicklung von Arbeitsintensität und -produktivität 

überprüfen. Weiterhin sind die Investitionen und ihre Verän-
derungen wichtiger Indikator für die längerfristige Umsatz-
erwartung eines Unternehmens. Für die längerfristige Ana-
lyse ist es wichtig, die Generierung von faktisch anonymi-
sierten Datenfiles für weitere Jahre in Angriff zu nehmen. 
Eine Auflistung aller Merkmale des Scientific-Use-Files fin-
det man in der Übersicht.

Die jährliche Einzelhandelsstatistik erfasst für das Jahr 
1999 23 510 Unternehmen in der Stichprobe. Diese reprä-
sentieren knapp 300 000 Unternehmen des Einzelhandels 
mit einem Umsatz von rund 300 Mrd. Euro. Betrachtet man 
nur die Monatsmelder2), so repräsentieren etwa 14 500 
Unternehmen in der Stichprobe über 110 000 Unterneh-
men der Einzelhandelsstatistik, die einen Umsatz von rund 
285 Mrd. Euro tätigen. Aufgrund der relativ hohen Anzahl 
von Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten kann für 
diese eine faktische Anonymisierung nahezu ohne daten-
verändernde Verfahren erreicht werden. Dagegen wurde 
für die Unternehmen mit 50 Beschäftigten und mehr bis-
lang noch keine Anonymisierungsmethode gefunden, die 
sowohl ausreichende Vertraulichkeit als auch hinreichend 
gutes Analysepotenzial gewährleistet. Dies liegt insbeson-
dere an den niedrigen Besetzungszahlen dieser Unterneh-
mensgrößenklassen. Die beiden nachfolgenden Tabellen 
geben einen Überblick über die wichtigsten hochgerech-
neten Kenngrößen des Scientific-Use-Files, das noch aus 
12 646 Unternehmen in der Stichprobe besteht. Während 
Tabelle 1 einen Gesamtüberblick liefert, zeigt Tabelle 2 die 
Verteilung der Unternehmen, deren Umsatz und Beschäf-
tigte auf die Wirtschaftszweige.

Demnach repräsentieren die im Scientific-Use-File der Ein-
zelhandelsstatistik 1999 enthaltenen Unternehmen 97,6% 
der Grundgesamtheit aller Unternehmen mit einem Min-
destjahresumsatz von 250 000 Euro und tragen zu gut 
einem Drittel zum Gesamtumsatz im Einzelhandel bei.

2 Anonymisierungsmaßnahmen

2.1 Traditionelle Verfahren

Die Daten für das Scientific-Use-File der Einzelhandelssta-
tistik 1999 wurden formal anonymisiert, das heißt direkte 
Identifikatoren wie Name und Anschrift wurden entfernt.

Merkmale des Scientific-Use-Files der Einzelhandelsstatistik 1999 

1. Wirtschaftszweig [WZ 931) auf Drei- bzw. Vierstellerebene] 

2. Regionalbezug (Ost-West-Klassifizierung) 

3. Gesamtumsatz 

4. Umsatzanteile in % aus 
– Großhandel 
– Einzelhandel, Reparatur von Gebrauchsgütern 
– Sonstigen Dienstleistungstätigkeiten 
– Herstellung, Verarbeitung, anderen industriellen Tätigkeiten 
   oder aus Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

5. Sonstige betriebliche Erträge 

6. Einzelhandelsumsatz nach Absatzformen 
– in Verkaufsräumen 
– aus Versandhandel 
– an Verkaufsständen und auf Märkten 
– aus sonstigem Einzelhandel 

7. Bestände an Handelsware jeweils am Anfang und Ende des 
Geschäftsjahres 

8. Bestände der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe jeweils am Anfang 
und Ende des Geschäftsjahres 

9. Bestände der selbst hergestellten und bearbeiteten Halb-  
und Fertigerzeugnisse jeweils am Anfang und Ende des 
Geschäftsjahres 

10. Bezüge von Handelsware 

11. Bezüge von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen 

12. Löhne und Gehälter 

13. Sozialabgaben 

14. Mieten und Pachten einschließlich Kosten für Operate Leasing 

15. Betriebliche Steuern und Abgaben 

16. Bezogene Leistungen und andere betriebliche Aufwendungen 

17. Bruttoinvestitionen in 
– Grundstücke 
– bestehende Gebäude 
– Errichtung, Umbau und Erweiterung von Gebäuden 
– Maschinen, Einrichtungen und Fahrzeuge 

18. Verkäufe von Sachanlagen 

19. Wert der im Geschäftsjahr über Finanzierungsleasing  
erworbenen Sachanlagen 

20. Zahl der rechtlich selbstständigen örtlichen Einheiten des 
Unternehmens am 31. Dezember 

21. Zahl der Beschäftigten am 30. September 
Beschäftigte insgesamt 
darunter:  
    Lohn- und Gehaltsempfänger 
    Teilzeitbeschäftigte 

22. Hochrechnungsfaktor 

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. 

Tabelle 1: Unternehmen, Beschäftigte, Umsatz, Rohertrag und 
Investitionen des Einzelhandels 1999 

Unter-
nehmen 

Beschäf-
tigte

Umsatz
Roh-

ertrag1)

Roh-
ertrags-
quote2)

Investi-
tionen Datensatz 

Anzahl Mill. EUR % Mill. EUR 

Scientific-
Use-File .  108 312 889 293 101 181 33 764 33,4 1 405 

Monats-
melder . .  110 921 2 114 018 284 758 93 812 32,9 4 616 

1) Unternehmen mit fehlenden Werten bei der Berechnung des Rohertrages 
sind nicht berücksichtigt. – 2) Rohertragsquote = Rohertrag : Umsatz. 

 2) Das sind die Unternehmen mit einem Mindestjahresumsatz von 250 000 Euro.
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Die Merkmale aus dem Bereich „Umsatz nach Tätigkei-
ten bzw. Produkten (in %)“ wurden herausgenommen, da 
die Information über die Nebentätigkeiten eines Unterneh-
mens die Reidentifikationsgefahr stark ansteigen lässt. Dies 
konnte anhand der kommerziell zugänglichen MARKUS-
Datenbank3) festgestellt werden. Die Information zur Haupt-
tätigkeit eines Unternehmens bleibt durch die Kenntnis des 
Wirtschaftszweigs erhalten.

Das Merkmal „Anzahl der rechtlich unselbstständigen 
örtlichen Einheiten des Unternehmens“ (Filialen) kann 
von einem Datenangreifer als Überschneidungsmerkmal 
benutzt werden. Daher wurden für die reidentifikationsge-
fährdeten größeren Unternehmen bestimmte Kategorien für 
die Anzahl ihrer Filialen gebildet.

Bei der Regionalangabe wurde auf Wunsch des Wissen-
schaftlichen Begleitkreises analog zum Vorgehen bei der 
Erstellung der Scientific-Use-Files der Kostenstrukturerhe-
bung 1999 und der Umsatzsteuerstatistik 2000 die Ost-
West-Klassifizierung verwendet.4)

Die Wirtschaftszweigklassifikation wurde vom Fünfsteller 
auf den Dreisteller vergröbert. Ausnahme bildet der Drei-
steller „52.4“ [„Sonstiger Facheinzelhandel (in Verkaufsräu-
men)“], der aufgrund seiner großen Besetzungszahl auf der 
Vierstellerebene angegeben werden kann. Dadurch bleiben 
dem Datennutzer inhaltlich wertvolle Informationen erhal-
ten (siehe Tabelle 2).

2.2 Datenverändernde Verfahren

Abgesehen von den im nächsten Abschnitt beschriebenen
punktuellen Maßnahmen bei bestimmten Unternehmen 
wurden generell keine datenverändernden Verfahren ange-
wendet.

2.3 Zusätzliche Verfahren

Um eine faktische Anonymität zu gewährleisten, wurden 
schließlich noch drei „punktuelle“ Maßnahmen – eine tra-
ditionelle Form der Anonymisierung und zwei datenver-
ändernde Verfahren – angewandt. Davon waren lediglich 
sieben Unternehmen (dies entspricht rund 0,05% der Unter-
nehmen aus der Stichprobe) aus den beiden relativ dünn 
besetzten Wirtschaftszweigen „52.5“ [„Einzelhandel mit 
Antiquitäten und Gebrauchtwaren (in Verkaufsräumen)“] 
und „52.41“ [„Einzelhandel mit Textilien“] betroffen.

Die Datensatzbeschreibung für die anonymisierten Daten 
enthält die Übersicht.

3 Schutz und Analysepotenzial
Zur Messung der Schutzwirkung wurden im Statistischen 
Bundesamt sowohl Simulationsexperimente von Massen-
fischzügen als auch von Einzelangriffen durchgeführt. Wäh-
rend ein Datenangreifer bei den Massenfischzügen mittels 

Tabelle 2: Unternehmen, Umsatz und Beschäftigte des Scientific-Use-Files der Einzelhandelsstatistik 1999 nach Wirtschaftszweigen

Unternehmen Umsatz Beschäftigte 
Wirtschaftszweig WZ 931)

Anzahl % Mill. EUR % Anzahl % 

Einzelhandel mit Waren verschiedener Art  
(in Verkaufsräumen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.1 13 980 12,9 13 785 13,6 139 872 15,7 

Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken 
und Tabakwaren (in Verkaufsräumen) . . . . . . . . . . . .  52.2 11 912 11,0 7 940 7,8 85 866 9,7 

Apotheken; Facheinzelhandel mit medizinischen, 
orthopädischen und kosmetischen Artikeln  
(in Verkaufsräumen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.3 20 960 19,4 24 144 23,9 174 490 19,6 

Einzelhandel mit Textilien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.41 946 0,9 634 0,6 8 310 0,9 

Einzelhandel mit Bekleidung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.42 9 870 9,1 7 426 7,3 86 985 9,8 

Einzelhandel mit Schuhen und Lederwaren . . . . . . . . .  52.43 3 457 3,2 2 349 2,3 29 859 3,4 

Einzelhandel mit Möbeln, Einrichtungs-
gegenständen und Hausrat . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.44 7 523 6,9 8 614 8,5 70 321 7,9 

Einzelhandel mit elektrischen Haushaltsgeräten, 
Geräten der Unterhaltungselektronik und 
Musikinstrumenten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.45 6 168 5,7 5 334 5,3 44 610 5,0 

Einzelhandel mit Metallwaren, Anstrichmitteln,  
Bau- und Heimwerkerbedarf . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.46 3 350 3,1 4 888 4,8 32 257 3,6 

Einzelhandel mit Büchern, Zeitschriften, Zeitungen, 
Schreibwaren und Bürobedarf . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.47 4 102 3,8 2 876 2,8 30 497 3,4 

Facheinzelhandel, anderweitig nicht genannt  
(in Verkaufsräumen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.48 17 223 15,9 12 498 12,4 132 379 14,9 

Einzelhandel mit Antiquitäten und Gebrauchtwaren 
(in Verkaufsräumen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.5 254 0,2 236 0,2 1 855 0,2 

Einzelhandel (nicht in Verkaufsräumen) . . . . . . . . . . . .  52.6 7 677 7,1 9 933 9,8 45 975 5,2 

Reparatur von Gebrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52.7 890 0,8 524 0,5 6 017 0,7 

 Insgesamt . . .  52 108 312 100 101 181 100 889 293 100 

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. 

 3) Informationen zur Datenbank MARKUS finden sich auf der Internetseite http://www.branchen-adressen.de/html/markus_marketingdatenbank.html. Siehe auch Lenz, R./Sturm, R./
Vorgrimler, D.: „Maße für die faktische Anonymität von Mikrodaten“ in WiSta 6/2004, S. 621 ff., hier: S. 623.

 4) Siehe Lenz, R.: „Ein Scientific-Use-File der Kostenstrukturerhebung im Verarbeitenden Gewerbe“ in WiSta 2/2005, S. 91 ff. bzw. Vorgrimler, D./Dittrich, S./Lenz, R./Rosemann, M.: „Ein Sci-
entific-Use-File der Umsatzsteuerstatistik 2000“, in diesem Heft, S. 201 ff.
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eines geeigneten Matchingverfahrens5) versucht, so viele 
Unternehmen wie möglich zu identifizieren, ist bei einem 
Einzelangriff 6) ein bestimmtes Unternehmen von Interesse. 
In Tabelle 3 sind die aus verschiedenen Massenfischzug-
experimenten7) berechneten Reidentifikationsrisiken für 
die neuen Länder und Berlin sowie das frühere Bundesge-
biet (ohne Berlin) nach zwei Beschäftigtengrößenklassen
dargestellt.

Die Tabelle 3 zeigt, dass für Deutschland nur rund 13% der 
Unternehmen reidentifiziert werden konnten. Bezieht man 
die Auswahlsätze8) der Unternehmen aus der Stichprobe 
mit ein, so konvergiert die Wahrscheinlichkeit, dass ein 
Unternehmen gefunden wird, gegen null.

Durch den Verzicht9) auf datenverändernde Anonymisie-
rungsverfahren erhält der Datennutzer die Originalwerte der 
Erhebungsdaten. Einschränkungen der Auswertungsmög-
lichkeiten ergeben sich daher lediglich durch die im vori-
gen Abschnitt erläuterten traditionellen Anonymisierungs-
maßnahmen. Beispielsweise sind Regionalanalysen „nur“ 
nach Ost und West möglich. Sofern Wissenschaftler/-innen 
an anderen Regionalanalysen interessiert sind, können sie 
über die Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder verschiedene Zugangsmöglich-
keiten dafür beantragen.

4 Schlussbemerkung
Neben dem Scientific-Use-File der Einzelhandelsstatistik 
1999 stellen die faktisch anonymen Mikrodatenfiles der 
Kostenstrukturerhebung 199910) und der Umsatzsteuersta-
tistik 200011) weitere Datenangebote für die Wissenschaft 
dar, die bereits während des laufenden Projekts „Faktische 
Anonymisierung wirtschaftsstatistischer Einzeldaten“ ent-
wickelt wurden. Gegenüber den anderen beiden Statistiken 
konnte bei der Generierung des Scientific-Use-Files im Falle 
der Einzelhandelsstatistik auf datenverändernde Verfahren 
nahezu verzichtet werden. Begünstigt wurde dies insbeson-

dere durch die große Anzahl an Unternehmen mit weniger 
als 50 Beschäftigten. Der Datennutzer bekommt hier die 
Möglichkeit, mit unverfälschten Daten an dem von ihm 
bevorzugten Ort arbeiten zu können. Mit der vorgestellten 
Datei erhält der Wissenschaftler Informationen über 97,6% 
der Grundgesamtheit12) im Einzelhandel. Damit kann ein 
guter Einblick in die Struktur des Einzelhandels gewonnen 
werden. Der Zugang zu den relativ wenigen großen Unter-
nehmen ist über das Fernrechnen oder eine speziell formu-
lierte Nutzeranfrage möglich.

Die Scientific-Use-Files sind für jeweils 65,– Euro über die 
Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des Bun-
des und der Länder für die Wissenschaft erhältlich. Die 
hierzu notwendigen Anträge stehen als Download im Inter-
net unter http://www.forschungsdatenzentren.de zur Ver-
fügung. 

 5) Eine theoretische Beschreibung des Verfahrens findet sich in Lenz, R.: “A graph theoretical approach to record linkage”, Monographs of official statistics – Work session on statistical data 
confidentiality, 2003, S. 324 ff.

 6) Siehe Vorgrimler, D.: „Re-Identifikationsmöglichkeiten am Beispiel eines konkreten Angriffsszenarios“ in Ronning, G./Gnoss, R. (Hrsg.): „Anonymisierung wirtschaftsstatistischer Einzelda-
ten“, Band 42 der Schriftenreihe „Forum der Bundesstatistik“, Wiesbaden 2003, S. 40 ff.

 7) Zum genauen Vorgehen siehe Lenz, R./Sturm, R./Vorgrimler, D., a. a. O. (Fußnote 3).
 8) Beispielsweise beträgt der kleinste Auswahlsatz rund 1,4%.
 9) Die wenigen Ausnahmen sind im Abschnitt 2.3 beschrieben.
10) Siehe Fußnote 4.
11) Siehe Fußnote 4.
12) Bezogen auf die Unternehmen mit einem Mindestjahresumsatz von 250 000 Euro.

Tabelle 3: Reidentifikationsrisiken für Unternehmen nach 
Beschäftigtengrößenklassen 

Prozent

Unternehmen mit . . .   
bis . . .  Beschäftigten Unternehmenssitz Insgesamt 

1 – 19 20 – 49 

Früheres Bundesgebiet 
(ohne Berlin) . . . . . . . . . . . . . . .  

12,5 12,3 13,8 

Neue Länder und Berlin . . . . . . .  15,8 15,2 21,5 

 Deutschland insgesamt . . .  13,4 13,1 15,9 
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Nachdem im Sommer 2004 mit dem Scientific-Use-File der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik 19981) erstmalig Ein-
zeldaten der Steuerstatistiken der Wissenschaft in stan-
dardisierter Form zur Verfügung gestellt werden konnten, 
veröffentlicht nun die deutsche amtliche Statistik mit dem 
Scientific-Use-File zur Umsatzsteuerstatistik 2000 ein wei-
teres Mikrodatenfile aus den Steuerstatistiken. Wie bei der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik können Wissenschaft-
ler mit diesen Mikrodaten unter den Prämissen des § 16 
Abs. 6 Bundesstatistikgesetz (BStatG)2) am eigenen Arbeits-
platz wissenschaftliche Analysen durchführen.

Die Grundlagen zur Sicherstellung der faktischen Anony-
mität nach § 16 Abs. 6 BStatG bei gleichzeitigem Erhalt des 
Analysepotenzials wurden im Projekt „Faktische Anonymi-
sierung wirtschaftsstatistischer Einzeldaten“ erarbeitet. 
Weitere Scientific-Use-Files, die dank der Arbeiten dieses 
Projektes veröffentlicht werden können, basieren auf Daten 
der Kostenstrukturerhebung im Verarbeitenden Gewerbe 
und der Einzelhandelsstatistik.3)

Im folgenden Beitrag wird zunächst die Umsatzsteuerstatis-
tik als solche vorgestellt. Das zweite Kapitel beschreibt das 
Anonymisierungskonzept. Mit den Möglichkeiten, welche 
die Umsatzsteuerstatistik und das Scientific-Use-File bieten, 
und mit den Einschränkungen bei den Analysen aufgrund 

der Anonymisierung beschäftigt sich das dritte Kapitel. Ein 
Fazit rundet den Beitrag ab.

1 Die Umsatzsteuerstatistik

1.1 Datengrundlage

Im Rahmen der Umsatzbesteuerung werden von den Unter-
nehmen Umsatzsteuer-Voranmeldungen bei den Finanzbe-
hörden abgegeben.4) Durch die Auswertung der monatli-
chen und vierteljährlichen Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
ergänzt um Daten des Grundinformationsdienstes5) gewinnt 
die amtliche Statistik Informationen über die Entstehung 
der Umsatzsteuer, über steuerpflichtige Unternehmen und 
deren Umsätze sowie über die innergemeinschaftlichen 
Erwerbe [Einfuhren aus anderen Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union (EU)]. Durch die relativ kurzen Abgabefris-
ten der Voranmeldungen liegen bereits etwa 14 Monate 
nach Ablauf eines Kalenderjahres Angaben über die Ent-
wicklung der Umsätze in fast allen Wirtschaftsbereichen vor. 
Abweichungen zwischen den Angaben der Voranmeldungen 
und den tatsächlichen Umsätzen (beispielsweise durch Kor-
rekturen bei Warenrückgaben) sind möglich, jedoch insge-
samt nicht von größerer Bedeutung. Ein weiterer Vorteil der 

Dr. Daniel Vorgrimler, Dipl.-Volkswirt Stefan Dittrich, Dr. Rainer Lenz (alle Statistisches Bundesamt), 
Dipl.-Volkswirt Martin Rosemann (Institut für angewandte Wirtschaftsforschung – IAW, Tübingen)

Ein Scientific-Use-File
der Umsatzsteuerstatistik 2000

 1) Siehe Merz, J./Vorgrimler, D./Zwick, M.: „Faktisch anonymisiertes Mikrodatenfile der Lohn- und Einkommensteuerstatistik 1998“ in WiSta 10/2004, S. 1079 ff.
 2) Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz – BStatG) vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462, 565), zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 21. August 

2002 (BGBl. I S. 3322).
 3) Für die Kostenstrukturerhebung siehe Lenz, R./Vorgrimler, D./Rosemann, M.: „Ein Scientific-Use-File der Kostenstrukturerhebung im Verarbeitenden Gewerbe“ in WiSta 2/2005, S. 91 ff. Für 

die Einzelhandelsstatistik siehe Scheffler, M.: „Ein Scientific-Use-File der Einzelhandelsstatistik 1999“ in diesem Heft, S. 197 ff.
 4) Neben den Umsatzsteuer-Voranmeldungen werden jährliche Umsatzsteuererklärungen abgegeben, die der endgültigen Steuerfestsetzung (Veranlagung) dienen. Die Voranmeldepflicht 

entfällt bei Unternehmen, die im vorangegangenen Jahr höchstens 511 Euro Umsatzsteuer zu entrichten hatten (sog. Jahreszahler).
 5) Im Grundinformationsdienst werden von der Finanzverwaltung Angaben zu den persönlichen Verhältnissen der Steuerpflichtigen gespeichert, z. B. Wohnort oder Gewerbekennzahl.
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Umsatzsteuerstatistik ist die durch die Ausgestaltung als 
Sekundärstatistik weniger starke Belastung der Wirtschafts-
einheiten im Vergleich zu einer direkten Befragung. Die 
Durchführung der Umsatzsteuerstatistik ist im Gesetz über 
Steuerstatistiken (StStatG) vom Oktober 19956) geregelt.

Umsatzsteuerpflichtig und damit in der Umsatzsteuerstatis-
tik abgebildet sind grundsätzlich alle Unternehmer, die Lie-
ferungen und Leistungen im Inland gegen Entgelt im Rah-
men ihres Unternehmens ausführen. Nicht erfasst sind in 
der Umsatzsteuerstatistik Unternehmen, die aufgrund ihrer 
Umsatzhöhe oder durch die Erbringung vorwiegend umsatz-
steuerfreier Leistungen von der unterjährigen Abgabe von 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen befreit sind (z. B. niederge-
lassene Ärzte, Behörden, Theater und Museen). Die Umsatz-
steuerstatistik liefert somit für fast alle Wirtschaftsbereiche 
Daten; bei Vergleichen zwischen verschiedenen Wirtschafts-
bereichen sind allerdings Untererfassungen aufgrund steuer-
licher Besonderheiten zu berücksichtigen. Weiterhin ist zu 
beachten, dass bei finanziell, wirtschaftlich und organi-
satorisch zusammengehörenden Unternehmen (z. B. Filia-
len, Zweigbetrieben oder Tochterunternehmen) die Unter-
nehmen als Einheit mit dem gesamten Jahresumsatz von 
dem für den Sitz der Geschäftsleitung zuständigen Finanz-
amt zentral erfasst werden. Besteuert und somit in der 
Statistik abgebildet werden lediglich die Außenumsätze 
des Unternehmenskreises. Das Fehlen der Innenumsätze 
des Unternehmenskreises unterzeichnet somit die Höhe der 
Unternehmensumsätze in der Umsatzsteuerstatistik. Auch 
für Untersuchungen nach Wirtschaftszweigen oder Regio-
nen ist die Zusammenfassung der Umsätze eines Unterneh-
menskreises als Nachteil zu bewerten, da gegebenenfalls 
Unternehmensteile unterschiedlicher Tätigkeitsfelder bzw. 
unterschiedlicher Regionen zusammengefasst werden. 

1.2 Aussagekraft der Umsatzsteuerstatistik

In der Umsatzsteuerstatistik werden u. a. folgende quali-
tative Merkmale abgebildet: Gewerbekennzahl, amtlicher 
Gemeindeschlüssel, letztgültige Zahlungsweise, Dauer 
der Steuerpflicht, Organschaft, Rechtsform. Die quantita-
tiven Merkmale umfassen u. a. steuerbaren Umsatz (ohne 
die der Einfuhrumsatzsteuer unterliegenden Umsätze), 
Umsatzsteuer vor Abzug der Vorsteuerbeträge, abziehbare 
Vorsteuerbeträge, Umsatzsteuer-Vorauszahlung. Für wirt-
schaftsstatistische Untersuchungen ist dabei der Umsatz 
der Unternehmen von besonderem Interesse. Zum steuer-
baren Umsatz der Unternehmen zählen im Umsatzsteuer-
recht neben den als „Lieferungen und Leistungen“ bezeich-
neten Umsätzen der Unternehmen auch die von ihnen aus 
EU-Ländern importierten Güter („innergemeinschaftliche 
Erwerbe“). Als Umsatz im wirtschaftsstatistischen Sinn wer-
den aber lediglich die Lieferungen und Leistungen betrach-
tet, da die innergemeinschaftlichen Erwerbe den Vorleis-
tungen zuzurechnen sind. Im Vergleich zu Primärerhebun-

gen ist neben der erhebungstechnischen Abgrenzung des 
Umsatzes auch die inhaltliche Abgrenzung des steuerlichen 
Umsatzbegriffes zu beachten. Während in Primärerhebun-
gen allein der Umsatz aus der laufenden Produktionstätig-
keit erfragt wird, umfasst der steuerliche Umsatz zusätz-
lich außerordentliche Erträge, zum Beispiel aus einem nicht 
dem Betriebszweck dienenden Verkauf von Gebäuden.7)

Das am häufigsten genutzte qualitative Merkmal der 
Umsatzsteuerstatistik ist die Wirtschaftszweigzuordnung. 
Maßgebend für die Zuordnung zu einem Wirtschaftszweig 
ist der Schwerpunkt der wirtschaftlichen Tätigkeit eines 
Unternehmens. Seit dem Berichtsjahr 2002 liegt der Bran-
chengliederung der Umsatzsteuerstatistik die aktualisierte 
Ausgabe 2003 der Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 
2003) in der für die Steuerstatistiken gültigen Tiefengliede-
rung zu Grunde (GKZ 2003)8). Für das Berichtsjahr 2000, für 
das das Scientific-Use-File vorliegt, war die Ausgabe 1993 
(WZ 93) relevant.

Ergebnisse der Umsatzsteuerstatistik zu allen 830 nachge-
wiesenen Wirtschaftszweigen können kostenlos über den 
Statistik-Shop des Statistischen Bundesamtes bezogen 
werden (www.ec-destatis.de).9)

2 Anonymisierung

Um die zur Weitergabe an die Wissenschaft notwendige 
faktische Anonymität der Merkmalsträger nach § 16 Abs. 6
BStatG zu gewährleisten, mussten Informationen aus dem
Originalmaterial der Umsatzsteuerstatistik vergröbert, ge-
löscht und in wenigen Fällen verändert werden. Der Einsatz 
von datenverändernden Verfahren (in diesem Fall der Mikro-
aggregation) wurde hierbei auf ein Minimum beschränkt. Im 
Folgenden wird die Anonymisierungskonzeption zusammen 
mit ihrer Schutzwirkung vorgestellt.

2.1 Anonymisierungskonzeption

Die Umsatzsteuerstatistik umfasst wie erwähnt qualitative 
und quantitative Merkmale. Die qualitativen Merkmale sind 
für den Datenschutz besonders dann problematisch, wenn 
sie aufgrund einer tiefen Gliederung die Merkmalsträger in 
einer solchen Weise beschreiben, dass nur noch wenige 
Unternehmen dieser Beschreibung entsprechen (z. B. der 
einzige Bäcker einer Gemeinde).

Aus diesem Grunde sieht das Anonymisierungskonzept bei 
den qualitativen Merkmalen folgende Maßnahmen vor:

– Die Regionalangabe wird auf Ost/West vergröbert, 
wobei der Osten die neuen Bundesländer einschließlich 
Berlin umfasst.

 6) Artikel 35 des Jahressteuergesetzes 1996 vom 11. Oktober 1995 (BGBl. I S. 1250).
 7) Siehe Treek, H.-J.: „Die Umsatzsteuerstatistik als Quelle wirtschaftsstatistischer Analysen“ in Statistische Analysen und Studien Nordrhein-Westfalen, Band 15, S. 3 ff.
 8) Die Klassifikation der Gewerbekennziffern (GKZ) entspricht in ihrem Aufbau der Klassifikation der Wirtschaftszweige. Aus Geheimhaltungs- und Praktikabilitätsgründen werden aber nicht 

alle Positionen der WZ in der tiefsten Gliederung nachgewiesen.
 9) Siehe auch Dittrich, S.: „Umsätze und ihre Besteuerung 2002“ in WiSta 10/2004, S. 1195 ff.
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– Die Wirtschaftszweigzuordnung wird in unterschiedli-
cher Tiefengliederung abhängig von den Besetzungszah-
len in die Daten aufgenommen (zur Einteilung siehe die 
Anhangtabelle auf S. 210). Dabei werden zum Teil auch 
neue zusammengefasste Positionen gebildet.

– Aus dem Merkmal Beginn der Steuerpflicht wird das 
Merkmal Neugründung mit den Ausprägungen 1  =  ja 
und 0  =  nein gebildet. Bei Unternehmen mit mehr als 
100 Mill. Euro Umsatz wird das Merkmal generell auf
0 gesetzt.10)

– Das Merkmal Rechtsform wird vergröbert (mit den Aus-
prägungen Personengesellschaften, Kapitalgesellschaf-
ten, Genossenschaften und sonstige Rechtsformen).

Bei den quantitativen Merkmalen (z. B. Umsatz) entste-
hen besonders bei extremen Ausprägungen datenschutz-
rechtliche Probleme. So ist zum Beispiel das Unternehmen 
mit dem höchsten Umsatz in besonderer Weise gefähr-
det. Verschärft wird dieses Problem bei einer Kombina-
tion von quantitativen und qualitativen Merkmalen. Wird 
zum Beispiel der Umsatz innerhalb eines Wirtschaftszwei-
ges bzw. einer Branche betrachtet, ist der jeweilige Bran-
chenmarktführer besonders gefährdet.11) Daher besteht 
das Anonymisierungskonzept bei den quantitativen Merk-
malen aus einer zweistufigen Mikroaggregation. Die erste 
Stufe beinhaltet eine für jedes Merkmal getrennt durchge-
führte Mikroaggregation für alle Unternehmen.12) Dies gilt 
als die schwächste Form der Mikroaggregation.13) Da durch 
diese Maßnahme die regionalen Branchenmarktführer14)
noch nicht genügend geschützt werden (siehe Abschnitt 
2.2), wird als zweite Stufe eine punktuelle Mikroaggrega-
tion durchgeführt. Dabei werden nur speziell die jeweiligen 
drei regionalen Marktführer einer Branche mikroaggregiert, 
wobei das Merkmal Lieferungen und Leistungen (Umsatz) 
das bestimmende Merkmal ist. Da in dem Scientific-Use-File 
zwischen 68 Wirtschaftszweigen und zwei Regionen unter-
schieden wird, sind insgesamt 408 Merkmalsträger von die-
ser zweiten Stufe betroffen (jeweils drei Unternehmen in 
136 regionalisierten Wirtschaftszweigen).

Je herausragender eine Ausprägung ist, desto stärker weicht 
der mikroaggregierte Wert vom Originalwert ab. Bei kleine-
ren Unternehmen unterscheiden sich die Umsätze kaum. 
Bei einem Großunternehmen unterscheidet sich hingegen 
der Umsatz eventuell deutlich vom Umsatz des nächstgrö-
ßeren Unternehmens. Daher werden bei der Mikroaggrega-
tion die Merkmalsausprägungen der kleinen und mittleren 
Unternehmen nur minimal verändert, die der großen hin-
gegen stärker. Je nach Merkmal sind zwischen 90 und 99% 
der Ausprägungen trotz der Mikroaggregation unverändert 
in das Scientific-Use-File eingegangen. Nur sehr wenige 

Merkmalsausprägungen weisen relative Abweichungen von 
mehr als 5% zwischen mikroaggregiertem und originalem 
Wert auf. Betrachtet man jedoch lediglich die Unternehmen 
mit mehr als 500 Mill. Euro Umsatz, dann ist gut die Hälfte 
der Ausprägungen durch die Anonymisierung verändert wor-
den, allerdings etwa 90% innerhalb eines engen Bereichs 
von 5% relativer Abweichung. Da die Großunternehmen 
hinsichtlich einer Reidentifikation gefährdeter sind, erfüllt 
diese Art der Anonymisierung die Forderung, Merkmalsträ-
ger abhängig vom Grad ihres Reidentifikationsrisikos zu 
anonymisieren.

2.2 Schutzwirkung der Anonymisierung

In den Beiträgen von Lenz/Sturm/Vorgrimler sowie Lenz/
Vorgrimler in der Ausgabe 6/200415) dieser Zeitschrift wurde 
die Schutzwirkung der Anonymisierung für die Umsatz-
steuerstatistik bereits ausführlich dargestellt, sodass an
dieser Stelle einige zusätzliche Anmerkungen genügen. 

Die zitierten Arbeiten zur Schutzwirkung zeigten in zwei 
Bereichen weiteren Forschungs- bzw. Anonymisierungsbe-
darf auf. Da in diesen Arbeiten Dateien zu Grunde gelegt 
wurden, bei denen die Marktführer nicht genügend ge-
schützt wurden, bestand zum einen ein zusätzlicher Ano-
nymisierungsbedarf bei den jeweiligen Marktführern. Zum 
anderen bestand ein methodischer Forschungsbedarf, da 
sich die Schutzanalysen lediglich auf einen kleinen Aus-
schnitt der in der Umsatzsteuerstatistik enthaltenen Unter-
nehmen beschränkten (Unternehmen aus dem Verarbeiten-
den Gewerbe mit mindestens 20 Beschäftigten).

Wie in Abschnitt 2.1 beschrieben wurde zum zusätzlichen 
Schutz der Marktführer die punktuelle Mikroaggregation 
eingesetzt. Diese führt dazu, dass sich die drei regionalen 
Branchenmarktführer mit Ausnahme der Rechtsform nicht 
mehr unterscheiden. Eine eindeutige Zuordnung ist nur 
noch dann möglich, wenn sich einer der drei Merkmalsträ-
ger durch seine Rechtsform eindeutig hervorhebt. Bei den 
136 regionalen Wirtschaftszweigen (jeweils 68 Wirtschafts-
zweige im Osten und im Westen) unterscheidet sich in 95 
Fällen mindestens eines der drei marktführenden Unter-
nehmen von den anderen durch die Rechtsform und könnte 
somit theoretisch zugeordnet werden. Eine solche eindeu-
tige Zuordnung würde aber nicht gegen die faktische Anony-
mität verstoßen, da ein Datenangreifer keine zusätzlichen 
Informationen gewinnen kann. So würde er zum Beispiel 
auch nach einer korrekten Zuordnung weiterhin lediglich 
den durchschnittlichen Umsatz der drei regionalen Bran-
chenmarktführer kennen und nicht den exakten Umsatzwert 
seines zugeordneten Unternehmens. Dasselbe gilt für die 
restlichen im Datensatz vorhandenen quantitativen Merk-

10) Von über 150 000 als Neugründungen gekennzeichneten Unternehmen haben 118 Unternehmen einen Umsatz von über 100 Mill. Euro. Bei diesen Unternehmen wird das Merkmal „Neu-
gründung“ auf 0 gesetzt und damit die Information unterdrückt. Unter Plausibilitätsgesichtspunkten dürfte diese Informationsreduktion nicht besonders relevant sein, da es sich in der 
Mehrheit der Fälle um keine echten Neugründungen handeln wird. Zu „unechten“ Neugründungen kommt es beispielsweise bei Rechtsformänderungen oder Sitzverlagerungen.

11) Siehe Lenz, R./Sturm, R./Vorgrimler, D.: „Maße für die faktische Anonymität von Mikrodaten“ in WiSta 6/2004, S. 628 f. und S. 636 f.
12) Zum Verfahren der Mikroaggregation siehe Höhne, J.: „Methoden zur Anonymisierung wirtschaftstatistischer Einzeldaten“ in Ronning, G./Gnoss, R. (Hrsg.): „Anonymisierung wirtschafts-

statistischer Einzeldaten“, Band 42 der Schriftenreihe „Forum der Bundesstatistik“, Wiesbaden 2003, S. 77 ff.
13) Zur Wirkung der Mikroaggregation bei der Umsatzsteuerstatistik siehe Lenz, R./Vorgrimler, D.: „Geheimhaltungsmethoden auf dem Prüfstand – eine Analyse anhand der Umsatzsteuersta-

tistik“ in WiSta 6/2004, S. 639 ff.
14) Mit den regionalen Branchenmarktführern sind die jeweils drei Unternehmen gemeint, die in den jeweiligen Branchen (abgegrenzt nach der Wirtschaftsklassifikation) innerhalb ihrer 

Region (Ost/West) die höchsten Umsätze erzielen.
15) Siehe Fußnoten 11 und 13.
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male. Die durchschnittlichen Werte liegen darüber hinaus 
in gut der Hälfte aller Fälle relativ um wenigstens 50% von 
den originalen Werten entfernt. Die einzige bei einer kor-
rekten Zuordnung zu gewinnende zusätzliche Information 
wäre daher die Rechtsform der Unternehmen. Diese Infor-
mation müsste aber ein Datenangreifer für den Reidentifika-
tionsversuch einsetzen. Er könnte sie also nicht aus einem 
„Datenangriff“ gewinnen. Die Gruppe der regionalen Bran-
chenmarktführer kann daher als faktisch anonym angese-
hen werden.

Um die eingeschränkte Sichtweise bei der Schutzwirkungs-
analyse um einen weiteren Wirtschaftsbereich und um 
Kleinstunternehmen zu erweitern, wurde ein weiterer Mas-
senfischzug simuliert, bei dem die Daten der Einzelhandels-
statistik als Zusatzwissen verwendet wurden.16) Strukturell 
unterscheidet sich diese Untersuchung von den vorherge-
henden in zweierlei Hinsicht:

– in der geringeren Anzahl unterschiedlicher Wirtschafts-
zweige (7 gegenüber 22),

– in der fehlenden „Abschneidegrenze“ für kleine Unter-
nehmen.

Beide Punkte sprechen für wesentlich schlechtere Voraus-
setzungen für einen Massenfischzug mit den Daten der Ein-
zelhandelsstatistik als mit den Daten der Kostenstruktur-
erhebung. 

Insgesamt wurden 12 500 Unternehmen der Einzelhan-
delsstatistik unter mehr als 300 000 Unternehmen aus der 
Umsatzsteuerstatistik gesucht (bei den Unternehmen des 
Verarbeitenden Gewerbes mit mindestens 20 Beschäftigten 
waren es rund 9 000 gesuchte Unternehmen unter etwas 
mehr als 37 000 Unternehmen). Die benötigte Rechenlauf-
zeit war mit 19 Stunden CPU-Zeit außerordentlich hoch. 

Das Schaubild zeigt die berechneten Enthüllungsrisiken17).
Zum Vergleich sind neben den Risiken, die sich mit der Ein-
zelhandelsstatistik ergeben, auch die Enthüllungsrisiken 
dargestellt, die mit der Kostenstrukturerhebung berech-
net wurden. Die jetzt berechneten Ergebnisse für die Unter-
nehmen des Verarbeitenden Gewerbes stimmen nicht ganz 
mit den früher veröffentlichten Ergebnissen überein, da in 
diesen die bereits erwähnte punktuelle Mikroaggregation 
nicht berücksichtigt wurde und sich die Gliederungstiefe 
der Wirtschaftsklassifizierung leicht verändert hat. Für die 
Unternehmen des Einzelhandels ergibt sich ein insgesamt 
deutlich geringeres Enthüllungsrisiko als für die Unterneh-
men des Verarbeitenden Gewerbes. Dies liegt an der deut-
lich unterschiedlichen Größenstruktur der Unternehmen, 
die mit der fehlenden Abschneidegrenze in der Einzelhan-
delsstatistik zusammenhängt. Tabelle 1 zeigt die Verteilung 
der gesuchten Unternehmen auf die Umsatzgrößenklassen
bei den beiden Massenfischzügen. Bei den Einzelhandels-

unternehmen dominieren die Unternehmen der kleinsten 
Umsatzgrößenklasse, daher wirken sie sich auch dominie-
rend auf das Maß für das Enthüllungsrisiko aus. Da dieses 
bei den kleinsten Unternehmen sehr gering ist, ist auch das 
gesamte Enthüllungsrisiko für die Unternehmen des Einzel-
handels sehr gering.

Wird von einer Gesamtbetrachtung zu einer Betrachtung des 
Enthüllungsrisikos nach Größenklassen des Umsatzes über-
gegangen, so zeigt sich, dass sich die Ergebnisse der bei-
den Szenarien nicht wesentlich unterscheiden. Auffallend 
ist allerdings das deutlich geringere Risiko bei den größten 
Unternehmen des Einzelhandels. Dies äußert sich sowohl 
durch eine geringere Trefferquote (23 gegenüber 43% bei 
den Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes) als auch 
durch einen geringeren Anteil an nützlichen Informationen 
(55 gegenüber 61%).

Die Ergebnisse zeigen den großen Schutzeffekt, den die 
getroffenen Anonymisierungsmaßnahmen erzeugen. Die 

16) Zum Konzept des Massenfischzuges siehe Lenz, R./Vorgrimler, D., Fußnote 13.
17) Das Enthüllungsrisiko ist definiert als Wahrscheinlichkeit, eine nützliche Information zu enthüllen. Es handelt sich somit um die gemeinsame Wahrscheinlichkeit für die Ereignisse „rich-

tige Zuordnung“ und „nützliche Information“. Eine Information ist hierbei die Ausprägung eines Merkmals bei einem Merkmalsträger. Nützlich ist diese Information für einen Datenangrei-
fer, wenn sie nur bis zu einem bestimmten Wert von der originalen Ausprägung abweicht (diese Nützlichkeitsschwelle wurde bei der Umsatzsteuerstatistik mit 10% festgelegt). Bei daten-
verändernden Verfahren – wie der Mikroaggregation – können die anonymisierten von den originalen Werten abweichen. Eine ausführliche Betrachtung des Enthüllungsrisikos findet sich 
in Höhne, J./Sturm, R./Vorgrimler, D.: „Konzept zur Beurteilung der Schutzwirkung von faktischer Anonymisierung“ in WiSta 4/2003, S. 287 ff.
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Statistisches Bundesamt 2005 - 01 - 0227

Enthüllungsrisiko der in der Umsatzsteuerstatistik
enthaltenen Einzelhandelsunternehmen

sowie der Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes
mit mindestens 20 Beschäftigten

Einzelhandels-
unternehmen

Unternehmen des
Verarbeitenden Gewerbes

Tabelle 1: Verteilung der in der Umsatzsteuerstatistik 2000 
gesuchten Einzelhandelsunternehmen und Unternehmen des  

Verarbeitenden Gewerbes auf die Umsatzgrößenklassen 

Gesuchte 
Einzelhandels-
unternehmen 

Gesuchte Unternehmen 
des Verarbeitenden 

Gewerbes 
Umsatzgrößenklassen 

von . . .  bis unter . . .  EUR 

Anzahl % Anzahl % 

   16 667 – 1 Mill. . .  8 166 65,3 440 4,7 

  1 Mill. – 10 Mill. . .  3 693 29,5 4 757 51,2 

 10 Mill. – 100 Mill. . .  498 4,0 3 426 36,9 

100 Mill. –      1 Mrd. . .  130 1,0 616 6,6 

1 Mrd. und mehr . . . . . . .  13 0,1 44 0,5 

 Insgesamt . . .  12 500 100 9 283 100 
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Wahrscheinlichkeit für einen Datenangreifer, nützliche 
Informationen zu erhalten, ist selbst mit sehr gutem Zusatz-
wissen (was in diesen Fällen angenommen wurde) gering. 
Viel eher wird er unbrauchbare oder überhaupt keine Infor-
mationen erhalten. Dies alles ist vor dem Hintergrund zu 
sehen, dass der Datenangreifer eine nützliche von einer 
unbrauchbaren Information nicht unterscheiden kann. Er 
„stochert“ sozusagen „im Nebel“. Die Daten können daher 
als faktisch anonym im Sinne des § 16 Abs. 6 BStatG ange-
sehen werden.

3 Analysemöglichkeiten und
Vergleich mit den Originaldaten

3.1 Umsatzanalysen

Eckzahlen

Das kassenmäßige Aufkommen aus der Umsatzsteuer (ohne 
Einfuhrumsatzsteuer) betrug im Jahr 2000 107 Mrd. Euro, 
das aus der Einfuhrumsatzsteuer 34 Mrd. Euro. Diese bei-
den Steuerarten trugen damit 28% zum gesamten Steuer-
aufkommen bei. Die von den Unternehmen an die Finanzäm-
ter abzuführenden Umsatzsteuer-Vorauszahlungen, die sich 
aus methodischen Gründen vom kassenmäßigen Steuer-
aufkommen unterscheiden, beliefen sich im Jahr 2000 
ebenfalls auf 107 Mrd. Euro.

Im Jahr 2000 haben 2,9 Mill. Unternehmen in Deutsch-
land Umsatzsteuer-Voranmeldungen abgegeben und dabei 
Umsätze in Höhe von 4 153 Mrd. Euro gemeldet. Die mit 
dem allgemeinen Steuersatz von 16% besteuerten Umsätze 
betrugen 2 942 Mrd. Euro, mit dem ermäßigten Steuersatz 

von 7% wurden 414 Mrd. Euro besteuert. Die Ergebnisse 
des faktisch anonymisierten Datenfiles weichen trotz des 
oben beschriebenen Anonymisierungskonzepts bei den 
Eckzahlen nicht von den Ergebnissen der Umsatzsteuersta-
tistik ab.

Die häufigsten Auswertungen der Umsatzsteuerstatistik 
betreffen Auszählungen der Steuerpflichtigen und der Lie-
ferungen und Leistungen nach Wirtschaftszweigen und 
Umsatzgrößenklassen. Tabelle 2 zeigt eine Gegenüberstel-
lung für die Anzahl der Steuerpflichtigen und ihre Liefe-
rungen und Leistungen nach Wirtschaftszweigen. Während 
die Wirtschaftszweigzuordnung durch die Anonymisierung 
nicht verändert wurde und damit die Fallzahlen unverän-
dert geblieben sind, ergeben sich für die Umsätze leichte 
Veränderungen, die jedoch mit bis zu maximal 2,4% im 
Abschnitt G „Handel; Instandhaltung und Reparatur von 
Kraftfahrzeugen und Gebrauchsgütern“ gering sind. Auch 
die weiteren quantitativen Merkmale des faktisch anonymi-
sierten Datenfiles weichen nur in wenigen Fällen in größe-
rem Ausmaß von den Originalwerten ab.18)

Bei einer Betrachtung nach Umsatzgrößenklassen wird der 
Einfluss der Mikroaggregation auf die quantitativen Merk-
male der Großunternehmen deutlich, während die Ergeb-
nisse für die Vielzahl der kleinen und mittleren Unterneh-
men unverändert bleiben. Tabelle 3 zeigt die Anzahl der 
Steuerpflichtigen und deren Lieferungen und Leistungen 
nach Umsatzgrößenklassen. Die Ergebnisse für die Unter-
nehmen mit einem Jahresumsatz unter 100 Mill. Euro wei-
sen keine nennenswerten Unterschiede zwischen der Um-
satzsteuerstatistik und dem faktisch anonymisierten Daten-
file auf. Lediglich bei den Unternehmen mit einem Umsatz 
von mehr als 100 Mill. Euro werden durch das Anonymisie-
rungskonzept leicht unterschiedliche Ergebnisse bewirkt.

Tabelle 2: Steuerpflichtige, Lieferungen und Leistungen nach Wirtschaftszweigen 
Gegenüberstellung der Ergebnisse der Umsatzsteuerstatistik 2000 und des faktisch anonymisierten Datenfiles 

Steuerpflichtige2) Lieferungen und Leistungen3)

Originalwerte 
anonymisierte

Werte

Abweichung 
Originalwerte 

anonymisierte
Werte

Abweichung 
WZ 931) Wirtschaftsgliederung 

Anzahl % Mill. EUR % 

A – O Wirtschaftszweige insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 909 150 2 909 150 0,0 4 152 927 4 152 927 ± 0,0

A, B Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und Fischzucht . . .  65 764 65 764 0,0 23 316 23 320 ± 0,0

C Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden . . . . . .  3 067 3 067 0,0 26 601 26 198 – 1,5

D Verarbeitendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  291 885 291 885 0,0 1 514 702 1 481 318 – 2,2

E Energie- und Wasserversorgung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10 035 10 035 0,0 144 216 142 630 – 1,1

F Baugewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  323 116 323 116 0,0 218 928 218 962 ± 0,0

G Handel; Instandhaltung und Reparatur von 
Kraftfahrzeugen und Gebrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . .  731 491 731 491 0,0 1 328 683 1 361 060 + 2,4

H Gastgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  251 865 251 865 0,0 53 288 53 292 ± 0,0

I Verkehr und Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . . . . . . . . .  127 391 127 391 0,0 217 334 220 937 + 1,7

J Kredit- und Versicherungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  16 052 16 052 0,0 30 917 30 958 + 0,1

K Grundstücks- und Wohnungswesen, Vermietung 
beweglicher Sachen, Erbringung von Dienstleistungen
überwiegend für Unternehmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  760 671 760 671 0,0 458 162 457 425 – 0,2

L, M, N Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversiche-
rung, Erziehung und Unterricht, Gesundheits-,  
Veterinär- und Sozialwesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  62 901 62 901 0,0 43 247 43 346 + 0,2

O Erbringung von sonstigen öffentlichen und persönlichen
Dienstleistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  264 912 264 912 0,0 93 532 93 481 – 0,1

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. – 2) Mit mehr als 16 617 Euro Jahresumsatz. – 3) Umsätze der Unternehmen ohne Umsatzsteuer. 

18) Um dem Nutzer des Datenfiles die Bereiche mit signifikanten Datenveränderungen kenntlich zu machen, wird die CD-ROM, die das Scientific-Use-File der Umsatzsteuerstatistik 2000 ent-
hält, entsprechende Vergleichsauswertungen einschließen.
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3.2 Konzentrationsanalysen

Eine nahe liegende Untersuchungsmöglichkeit mit den 
Ergebnissen der Umsatzsteuerstatistik ist die Analyse der 
Verteilung der Umsätze auf die Unternehmen und daraus 
abgeleitet die Untersuchung der Unternehmenskonzent-
ration. Konzentration lässt sich auf zweierlei Arten mes-
sen19):

– als statische Konzentration, das heißt Konzentration als 
bestehender Zustand, und

– als dynamische Konzentration, das heißt Konzentration 
als Prozess im Zeitablauf.

Das Scientific-Use-File enthält als Merkmale den Umsatz 
des Berichtsjahres 2000 und des Vorjahres 1999. Für eine 
dynamische Betrachtung der Konzentration ist dies nicht 
ausreichend, daher konzentriert sich die folgende Analyse 
auf die statische Betrachtungsweise.

Problematisch ist die Auswahl der geeigneten Messmetho-
den. Grundsätzlich existieren absolute und relative Kon-
zentrationsmaße. Grob formuliert besteht der Unterschied 
darin, „dass von einer absoluten Konzentration dann ge-
sprochen wird, wenn ein Großteil des gesamten Merkmals-
betrages auf eine kleine Zahl von Merkmalsträgern ent-
fällt, von einer relativen Konzentration, wenn ein Großteil 
des gesamten Merkmalsbetrages auf einen kleinen Anteil 
der Merkmalsträger entfällt“20). Mit den vorliegenden Daten 
sind Berechnungen mit beiden Arten von Konzentrations-
maßen möglich.

Absolute Konzentration

Am einfachsten lässt sich die absolute Konzentration als 
Anteil der m größten Unternehmen am gesamten Merkmals-
wert berechnen (Konzentrationsrate CRm)21). Allerdings blei-

ben dabei sämtliche Informationen unberücksichtigt, die 
über die anderen (kleineren) Unternehmen bekannt sind. 
Veränderungen in den Marktanteilen dieser Wettbewerber 
finden keine Berücksichtigung. Der Vorteil des Maßes liegt 
in der einfachen Berechenbarkeit, weshalb es sich großer 
Beliebtheit erfreut. 

Ein Alternativmaß, um die Informationen aller am Markt täti-
gen Unternehmen zu nutzen, ist der Herfindahl-Index. Dieser 
Index ist gleich der Summe der quadrierten Marktanteile.22)
Bei absoluter Konzentration erreicht der Index den Wert 1, 
bei absoluter Gleichverteilung den Wert 1/Anzahl der Unter-
nehmen. Damit kommt zum Ausdruck, dass die Anzahl der 
am Markt auftretenden Unternehmen für den Indexwert 
nicht unerheblich ist: Je größer die Anzahl der Unternehmen 
ist, desto geringer ist bei einer Gleichverteilung der Index-
wert. Durch die Definition werden Unternehmen mit hohen 
Marktanteilen überproportional gewichtet.

Der größte Vorteil der Umsatzsteuerstatistik liegt in der 
fast vollständigen Erfassung der Unternehmen. Damit ist 
der gegenüber den einfacheren Konzentrationsraten aus-
sagefähigere Herfindahl-Index problemlos zu berechnen. 
Schwierigkeiten bereitet allerdings die aufgrund des Anony-
misierungskonzeptes durchgeführte punktuelle Mikroaggre-
gation der drei führenden Unternehmen. Während diese bei 
Verwendung von Konzentrationsraten keinen Einfluss auf 
das Ergebnis hat, solange ein m mit mindestens der Größe 
drei gewählt wird, führt sie beim Herfindahl-Index zu einer 
Unterschätzung. Diese ist umso höher, je höher der Markt-
anteil des führenden Unternehmens im Verhältnis zu den 
Marktanteilen der nächstgrößeren Unternehmen ist. Je grö-
ßer dieser Abstand, desto stärker wird der Marktanteil des 
führenden Unternehmens durch die Mikroaggregation redu-
ziert. Diese Reduzierung senkt überproportional das Ergeb-
nis – wegen der überproportionalen Gewichtung der Groß-
unternehmen – und damit den Indexwert.

Tabelle 3: Steuerpflichtige, Lieferungen und Leistungen nach Umsatzgrößenklassen 
Gegenüberstellung der Ergebnisse der Umsatzsteuerstatistik 2000 und des faktisch anonymisierten Datenfiles 

Steuerpflichtige1) Lieferungen und Leistungen2)

Originalwerte anonymisierte Werte Abweichung Originalwerte anonymisierte Werte Abweichung 
Größenklassen der  

Lieferungen und Leistungen 
von . . .  bis unter . . .  EUR 

Anzahl % Mill. EUR % 

 16 617 –  50 000 . . . . . . . . . .  773 820 773 821 ± 0,0 24 278 24 278 ± 0,0

 50 000 – 100 000 . . . . . . . . . .  568 170 568 167 ± 0,0 40 959 40 959 ± 0,0

100 000 – 250 000 . . . . . . . . . .  662 982 662 986 ± 0,0 105 968 105 969 ± 0,0

250 000 – 500 000 . . . . . . . . . .  357 106 357 101 ± 0,0 126 237 126 235 ± 0,0

500 000 – 1 Mill. . . . . . . . . .  238 229 238 230 ± 0,0 167 420 167 419 ± 0,0

  1 Mill. – 2 Mill. . . . . . . . . .  143 908 143 910 ± 0,0 200 770 200 772 ± 0,0

  2 Mill. – 5 Mill. . . . . . . . . .  93 323 93 321 ± 0,0 286 776 286 773 ± 0,0

  5 Mill. – 10 Mill. . . . . . . . . . .  34 524 34 517 ± 0,0 240 764 240 700 ± 0,0

 10 Mill. – 25 Mill. . . . . . . . . . .  21 591 21 598 ± 0,0 331 512 331 719 – 0,1

 25 Mill. – 50 Mill. . . . . . . . . . .  7 786 7 769 + 0,2 270 984 270 345 + 0,2

 50 Mill. – 100 Mill. . . . . . . . . . .  3 874 3 879 – 0,1 268 392 268 565 – 0,1

100 Mill. – 250 Mill. . . . . . . . . . .  2 352 2 346 + 0,3 359 880 358 363 + 0,4

250 Mill.  und mehr . . . . . . . . . .  1 485 1 505 – 1,3 1 728 987 1 730 831 – 0,1

 Insgesamt . . .  2 909 150 2 909 150 ± 0,0 4 152 927 4 152 927 ± 0,0

1) Mit mehr als 16 617 Euro Jahresumsatz. – 2) Umsätze der Unternehmen ohne Umsatzsteuer. 

19) Zur Konzentrationsmessung und deren Maßen siehe Vorgrimler, D.: „Wettbewerb aus stagnierenden Märkten“, Band 23 der Schriftenreihe „Spektrum Bundesstatistik“, 2002, S. 75 ff. Im 
Folgenden wird lediglich die Möglichkeit beschrieben, mit Hilfe der Umsatzsteuerstatistik Konzentrationsmaße zu berechnen. Keine Rolle spielen dagegen weitergehende inhaltliche Fra-
gen der Konzentrationsmessung, wie die Frage nach dem relevanten Markt oder der korrekten Untersuchungseinheit.

20) Bleymüller, J., u. a.: „Statistik für Wirtschaftswissenschaftler“, 12. Auflage, München 2000, S. 191.
21) m steht für die wählbare Anzahl der größten Unternehmen, z. B. stellt CR

3
 den kumulierten Marktanteil der drei größten Unternehmen am Markt dar.

22) Zur Methode siehe Bleymüller, J., Fußnote 20.
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Beispielhaft wurden aus der Umsatzsteuerstatistik sowohl 
aus den Original- als auch aus den anonymisierten Daten 
die beschriebenen absoluten Konzentrationsmaße für die 
Wirtschaftszweige des Abschnitts K der WZ 93 berechnet 
(siehe Tabelle 4). Die Konzentrationsraten wurden hierbei 
für m = 3 und m = 5 ermittelt. Während die Konzentrations-
raten nur minimale bis keine Veränderungen aufgrund der 
Anonymisierung aufweisen, wird der Herfindahl-Index wie 
erwartet bei steigender Konzentration unterschätzt. Die Kor-
relation zwischen der Unterschätzung des Herfindahl-Index 
und der Höhe der Konzentrationsraten liegt über alle Wirt-
schaftszweige berechnet bei 0,75. Werden daher Konzentra-
tionsuntersuchungen mit absoluten Konzentrationsmaßen 
mit Hilfe der anonymisierten Umsatzsteuerstatistik durch-
geführt, so sollten neben dem theoretisch aussagefähige-
ren Herfindahl-Index ebenfalls Konzentrationsraten berech-
net werden, um das Ausmaß der Unterschätzung des 
Herfindahl-Index bei Branchen mit hoher Konzentration ein-
schätzen zu können.

Relative Konzentration

Mit der relativen Konzentration, die im Folgenden mit Hilfe 
des Gini-Koeffizienten berechnet wird, kann die Verteilung 
innerhalb einer Gruppe untersucht werden. Der Gini-Koeffi-
zient ist ein Maß zur Messung der Krümmung der so genann-
ten Lorenz-Kurve. Bei der Lorenz-Kurve handelt es sich um 
eine Darstellungsform der relativen Konzentration, bei 
der die kumulierten relativen Häufigkeiten des Merkmals 
„Unternehmen“ und die relativen Anteile am Gesamtumsatz 
in Beziehung gesetzt werden.23) Werden die Unternehmen 
dabei nach der Größe des Umsatzes (beginnend mit dem 
kleinsten) kumuliert, so erscheint die Lorenz-Kurve umso 
stärker nach unten gewölbt, je größer die relative Konzen-
tration ist. Bei einer absoluten Gleichverteilung des Umsat-
zes entsteht eine Gerade (45°-Linie). 

Im Gegensatz zu den Maßen der absoluten Konzentration 
sind keine Vorabaussagen darüber möglich, wie sich die 
Anonymisierung auf den Gini-Koeffizienten auswirkt. Verän-
derungen bei Großunternehmen können durch Veränderun-
gen bei kleineren Unternehmen wieder ausgeglichen wer-
den, da alle Unternehmen mit dem gleichen Gewicht in den 
Koeffizienten eingehen. Aussagen zu den Auswirkungen 
können daher nur anhand von Beispielsrechnungen getrof-
fen werden.

Wie Tabelle 5 zeigt, bewirken die Anonymisierungsmaßnah-
men beim Gini-Koeffizienten nur minimale bzw. keine Ver-

Tabelle 4: Absolute Konzentrationsmaße der Wirtschaftszweige des Abschnitts K 

CR3 CR5 Herfindahl-Index 

WZ 931) Wirtschaftsgliederung 
original 

anony-
misiert 

Differenz original 
anony-
misiert 

Differenz original 
anony-
misiert 

Differenz 

70 Grundstücks- und Wohnungswesen . . . . . .  2,59 2,27 – 0,32 3,47 3,31 – 0,16 6,2 5,7 + 0,46 
71 Vermietung beweglicher Sachen ohne 

Bedienungspersonal . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  20,46 19,25 – 1,21 26,54 25,49 – 1,05 213,9 182,0 + 31,82 
72 Datenverarbeitung und Datenbanken . . . . .  6,22 6,25 + 0,03 8,86 8,89 + 0,03 30,1 28,8 + 1,36 
73 Forschung und Entwicklung . . . . . . . . . . . . . .  38,73 38,77 + 0,04 42,98 42,61 – 0,37 1 104,9 533,2 + 571,75 
741 Rechts-, Steuer- und Unternehmens- 

beratung, Markt- und Meinungs-
forschung, Beteiligungsgesellschaften . .  13,98 14,10 + 0,12 17,33 17,44 + 0,11 103,6 84,5 + 19,13 

742 Architektur- und Ingenieurbüros . . . . . . . . . .  1,66 1,66 ± 0,00 2,55 2,55 ± 0,00 3,8 3,7 + 0,02 
743 Technische, physikalische und  

chemische Untersuchungen . . . . . . . . . . . .  35,11 35,18 + 0,07 48,32 48,36 + 0,04 556,4 554,2 + 2,20 
744 Werbung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  11,61 11,53 – 0,08 15,86 15,79 – 0,07 72,8 70,1 + 2,75 
745 Gewerbsmäßige Vermittlung und 

Überlassung von Arbeitskräften . . . . . . . .  13,58 13,61 + 0,03 18,12 18,16 + 0,04 98,8 85,7 + 13,15 
746 Detekteien und Schutzdienste . . . . . . . . . . . .  18,48 18,48 ± 0,00 22,45 22,46 + 0,01 205,6 141,3 + 64,30 
747 Reinigung von Gebäuden, Inventar und 

Verkehrsmitteln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2,52 2,36 – 0,16 3,64 3,36 – 0,28 10,0 9,7 + 0,27 

748 Erbringung von sonstigen Dienst- 
leistungen für Unternehmen . . . . . . . . . . . .  8,36 8,23 – 0,13 11,86 11,58 – 0,28 48,8 46,6 + 2,19 

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. 

23) Zur Lorenz-Kurve und dem Gini-Koeffizienten siehe Henze, A.: „Marktforschung“, Stuttgart 1994, S. 322 ff.

Tabelle 5: Gini-Koeffizienten für die Wirtschaftszweige des 
Abschnitts K „Grundstücks- und Wohnungswesen,  
Vermietung beweglicher Sachen, Erbringung von  

wirtschaftlichen Dienstleistungen, anderweitig nicht genannt“ 

WZ
931)

Wirtschaftsgliederung 
Gini- 

Koeffizient 
original 

Gini-
Koeffizient 

anonymisiert 

70 Grundstücks- und  
Wohnungswesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,8500 0,8499 

71 Vermietung beweglicher Sachen ohne 
Bedienungspersonal . . . . . . . . . . . . . . . 0,9181 0,9168 

72 Datenverarbeitung und 
Datenbanken . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,8739 0,8739 

73 Forschung und Entwicklung . . . . . . . . . . 0,9142 0,9142 
741 Rechts-, Steuer- und 

Unternehmensberatung, Markt- und 
Meinungsforschung, Beteiligungs- 
gesellschaften . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,8663 0,8665 

742 Architektur- und Ingenieurbüros . . . . . . 0,7444 0,7443 
743 Technische, physikalische und 

chemische Untersuchungen . . . . . . . . 0,9308 0,9308 
744 Werbung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,8747 0,8745 
745 Gewerbsmäßige Vermittlung und 

Überlassung von Arbeitskräften . . . . 0,7576 0,7577 
746 Detekteien und Schutzdienste . . . . . . . . 0,8661 0,8661 
747 Reinigung von Gebäuden, Inventar  

und Verkehrsmitteln . . . . . . . . . . . . . . . 0,7715 0,7714 
748 Erbringung von sonstigen 

Dienstleistungen für Unternehmen . 0,8856 0,8852 

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. 
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änderungen. Dies gilt nicht nur für die dargestellten Bran-
chen, sondern auch für die weiteren im Scientific-Use-File 
enthaltenen Wirtschaftszweige. Untersuchungen der rela-
tiven Konzentration werden demnach durch die Anonymi-
sierung nicht beeinträchtigt und können daher ohne Ein-
schränkungen durchgeführt werden.

3.3 Weitere Analysemöglichkeiten

Neben den unmittelbar aus den Daten der Finanzverwaltung 
ableitbaren Erkenntnissen lässt sich die Umsatzsteuersta-
tistik auch als Basis für weitere wirtschaftsstatistische Ana-
lysen nutzen.

Nach § 15 Abs. 2 Umsatzsteuergesetz (UStG) sind steuer-
freie Lieferungen und Leistungen vom Vorsteuerabzug aus-
geschlossen. Dieser grundsätzliche Ausschluss gilt jedoch 
nicht bei Lieferungen in Mitgliedstaaten der EU sowie Aus-
fuhren in Drittländer. Eine Steuerfreiheit mit Vorsteuer-
abzug ist darüber hinaus beispielsweise für Umsätze der 
Seeschifffahrt und der Luftfahrt, Goldlieferungen an Zen-
tralbanken und Lieferungen an Vertragsparteien des Nord-
atlantikvertrages vorgesehen. Diese Lieferungen sind nicht 
quantifizierbar, dürften jedoch insgesamt nicht von grö-
ßerer Bedeutung sein, sodass anhand des Merkmals der 
steuerfreien Lieferungen und Leistungen mit Vorsteuerab-
zug die Exporttätigkeit der Unternehmen beschrieben wer-
den kann.

Tabelle 6 zeigt die aus den steuerfreien Lieferungen und 
Leistungen mit Vorsteuerabzug und den Lieferungen und 
Leistungen (Umsatz) berechneten Exportquoten der Unter-
nehmen in den im anonymisierten Datenfile nachgewiese-

nen Wirtschaftszweigen des Wirtschaftsabschnitts K „Grund-
stücks- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher 
Sachen, Erbringung von Dienstleistungen, überwiegend für 
Unternehmen“. Die größte Umsatzbedeutung haben die 
Exporte in den Bereichen 73 „Forschung und Entwicklung“ 
und bei den Unternehmen der „Rechts-, Steuer- und Unter-
nehmensberatung, Markt- und Meinungsforschung, Beteili-
gungsgesellschaften“ (WZ 74.1).

Weitere interessante Analysemöglichkeiten bietet die Aus-
wertung der Exportquoten der Unternehmen nach Umsatz-
größenklassen. Tabelle 7 zeigt die Exportquoten der Unter-
nehmen nach Umsatzgrößenklassen über alle Wirtschafts-
zweige. Dabei wird erwartungsgemäß eine deutlich stär-
kere Exportorientierung der Großunternehmen deutlich. 
Bei den Unternehmen mit mehr als 250 Mill. Euro Umsatz 
wird nahezu jeder vierte Euro mit dem Ausland umgesetzt. 
Aber auch die mittelständischen Unternehmen der Umsatz-
größenklasse 25 bis unter 50 Mill. Euro erwirtschaften 17% 
ihrer Umsätze mit dem Ausland. 

Neben diesen Auswertungen können die Exportquoten auch 
mit allen anderen qualitativen Merkmalen des Mikrodaten-
files kombiniert werden (z. B. Rechtsform der Unternehmen 
oder Regionalgliederung). Zudem werden die steuerfreien 
Umsätze mit Vorsteuerabzug für innergemeinschaftliche 
Lieferungen an Abnehmer mit Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer (§ 4 Nr. 1b UStG) gesondert nachgewiesen, sodass
sich auch die EU-Exporte gezielt untersuchen lassen.

Umfassende Importquoten lassen sich mit der Umsatzsteuer-
statistik hingegen nicht ermitteln. Während Importe aus EU-
Mitgliedstaaten als innergemeinschaftliche Erwerbe im Rah-
men der Umsatzsteuer-Voranmeldungen angegeben werden, 
wird für Importe aus Drittländern die so genannte Einfuhr-
umsatzsteuer von der Zollverwaltung erhoben. Daher las-
sen sich anhand des Datenfiles lediglich „EU-Importe“ näher 
untersuchen.

Ein weiteres Forschungsfeld ist die Analyse der Auswirkun-
gen von Steuerrechtsänderungen im Bereich der Umsatz-
steuer. Hierbei kann zum Beispiel untersucht werden, in 
welchem quantitativen Ausmaß sich eine Abschaffung des 
ermäßigten Umsatzsteuersatzes oder eine generelle Erhö-

Tabelle 6: Exportquoten1) 2000 der Unternehmen in den 
Wirtschaftszweigen des Abschnittes K 

Prozent 

Exportquote1)
WZ 932) Wirtschaftsgliederung 

original anonymisiert 

70 Grundstücks- und  
Wohnungswesen . . . . . . . . . . . . . . . .  3,2 3,2 

71 Vermietung beweglicher Sachen 
ohne Bedienungspersonal . . . . . . .  7,7 7,8 

72 Datenverarbeitung und 
Datenbanken . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  5,0 5,0 

73 Forschung und Entwicklung . . . . . . .  41,3 38,6 
741 Rechts-, Steuer- und Unter- 

nehmensberatung, Markt- und 
Meinungsforschung, Beteiligungs-
gesellschaften . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13,8 14,0 

742 Architektur- und Ingenieurbüros . . .  3,4 3,4 
743 Technische, physikalische und 

chemische Untersuchung . . . . . . . .  3,7 3,7 
744 Werbung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1,9 1,9 
745 Gewerbsmäßige Vermittlung und 

Überlassung von Arbeitskräften .  0,4 0,4 
746 Detekteien und Schutzdienste . . . . .  2,4 2,4 
747 Reinigung von Gebäuden, Inventar 

und Verkehrsmitteln . . . . . . . . . . . . .  0,9 0,9 
748 Erbringung von sonstigen Dienstleis-

tungen überwiegend für Unter-
nehmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10,0 9,9 

  Zusammen . . .  7,5 7,5 

1) Verhältnis des steuerfreien Umsatzes mit Vorsteuerabzug zum Gesamt-
umsatz in Prozent. – 2) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 
1993. 

Tabelle 7: Exportquoten1) 2000 der Unternehmen  
nach Umsatzgrößenklassen 

Prozent 

Exportquote1)Größenklassen der Lieferungen 
und Leistungen  

von . . .  bis unter . . .  EUR original anonymisiert 

unter 1 Mill. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1,8 1,8 
  1 Mill. – 5 Mill. . . . . . . . . . . . . . . .  5,5 5,5 
  5 Mill. – 25 Mill. . . . . . . . . . . . . . . .  11,3 11,4 
 25 Mill. – 50 Mill. . . . . . . . . . . . . . . .  16,1 16,1 
 50 Mill. – 100 Mill. . . . . . . . . . . . . . . .  17,9 17,9 
100 Mill. – 250 Mill. . . . . . . . . . . . . . . .  20,1 20,3 
250 Mill. und mehr . . . . . . . . . . . . . . . .  23,4 23,3 

 Insgesamt . . .  16,1 16,1 

1) Verhältnis des steuerfreien Umsatzes mit Vorsteuerabzug zum Gesamt-
umsatz in Prozent. 



SCIENTIFIC-USE-FILES

Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2005 209

hung desselben auswirken. Wie aktuelle Untersuchungen 
zeigen, spielen solche steuerpolitischen Themen in der 
öffentlichen Diskussion immer wieder eine große Rolle.24)

Die Frage, welche Branchen am meisten von einem ermäßig-
ten Umsatzsteuersatz profitieren, ist ebenfalls eine steuer-
politische Fragestellung, die mit den Daten der Umsatz-
steuer statistik beantwortet werden kann. Tabelle 8 zeigt die 
zehn im anonymisierten Datenfile gesondert nachgewiese-
nen Branchen, welche die höchsten Anteile ihres Umsatzes 
mit Produkten erwirtschaften, die dem ermäßigten Steuer-
satz von 7% unterliegen. Die Anteile wurden wiederum ein-
mal mit den anonymisierten Daten und einmal mit den Ori-
ginaldaten berechnet. Die Ergebnisse unterscheiden sich 
dabei nur unerheblich.

Durch das aufgenommene Merkmal „Neugründung“ sind 
auch Analysen zum Gründungsgeschehen mit dem Scien-
tific-Use-File durchführbar. Die Möglichkeiten und Grenzen, 
dies mit den Daten der Umsatzsteuerstatistik zu tun, wer-
den in Gräb/Zwick beschrieben.25)

4 Fazit
Nach der Lohn- und Einkommensteuerstatistik 1998 kann 
mit den Daten zur Umsatzsteuerstatistik 2000 der Wissen-
schaft ein zweiter Datenbestand der Steuerstatistiken in 
Form eines standardisierten Scientific-Use-File angeboten 
werden. Die zur Geheimhaltung getroffenen Maßnahmen 
wurden auf das Notwendigste beschränkt, sodass mög-

lichst viel vom Informationsgehalt der Originaldaten im Sci-
entific-Use-File erhalten wurde. Das Potenzial der Umsatz-
steuerstatistik als Quelle wirtschaftsstatistischer Analysen 
kann damit von der externen Wissenschaft mit wenigen Ein-
schränkungen erschlossen werden.

Auch wenn die Anonymisierung auf das Notwendigste redu-
ziert wurde, werden einige Analysen für einen Wissenschaft-
ler aufgrund der Einschränkungen nicht möglich sein. In sol-
chen Fällen eröffnet die deutsche amtliche Statistik durch 
die Einrichtung der Forschungsdatenzentren alternative 
Zugangswege, mit Hilfe derer auch diese Analysen mög-
lich werden. Zu denken wäre dabei zum Beispiel an tiefer 
gehende Regionalanalysen, die mit Hilfe von Sonderaus-
wertungen in den Fachabteilungen durchgeführt werden 
könnten.

Das Scientific-Use-File der Umsatzsteuerstatistik 2000 ist 
ein  weiterer Schritt hin zu einem umfassenden Datenange-
bot an die Wissenschaft aus dem Bereich der Steuerstatis-
tik. Speziell bei der Umsatzsteuerstatistik ergeben sich dar-
über hinaus zahlreiche neue Analysemöglichkeiten, wenn 
von einer reinen Querschnitts- zu einer Längsschnitts-
betrachtung übergegangen wird. So können Fragen der 
Unternehmensdemographie (z. B. die Entwicklung von neu 
gegründeten Unternehmen) oder der dynamischen Konzen-
tration mit einem Scientific-Use-File der Umsatzsteuersta-
tistik analysiert werden, wenn dieses als Panel über meh-
rere Jahre vorliegt.

Das Scientific-Use-File ist für 65,– Euro über die Forschungs-
datenzentren der Statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder für die Wissenschaft erhältlich. Die hierzu not-
wendigen Anträge stehen als Download im Internet unter 
www.forschungsdatenzentren.de zur Verfügung. 

24) Siehe z. B. Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW): „Ermäßigter Umsatzsteuersatz als Instrument der Verteilungspolitik ungeeignet“, Pressemitteilung, 5. Januar 2005.
25) Gräb, C./Zwick M.: „Die Umsatzsteuerstatistik“ in Fritsch, M./Grotz, R. (Hrsg.): „Das Gründungsgeschehen in Deutschland – Darstellung und Vergleich der Datenquellen“, Heidelberg 2002, 

S. 129 ff.

Tabelle 8: Die zehn Branchen mit den höchsten Anteilen  
der mit dem ermäßigten Umsatzsteuersatz  

von 7% besteuerten Umsätze 2000 

Prozent 

Anteil
WZ 931) Wirtschaftsgliederung 

original  anonymisiert 

41 Wasserversorgung . . . . . . . . . . . . . . . . .  59,5 59,5 
DA Ernährungsgewerbe und 

Tabakverarbeitung . . . . . . . . . . . . . .  57,5 57,7 
522 Facheinzelhandel mit Nahrungs-

mitteln, Getränken und Tabak- 
waren (in Verkaufsräumen) . . . . . .  55,3 55,2 

A,B Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
und Fischzucht . . . . . . . . . . . . . . . . . .  49,4 49,4 

521 Einzelhandel mit Waren 
verschiedener Art (in 
Verkaufsräumen) . . . . . . . . . . . . . . . .  46,2 45,0 

22 Verlagsgewerbe, Druckgewerbe, 
Vervielfältigung von bespielten 
Ton-, Bild- und Datenträgern . . . . .  26,3 26,0 

91 Interessenvertretung sowie 
kirchliche und sonstige religiöse 
Vereinigungen (ohne Sozialwesen 
und Sport) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  21,4 21,4 

55B Gaststättengewerbe und Kantinen .  20,1 20,1 
92 Kultur, Sport und Unterhaltung . . . .  19,6 19,9 
51 Handelsvermittlung und Groß- 

handel (ohne Kfz) . . . . . . . . . . . . . . .  16,6 16,6 

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. 
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WZ-Klassifizierung des Scientic-Use-File der Umsatzsteuerstatistik 2000 

WZ 931) Bezeichnung 

A, B . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und Fischzucht 

C . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 

DA . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung 

DB . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Textil- und Bekleidungsgewerbe 
19 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Ledergewerbe 
20 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln) 
21 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Papiergewerbe 
22 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Verlagsgewerbe, Druckgewerbe, Vervielfältigung von bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern 
23 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen 
24 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Chemische Industrie 
25 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 
26 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden 
27 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Metallerzeugung und -bearbeitung 
28 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Herstellung von Metallerzeugnissen 
29 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Maschinenbau 
30 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen 
31 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Herstellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung, -verteilung u. Ä. 
32 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Rundfunk-, Fernseh- und Nachrichtentechnik 
33 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Medizin-, Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Optik 
34 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 
35 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Sonstiger Fahrzeugbau 
36 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Herstellung von Möbeln, Schmuck, Musikinstrumenten, Sportgeräten, Spielwaren und sonstigen Erzeugnissen 
37 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Recycling 
40 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Energieversorgung 
41 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Wasserversorgung 
45.A . . . . . . . . . . . . . . . .  Bauhauptgewerbe (45.1, 45.2) 
45.B . . . . . . . . . . . . . . . .  Bauausbaugewerbe (45.3 – 45.5) 
50 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Kraftfahrzeughandel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen; Tankstellen 
51 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Handelsvermittlung und Großhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 
52.1 . . . . . . . . . . . . . . . .  Einzelhandel mit Waren verschiedener Art (in Verkaufsräumen) 
52.2 . . . . . . . . . . . . . . . .  Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren (in Verkaufsräumen) 
52.3 . . . . . . . . . . . . . . . .  Apotheken; Facheinzelhandel mit medizinischen, orthopädischen und kosmetischen Artikeln (in Verkaufsräumen)
52.4 . . . . . . . . . . . . . . . .  Sonstiger Facheinzelhandel (in Verkaufsräumen) 
52.5 . . . . . . . . . . . . . . . .  Einzelhandel mit Antiquitäten und Gebrauchtwaren (in Verkaufsräumen) 
52.6 . . . . . . . . . . . . . . . .  Einzelhandel (nicht in Verkaufsräumen) 
52.7 . . . . . . . . . . . . . . . .  Reparatur von Gebrauchsgütern 
55. A . . . . . . . . . . . . . . . .  Beherbergungsgewerbe (55.1, 55.2) 
55. B . . . . . . . . . . . . . . . .  Gaststättengewerbe und Kantinen (55.3 – 55.5) 
60 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Landverkehr; Transport in Rohrfernleitungen 
61 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Schifffahrt
62 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Luftfahrt 
63.1 . . . . . . . . . . . . . . . .  Frachtumschlag und Lagerei 
63.2 . . . . . . . . . . . . . . . .  Sonstige Hilfs- und Nebentätigkeiten für den Verkehr 
63.3 . . . . . . . . . . . . . . . .  Reisebüros und Reiseveranstalter 
63.4 . . . . . . . . . . . . . . . .  Spedition, sonstige Verkehrsvermittlung 
64 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Nachrichtenübermittlung 

J  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Kredit- und Versicherungsgewerbe 
70 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Grundstücks- und Wohnungswesen 
71 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Vermietung beweglicher Sachen ohne Bedienungspersonal 
72 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Datenverarbeitung und Datenbanken 
73 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Forschung und Entwicklung 
74.1 . . . . . . . . . . . . . . . . . Rechts-, Steuer- und Unternehmensberatung, Markt- und Meinungsforschung, Beteiligungsgesellschaften 
74.2 . . . . . . . . . . . . . . . . . Architektur- und Ingenieurbüros 
74.3 . . . . . . . . . . . . . . . . . Technische, physikalische und chemische Untersuchung 
74.4 . . . . . . . . . . . . . . . . . Werbung 
74.5 . . . . . . . . . . . . . . . . . Gewerbsmäßige Vermittlung und Überlassung von Arbeitskräften 
74.6 . . . . . . . . . . . . . . . . . Detekteien und Schutzdienste 
74.7 . . . . . . . . . . . . . . . . . Reinigung von Gebäuden, Inventar und Verkehrsmitteln 
74.8 . . . . . . . . . . . . . . . . . Erbringung von sonstigen Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen 

L, M, N . . . . . . . . . . . . . . . . . Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung, Erziehung und Unterricht, Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen 
90 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Abwasser- und Abfallbeseitigung und sonstige Entsorgung 
91 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Interessenvertretungen sowie kirchliche und sonstige religiöse Vereinigungen (ohne Sozialwesen und Sport) 
92 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Kultur, Sport und Unterhaltung 
93.01 . . . . . . . . . . . . . . . . Wäscherei und chemische Reinigung 
93.02 . . . . . . . . . . . . . . . . Friseurgewerbe und Kosmetiksalons 
93.03 . . . . . . . . . . . . . . . . Bestattungswesen 
93.04 . . . . . . . . . . . . . . . . Bäder, Saunas, Solarien u. Ä. 
93.05 . . . . . . . . . . . . . . . . Erbringung von Dienstleistungen a. n. g. 

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993. 
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Vor dem Hintergrund der aktuellen Arbeitsmarktsituation in 
Deutschland erlangt die Dienstleistungsbranche Gesund-
heitswesen als „Arbeitgeber“ erhöhte Aufmerksamkeit. Das 
Spektrum der Berufe im Gesundheitswesen und die für die 
Berufsausübung erforderlichen Qualifikationen sind sehr 
unterschiedlich. Sie reichen von hochqualifizierten Spe-
zialisten in der unmittelbaren Patientenversorgung bis zu 
einfachen Dienstleistungen beispielsweise im Reinigungs-
dienst für ein Krankenhaus. Der vorliegende Beitrag befasst 
sich mit der Vielfalt der Berufe im Gesundheitswesen, den 
unterschiedlichen Einrichtungen, in denen die Personen 
tätig sind, sowie mit den Besonderheiten der Beschäftigten 
im Hinblick auf die Art der Beschäftigung. Es wird die zah-
lenmäßige Entwicklung des Gesundheitspersonals zum Vor-
jahr sowie ab dem Jahr 1997 bis 2003 dargestellt. 

Das Gesundheitspersonal wird grundsätzlich auch nach 
ausgewählten soziodemographischen Merkmalen wie Alter 
und Geschlecht ausgewiesen. In dem vorliegenden Bei-
trag wird zugunsten einer eingehenderen Betrachtung der 
Vollzeitäquivalente weitgehend darauf verzichtet. Sämt-
liche Ergebnisse der Gesundheitspersonalrechnung sind 
im Informationssystem der Gesundheitsberichterstattung 
des Bundes im Internet unter http://www.gbe-bund.de 
abruf- und auswertbar. Darüber hinaus können tief geglie-
derte Tabellen im Statistik-Shop des Statistischen Bundes-
amtes unter http://www.destatis.de/shop heruntergela-
den werden.

1 Methodische Anmerkungen
Die Angaben zu den Beschäftigten beziehen sich auf den 
Stichtag 31.12. des jeweiligen Jahres. Die Beschäftigten im 

Gesundheitswesen umfassen alle im Sektor Gesundheits-
wesen tätigen Personen, unabhängig davon, welchen Beruf 
sie ausüben. Unter den Beschäftigten werden Beschäfti-
gungsfälle nachgewiesen, sodass Personen mit mehreren 
Arbeitsverhältnissen in verschiedenen Einrichtungen auch 
mehrfach gezählt werden.

Zu den Beschäftigten rechnen im Einzelnen Selbstständige, 
mithelfende Familienangehörige, Beamte, Angestellte, Ar-
beiterinnen und Arbeiter, Auszubildende, Zivildienstleis-
tende sowie Praktikantinnen und Praktikanten. Nicht zu 
den Beschäftigten im Gesundheitswesen gezählt werden 
ehrenamtlich Tätige sowie Beschäftigte, die als Beauftragte 
aus anderen Sektoren in Einrichtungen des Gesundheits-
wesens tätig sind.

Neben den Beschäftigten werden die so genannten Voll-
zeitäquivalente (FTE = Full Time Equivalents) ausgewiesen. 
Sie geben die Anzahl der auf die volle tarifliche Arbeitszeit 
umgerechneten Beschäftigten an. Ein Vollzeitäquivalent 
entspricht dabei einem Vollzeitbeschäftigten.

Methodischer Ausgangspunkt für die Abgrenzung des 
Gesundheitswesens ist die Gesundheitsausgabenrechnung 
(GAR) des Statistischen Bundesamtes. Nach dieser Abgren-
zung werden der Pflegebereich, die betriebliche Gesund-
heitssicherung und gesundheitliche Maßnahmen zur Wie-
dereingliederung ins Berufsleben dem Gesundheitswesen 
zugeordnet. Tätigkeiten aus dem Gesundheits-, Sozial- oder 
Umweltbereich fließen in die Gesundheitspersonalrech-
nung ein, wenn sie primär der Sicherung, der Vorbeugung 
oder der Wiederherstellung von Gesundheit dienen. Außen 
vor bleiben somit jene Beschäftigte, die die Gesundheit im 
weiteren Sinne fördern. Dies sind zum Beispiel Beschäftigte 

Dipl.-Soziologin Julia Weinmann

Gesundheitspersonal 2003
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in Altenwohnheimen, wo die Bewältigung oder Linderung 
von Gesundheitsproblemen nicht vornehmliches Ziel der 
Beschäftigung ist. Die Abgrenzung des Gesundheitswesens 
entspricht den Empfehlungen der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und 
des Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaf-
ten (Eurostat) zum Aufbau einer Gesundheitsausgabenrech-
nung in den Industrieländern.

2 Gesundheitspersonal
Am 31. Dezember 2003 gab es in Deutschland rund 4,2 
Mill. Beschäftigte im Gesundheitswesen. Somit gingen 
10,7% aller Beschäftigten in Deutschland einer Tätigkeit im 
Gesundheitswesen nach. Von 2002 auf 2003 entstanden 
25 000 zusätzliche Arbeitsplätze im Gesundheitswesen, 
was einem Anstieg von 0,6% entspricht. Bei einer Umrech-
nung der Vollzeit-, Teilzeit- und geringfügig Beschäftigten 
in Vollzeitäquivalente (FTE) ergab sich für das Jahr 2003 
ein Wert von 3,3 Mill. Die Vollzeitäquivalente erhöhten 
sich zwischen 2002 und 2003 um 16 000 bzw. 0,5%. In der 
Gesamtwirtschaft blieb die Beschäftigung annähernd kon-
stant.

Seit 1997 nahm die Beschäftigung im deutschen Gesund-
heitswesen um insgesamt 2,5% zu. Bis zum Jahr 2000 sank 
die Zahl der Beschäftigten dabei um – 0,5%, anschließend 
stieg sie um insgesamt 3,0% an. Die Entwicklung der Voll-
zeitäquivalente verlief ähnlich. Ihr Rückgang bis zum Jahr 
2000 war allerdings mit – 2,2% ausgeprägter als bei den 
Beschäftigten. Die darauf folgende Zunahme fiel mit 1,6% 
niedriger aus. Insgesamt blieb der Wert der Vollzeitäqui-
valente im Jahr 2003 um 0,7% hinter dem Wert von 1997 
zurück. Welche Bewegungen bei den Vollzeit-, Teilzeit- und 
geringfügig Beschäftigten sich hinter dieser Entwicklung 
verbergen, beschreibt der Abschnitt 2.3.

2.1 Gesundheitspersonal nach Berufen

Gesundheitsdienstberufe u. a.

Die Gesundheitsberufe lassen sich anhand der offiziellen
Klassifizierung der Berufe in die vier Berufsgruppen Gesund-
heitsdienstberufe, soziale Berufe, Gesundheitshandwerker 
und sonstige Gesundheitsfachberufe gliedern. Welche kon-
kreten Berufe die einzelnen Berufsgruppen enthalten, kann 
der Tabelle 2 auf S. 221 entnommen werden. Zu einer fünf-
ten Berufsgruppe, den so genannten anderen Berufen im 
Gesundheitswesen, werden die Berufe im Gesundheitswe-
sen gezählt, die nicht einer der vier anderen Berufsgruppen 
zugeordnet werden können. Beispiele hierfür sind das Rei-
nigungs- und Küchenpersonal in Krankenhäusern, Kurier-
dienste der Apotheken oder Handwerker, deren Arbeitgeber 
Einrichtungen des Gesundheitswesens sind.

Die Gesundheitsdienstberufe stellten mit über 2,2 Mill. 
Beschäftigten auch im Jahr 2003 mehr als die Hälfte des 
Gesundheitspersonals. Ihnen folgten die anderen Berufe im 
Gesundheitswesen mit 1,4 Mill. Beschäftigten bzw. mehr 
als einem Drittel aller Beschäftigten im Gesundheitswesen. 
Mit 7,3% lagen die sozialen Berufe mit deutlichem Abstand 
an dritter Stelle, auf Platz vier und fünf folgten die Gesund-
heitshandwerker mit 3,3% und die sonstigen Gesundheits-
fachberufe mit 1,9%. 

Zwischen 2002 und 2003 entwickelten sich die einzelnen 
Berufsgruppen unterschiedlich. Einen starken Zuwachs er-
fuhren die Gesundheitsdienstberufe. Hier erhöhte sich die 
Zahl der Beschäftigten um 21 000, was einem Anstieg von 
0,9% entspricht. Mehr Beschäftigte gab es auch in den 
sozialen Berufen. Innerhalb eines Jahres entstanden hier 
9 000 zusätzliche Beschäftigungsverhältnisse (+ 3,1%). Von 
einem Stellenabbau betroffen waren die sonstigen Gesund-
heitsfachberufe (– 3 000 Beschäftigte) und die anderen 
Berufe im Gesundheitswesen (– 2 000 Beschäftigte). Nahe-
zu unverändert blieb die Zahl der Gesundheitshandwer-
ker. Der Anstieg der Beschäftigtenzahl in den Gesundheits-
dienstberufen und sozialen Berufen konnte den Rückgang 
bei den Beschäftigten in den sonstigen Gesundheitsfach-
berufen und den anderen Berufen des Gesundheitswesens 
mehr als ausgleichen.

Seit 1997 ist die Zahl der Beschäftigten in den Gesundheits-
dienstberufen kontinuierlich gestiegen, bis zum Jahr 2003 

Tabelle 1: Zusammenfassende Übersicht 

Gegenstand der Nachweisung Einheit 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 

Beschäftigte im Gesundheitswesen . . . .  1 000 4 107 4 104 4 096 4 088 4 131  4 185 4 210 
Anteil an allen Beschäftigten . . . . . . . . . . .  % 10,7 10,5 10,3 10,2 10,3 10,6 10,7 

Vollzeitäquivalente . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 3 305 3 279 3 255 3 231 3 245 3 267 3 283 
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Schaubild 1

Beschäftigte im Gesundheitswesen 2003
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um insgesamt 157 000 Beschäftigte. Auch bei den sozia-
len Berufen sind seit 1997 ausschließlich Beschäftigungs-
zuwächse zu verzeichnen (+ 94 000). Eine gegenteilige Ent-
wicklung ist bei den anderen Berufen im Gesundheitswesen 
zu beobachten. Das Personal nahm hier um insgesamt 
134 000 Beschäftigte ab. Gut 90% des Stellenabbaus voll-
zogen sich in den Jahren 1997 bis 2000, danach fielen die 
jährlichen Rückgänge deutlich niedriger aus. Zurückzufüh-
ren ist die Entwicklung in den anderen Berufen des Gesund-
heitswesens zum Teil auf das so genannte Outsourcing. Als 
Prozess ausgelagert wird dabei beispielsweise die Reini-
gung eines Krankenhauses. Das Reinigungspersonal ist 
dann nicht mehr direkt beim Krankenhaus angestellt, son-
dern bei einer externen Firma, die die Reinigung des Kran-
kenhauses übernimmt. Da Reinigungsfirmen aber nicht dem 
Gesundheitswesen zugeordnet sind, wird ihr Personal nicht 
in der Gesundheitspersonalrechnung nachgewiesen.

Eine auf Vollzeitäquivalenten basierende Betrachtung des 
Gesundheitspersonals nach Berufsgruppen ergibt ein ähn-
liches Bild. Die Vollzeitäquivalente der Gesundheitsdienst-
berufe lagen im Jahr 2003 bei 1,8 Mill. Zwischen 2002 und 
2003 stiegen die Vollzeitäquivalente in dieser Berufsgruppe 
um 25 000 an. Der stärkere Anstieg der Vollzeitäquivalente 
im Vergleich zur Zahl der Beschäftigten ist auf eine Zunahme
der Vollzeitbeschäftigung zurückzuführen. Die Vollzeitäqui-
valente sind seit 1997 um 94 000 gewachsen. Die anderen 
Berufe im Gesundheitswesen stellen mit 1,1 Mill. auch bei 
der Umrechnung in Vollzeitäquivalente zahlenmäßig die 
zweitgrößte Berufsgruppe. Im Jahr 2002 war der Wert der 
Vollzeitäquivalente noch um 9 000 höher als im Jahr 2003. 
Der Rückgang seit 1997 beläuft sich auf 166 000 Vollzeit-
äquivalente. An dritter Stelle rangieren mit 231 000 Vollzeit-
äquivalenten die sozialen Berufe. Zwischen 2002 und 2003 
erhöhte sich der Wert der Vollzeitäquivalente um 3 000, seit 
1997 um insgesamt 68 000.

Andere Berufe im Gesundheitswesen

Allen Beschäftigten in diesen Berufen ist gemein, dass sie 
keinen klassischen Gesundheitsberuf ausüben, ihr Arbeit-
geber aber eine Einrichtung des Gesundheitswesens ist. 
Aufgrund der Vielfalt der in dieser Gruppe zusammenge-
fassten Berufsbilder wurden die anderen Berufe im Gesund-
heitswesen in den bisherigen Veröffentlichungen des Statis-
tischen Bundesamtes als zusammengefasste Gruppe ohne 
weitere Untergliederung behandelt.

Betrachtet man diese differenzierter, stellten die Ver-
waltungsfachleute des mittleren, gehobenen und höhe-
ren Dienstes a. n. g. (= anderweitig nicht genannt) im Jahr 
2003 mit 175 000 Beschäftigten die größte Gruppe unter 
den anderen Berufen im Gesundheitswesen dar. Es folg-
ten mit 142 000 bzw. 113 000 Personen die Bürofachkräfte 
und kaufmännischen Angestellten o. n. A. (= ohne nähere 
Angabe) bzw. die Gebäudereiniger und Raumpfleger. Dar-
über hinaus waren mit einer vergleichsweise hohen Be-
schäftigtenzahl folgende Berufe vertreten: 87 000 Köche, 
61 000 Büro- und kaufmännische Sacharbeiter a. n. g., 
51 000 Sekretäre, 38 000 Haus- und Ernährungswissen-
schaftler, 27 000 Hausmeister und Hauswarte, 26 000 

hauswirtschaftliche Gehilfen und Helfer und schließlich 
25 000 Buchhalter.

Zahnmedizinische Fachangestellte,
Physiotherapeuten, Hebammen

Eine Neuerung in der Gesundheitspersonalrechnung stellt 
auch der separate Nachweis einzelner Gesundheitsdienst-
berufe dar. Die Tabelle 2 zeigt, wie hoch der Anteil der 
zahnmedizinischen Fachangestellten an der übergeordne-
ten Berufskategorie Arzthelfer/zahnmedizinische Fachan-
gestellte ist, wie viele der Physiotherapeuten/Masseure/
medizinischen Bademeister tatsächlich Physiotherapeu-
ten sind und wie viele Hebammen sich hinter der Gruppe 
Gesundheits- und Krankenpfleger/Hebammen verbergen. 
Zu berücksichtigen ist, dass sich beispielsweise aus der 
Differenz zwischen „Gesundheits- und Krankenpfleger/
Hebammen“ und „Hebammen“ nicht automatisch die 
Anzahl der Gesundheits- und Krankenpfleger ergibt, son-
dern dass in dieser Zahl u. a. auch Kinderkrankenschwes-
tern, Psychiatrieschwestern und Anästhesieschwestern ent-
halten sind.

Im Jahr 2003 arbeiteten 194 000 zahnmedizinische Fachan-
gestellte, 75 000 Physiotherapeuten und 18 000 Hebam-
men im deutschen Gesundheitswesen. 

Die Zahl der zahnmedizinischen Fachangestellten stieg zwi-
schen 2002 und 2003 um 3 000, seit 1997 um 13 000. Im 
Jahr 2002 arbeiteten 2 000 weniger Physiotherapeuten im 
deutschen Gesundheitswesen als im Jahr 2003. Seit 1997 
erhöhte sich die Zahl allerdings um 25 000. Bei der Zahl der 
Hebammen gab es zwischen 2002 und 2003 kaum Verän-
derungen. 1997 betrug die Zahl der im deutschen Gesund-
heitswesen tätigen Hebammen 15 000.

2.2 Gesundheitspersonal
nach Einrichtungen

Neben der fachlichen Gliederung nach Berufsgruppen bzw. 
Berufen können die Beschäftigten im deutschen Gesund-
heitswesen auch nach Einrichtungen, das heißt dem Ort, an 
dem sie ihrer beruflichen Tätigkeit nachgehen, ausgewiesen 
werden. Auf einer aggregierten Ebene werden sieben Ein-
richtungen unterschieden: Gesundheitsschutz, ambulante 
Einrichtungen, stationäre und teilstationäre Einrichtungen, 
Rettungsdienste, Verwaltung, sonstige Einrichtungen und 
Vorleistungsindustrien.

Einen hohen Stellenwert nehmen bei der Beschäftigung im 
Gesundheitswesen die ambulanten sowie die stationären 
und teilstationären Einrichtungen ein. Im Jahr 2003 waren 
in diesen beiden Einrichtungen 83,4% des Gesundheits-
personals beschäftigt. Mit 1,77 Mill. Beschäftigten kam 
der stationären und teilstationären Gesundheitsversorgung 
dabei eine etwas größere Bedeutung zu als der ambulanten 
Gesundheitsversorgung mit 1,74 Mill. Beschäftigten. Die-
ses Verhältnis kehrt sich um, lässt man die anderen Berufe 
im Gesundheitswesen bei der Betrachtung außen vor. Da-
nach waren 1,25 Mill. Personen, die in einem Gesundheits-
dienstberuf, einem sozialen Beruf, als Gesundheitshand-
werker oder in einem sonstigen Gesundheitsfachberuf 
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Tabelle 2: Beschäftigte und Vollzeitäquivalente 2003 nach Berufen und Einrichtungen 
1 000 

Beschäftigte 

davon
insgesamt 

Vollzeit Teilzeit1)

Vollzeitäquivalente 
Gegenstand der Nachweisung 

insgesamt dar.: Frauen zusammen dar.: Frauen zusammen dar.: Frauen insgesamt dar.: Frauen

nach Berufen 

Gesundheitsdienstberufe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   2 243  1 764 1 417 992 826 772  1 758  1 316 
Ärzte, Apotheker, Zahnärzte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    422   173 361 126 62 48   383   145 

Ärzte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    304   116 263 86 41 30   276   98 
Apotheker . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    54   33 38 19 16 14   45   25 
Zahnärzte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    65   24 59 21 5 4   62   22 

Übrige Gesundheitsdienstberufe . . . . . . . . . . . . . . . . .   1 820  1 591 1 056 866 764 725  1 375  1 171 
Arzthelfer/zahnmedizinische Fachangestellte . .    508   503 283 280 225 223   376   372 

Zahnmedizinische Fachangestellte . . . . . . . . . . .    194   193 108 108 86 85   144   143 
Diätassistenten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    12   11 7 7 5 5   9   9 
Heilpraktiker . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    20   14 9 5 11 9   14   9 
Helfer in der Krankenpflege . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    225   169 120 73 105 95   164   114 
Gesundheits- und Krankenpfleger, Hebammen .    715   608 425 335 291 273   543   449 

Hebammen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    18   18 11 11 6 6   14   14 
Physiotherapeuten, Masseure, medizinische 

Bademeister . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    131   98 88 58 44 39   107   75 
Physiotherapeuten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    75   64 50 40 25 23   59   49 

Medizinisch-technische Assistenten . . . . . . . . . . .    97   89 60 53 37 36   76   68 
Pharmazeutisch-technische Assistenten . . . . . . .    51   50 29 28 22 22   38   37 
Therapeutische Berufe a.n.g. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    61   50 36 27 25 23   47   37 

Soziale Berufe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    307   263 167 133 139 130   231   192 
Altenpfleger . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    286   248 154 125 132 123   214   181 
Heilerziehungspfleger . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    8   5 5 3 3 3   6   4 
Heilpädagogen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    13   10 8 6 4 4   11   8 

Gesundheitshandwerker . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    137   67 117 50 20 16   125   57 
Augenoptiker . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    40   26 33 19 8 6   36   22 
Orthopädiemechaniker . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    11   2 11 2 1 0   11   2 
Zahntechniker . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    69   35 58 26 10 9   62   30 
Sonstige Gesundheitshandwerker . . . . . . . . . . . . . . . .    17   4 16 3 2 1   16   4 

Sonstige Gesundheitsfachberufe . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    80   57 52 32 28 24   63   42 
Gesundheitsingenieure . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    14   10 11 8 3 3   12   9 
Gesundheitssichernde Berufe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    13   2 9 2 4 0   11   2 
Gesundheitstechniker . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    9   2 8 2 1 0   9   2 
Pharmakanten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    5   3 4 3 1 0   5   3 
Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte . . . . .    40   39 19 19 21 20   27   27 

Andere Berufe im Gesundheitswesen . . . . . . . . . . . . . .   1 443   869 872 383 571 485  1 106   588 

 Insgesamt . . .   4 210 3 020 2 625 1 591 1 585 1 428  3 283  2 196 

nach Einrichtungen 

Gesundheitsschutz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  45 22 33 14 13 9 38 17 
Öffentlicher Gesundheitsdienst . . . . . . . . . . . . . . . . . .  22 13 15 8 7 5 18 10 
Sonstige Einrichtungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  24 9 18 6 6 3 20 7 

Ambulante Einrichtungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 737 1 310 1 081 705 656 605 1 355 959 
Arztpraxen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  653 516 421 297 232 220 518 389 
Zahnarztpraxen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  326 263 213 154 113 109 260 199 
Praxen sonstiger medizinischer Berufe . . . . . . . . . . .  199 140 127 78 72 62 158 105 
Apotheken . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  168 145 102 80 67 65 130 107 
Gesundheitshandwerk/-einzelhandel . . . . . . . . . . . .  153 43 129 30 25 13 138 36 
Einrichtungen der ambulanten Pflege . . . . . . . . . . . .  201 173 66 48 135 124 122 100 
Sonstige Einrichtungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  37 30 24 18 13 12 30 23 

Stationäre und teilstationäre Einrichtungen . . . . . . . .  1 773 1 372 1 027 689 746 683 1 336 981 
Krankenhäuser . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   1 104 822 685 436 420 386 841 589 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen . . . . . .  116 88 68 44 49 44 98 70 
Stationäre und teilstationäre Pflege . . . . . . . . . . . . . .  511 432 247 191 264 241 363 298 
Berufliche und soziale Rehabilitation . . . . . . . . . . . . .  42 31 28 18 14 13 34 24 

Rettungsdienste . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  47 17 35 8 12 8 39 12 
Verwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  214 98 157 54 58 43 180 72 
Sonstige Einrichtungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  98 59 69 35 29 24 81 46 
Vorleistungsindustrien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  296 142 224 86 72 56 253 109 

Pharmazeutische Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  117 58 85 33 32 25 97 43 
Medizintechnische/augenoptische Industrie . . . . .  102 44 83 30 19 14 91 36 
Medizinische Laboratorien und Großhandel . . . . . .  77 41 56 24 21 17 65 31 

 Insgesamt . . .  4 210 3 020 2 625 1 591 1 585 1 428 3 283 2 196 

1) Einschl. geringfügig Beschäftigter. 
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arbeiteten, in ambulanten Einrichtungen tätig, etwa 44 000 
Personen mehr als in den stationären und teilstationären 
Einrichtungen. 

Mit großem Abstand folgten die Vorleistungsindustrien 
des Gesundheitswesens mit knapp 296 000 Beschäftig-
ten sowie die Verwaltung mit 214 000 Beschäftigten. In den 
Einrichtungen Gesundheitsschutz, Rettungsdienste und 
sonstige Einrichtungen (u. a. Ausbildungsstätten und For-
schungseinrichtungen) arbeiteten im Jahr 2003 insgesamt 
190 000 Personen.

Zwischen 2002 und 2003 war bei dieser aggregierten Be-
trachtung in der Mehrzahl der Einrichtungen des Gesund-
heitswesens ein Beschäftigungszuwachs zu verzeichnen. 
Von ihm profitierten insbesondere die ambulanten Einrich-
tungen (+ 24 000 Beschäftigte) und die stationären und teil-
stationären Einrichtungen (+ 5 000 Beschäftigte). In den Ein-
richtungen des Gesundheitsschutzes, dem Rettungsdienst 
sowie den Vorleistungsindustrien nahm das Personal um 
insgesamt 2 000 Beschäftigte zu. Nur in der Verwaltung und 
in den sonstigen Einrichtungen waren die Beschäftigtenzah-
len mit insgesamt 6 000 Personen rückläufig.

Interessante Entwicklungen in den Jahren 1997 bis 2003 
weisen vor allem die ambulante sowie die stationäre und 
teilstationäre Gesundheitsversorgung auf. 1997 waren in 
den ambulanten Einrichtungen etwa 110 000 Personen 
mehr beschäftigt als in den stationären und teilstationären 
Einrichtungen. Im Jahr 2003 arbeiteten hingegen in den sta-
tionären und teilstationären Einrichtungen 36 000 Beschäf-
tigte mehr als in den ambulanten Einrichtungen. Das Ver-
hältnis hat sich damit nahezu umgekehrt, wenngleich es in 
der ambulanten Gesundheitsversorgung im Jahr 2003 deut-
lich mehr Beschäftigte gab als 1997 in der stationären und 
teilstationären Gesundheitsversorgung. 

Zurückzuführen ist diese Entwicklung auf die gegenläu-
fige Entwicklung der Beschäftigtenzahlen in den beiden 
Einrichtungen. In den ambulanten Einrichtungen ist das 
Personal im betrachteten Zeitraum um insgesamt 1,7% 
zurückgegangen. Dies ist vor allem auf den Abbau von 
117 000 Arbeitsplätzen in Arztpraxen, Zahnarztpraxen und 
im Gesundheitshandwerk/-einzelhandel zwischen 1997 
und 2000 zurückzuführen. Danach war bis 2003 in den 
ambulanten Einrichtungen wieder ein Beschäftigungsan-
stieg von 3,8% zu verzeichnen. In den stationären und teil-
stationären Einrichtungen stieg das Personal seit 1997 von 
Jahr zu Jahr um insgesamt 7,0% an. Der Zuwachs wird fast 
ausschließlich durch Beschäftigungszunahmen in der sta-
tionären und teilstationären Pflege getragen (+ 128 000 
Beschäftigte). In den Krankenhäusern fand ein Stellenab-
bau statt (– 29 000 Beschäftigte). In den anderen Einrich-
tungen des Gesundheitswesens fielen Veränderungen des 
Beschäftigungsniveaus nicht so stark ins Gewicht. In den 
Rettungsdiensten, den sonstigen Einrichtungen sowie den 
Vorleistungsindustrien erhöhte sich die Zahl der Beschäf-
tigten um insgesamt 23 000. Ein Rückgang konnte außer in 
den ambulanten Einrichtungen nur im Gesundheitsschutz 
und der Verwaltung beobachtet werden (– 6 000 Beschäf-
tigte).

Bei einrichtungsspezifischer Betrachtung des Personals auf 
Basis der Vollzeitäquivalente liegt der Wert für die ambu-
lanten Einrichtungen mit 1,36 Mill. im Jahr 2003 um 20 000 
Vollzeitäquivalente über dem der stationären und teilstatio-
nären Einrichtungen. 

Wie das Schaubild 4 im Vergleich mit Schaubild 3 zeigt, 
gleicht die Entwicklung der Vollzeitäquivalente in den am-
bulanten Einrichtungen in den Jahren 1997 bis 2003 der-
jenigen der Beschäftigten. Auch die Verläufe in den statio-
nären und teilstationären Einrichtungen sind vergleichbar. 
Zentraler Unterschied ist, dass die Vollzeitäquivalente in der 
ambulanten Gesundheitsversorgung zu jedem Zeitpunkt der 
Betrachtung über den Vollzeitäquivalenten in der stationä-
ren und teilstationären Gesundheitsversorgung liegen. Das 
Verhältnis kehrt sich somit im Gegensatz zu der beschäf-
tigtenorientierten Betrachtung nicht um. Grund dafür ist die 
unterschiedliche Ausgangssituation. Während im Jahr 1997 
der Beschäftigtenunterschied zwischen ambulanten und 
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Schaubild 2

Beschäftigte im Gesundheitswesen 2003
nach Einrichtungen
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Schaubild 3

Entwicklung der Zahl der Beschäftigten
in den ambulanten bzw. stationären und

teilstationären Einrichtungen
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stationären/teilstationären Einrichungen 110 000 Perso-
nen betrug, war er bei den Vollzeitäquivalenten mit 171 000 
deutlich höher. Zwischen 1997 und 2000 wurde dieser 
Unterschied durch eine Abnahme von 108 000 Vollzeit-
äquivalenten im ambulanten Bereich und eine gleichzeitige 
Zunahme von 42 000 Vollzeitäquivalenten im stationären 
und teilstationären Bereich weitgehend ausgeglichen. Ins-
gesamt lagen die ambulanten Einrichtungen im Jahr 2000 
aber immer noch um 21 000 Vollzeitäquivalente über den 
stationären und teilstationären Einrichtungen. In den Jah-
ren 2000 bis 2003 konnte der stationäre/teilstationäre Sek-
tor (+ 26 000) nur noch 2 000 Vollzeitäquivalente gegenüber 
dem ambulanten Sektor (+ 24 000) aufholen.

2.3 Gesundheitspersonal
nach Art der Beschäftigung

Nach der Art der Beschäftigung werden Vollzeit-, Teilzeit-
und geringfügig Beschäftigte unterschieden. Im Gesund-
heitswesen ist die Differenzierung nach der Art der Beschäf-
tigung von besonderem Interesse, da deutliche Abweichun-
gen von der Gesamtwirtschaft feststellbar sind.

Im Jahr 2003 gingen knapp zwei Drittel des Gesundheits-
personals bzw. 2,6 Mill. Personen einer Vollzeitbeschäfti-

gung nach. Dieser Anteil ist niedriger als der in der gesam-
ten Wirtschaft (71,6%). Zwischen 2002 und 2003 wurden 
im Gesundheitswesen 46 000 Vollzeitstellen abgebaut. Das 
entspricht einem Rückgang von 1,7%. In der Gesamtwirt-
schaft ging die Vollzeitbeschäftigung vergleichsweise stär-
ker zurück (– 2,2%). In den Jahren 1997 bis 2003 sank die 
Zahl der Vollzeitbeschäftigten im Gesundheitswesen um ins-
gesamt 199 000 (– 7,0%). In der Gesamtwirtschaft gab es 
einen Rückgang von – 3,3%.

1,2 Mill. Personen bzw. 29,2% des Gesundheitspersonals 
hatten eine Teilzeitbeschäftigung. Der Anteil der Teilzeit-
beschäftigten im Gesundheitswesen war damit fast dop-
pelt so hoch wie in der gesamten Wirtschaft (15,1%). Zwi-
schen 2002 und 2003 wurden im Gesundheitswesen 
55 000 zusätzliche Teilzeitstellen geschaffen (+ 4,7%). In 
der gesamten Wirtschaft erhöhte sich die Teilzeitbeschäfti-
gung um 3,8%. Zwischen 1997 und 2003 stieg die Anzahl 
der Teilzeitbeschäftigten im Gesundheitswesen um insge-
samt 231 000 Personen bzw. 23,2% an. In der Gesamtwirt-
schaft betrug der Anstieg 17,1%.

Ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis übten im Jahr 
2003 358 000 Personen oder 8,5% des Gesundheitsper-
sonals aus (gesamte Wirtschaft: 13,2%). Die geringfügige 
Beschäftigung erfuhr zwischen 2002 und 2003 sowohl 
im Gesundheitswesen als auch in der Gesamtwirtschaft 
Zuwächse (+ 4,7 bzw. + 8,2%). Im Jahr 2003 gab es im 
Gesundheitswesen 16 000 Beschäftigte, die ein geringfü-
giges Beschäftigungsverhältnis ausübten, mehr als ein Jahr 
zuvor. In den Jahren 1997 bis 2003 weist die geringfügige 
Beschäftigung ein Wachstum von 71 000 bzw. 24,9% auf. 
Der entsprechende Wert für die Gesamtwirtschaft beträgt 
30,7%.

Die Veränderungen in der Vollzeit-, Teilzeit- und geringfü-
gigen Beschäftigung zwischen 1997 und 2003 macht das 
Schaubild 6 deutlich. 

1,20

1,25

1,30

1,35

1,40

1,45
Mill.

1,20

1,25

1,30

1,35

1,40

1,45
Mill.

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Ambulante
Einrichtungen

Stationäre/teilstationäre
Einrichtungen

Statistisches Bundesamt 2005 - 01 - 0235

Schaubild 4

Entwicklung der Vollzeitäquivalente
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Schaubild 5

Beschäftigte im Gesundheitswesen 2003
nach Art der Beschäftigung
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Schaubild 6

Kumulierter Saldo der Beschäftigten
nach Art der Beschäftigung
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Bis zum Jahr 2000 ging die Zahl der Vollzeitbeschäftigten 
jährlich um durchschnittlich 46 000 zurück. In den beiden 
darauf folgenden Jahren fiel der Stellenabbau mit durch-
schnittlich rund 8 000 Vollzeitbeschäftigten jährlich deut-
lich niedriger aus, stieg von 2002 bis 2003 aber wieder auf 
46 000 an. Parallel zu dem ständigen Rückgang der Voll-
zeitbeschäftigung nahm die Zahl der Teilzeitbeschäftigten 
von Jahr zu Jahr zu. Dabei waren die jährlichen Anstiege 
zwischen 1997 und 1999 zunächst etwas geringer (durch-
schnittlich + 19 000 Teilzeitbeschäftigte), danach kamen 
durchschnittlich 48 000 zusätzliche Teilzeitstellen pro 
Jahr hinzu. Auch die geringfügige Beschäftigung erfuhr 
fast durchweg Zuwächse. Diese sind auf durchschnittlich 
17 000 geringfügig Beschäftigte jährlich zu beziffern. Ledig-
lich 1999/2000 gab es einen Rückgang von 15 000 gering-
fügig Beschäftigten. Diese Entwicklung kann als kurzfristige 
Auswirkung des Gesetzes zur Neuregelung der geringfügi-
gen Beschäftigungsverhältnisse gedeutet werden, das zum 
1. April 1999 in Kraft trat. 
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Die Finanzierung und Zukunftssicherheit der sozialen Siche-
rungssysteme steht im Zentrum der aktuellen Reformde-
batte in Deutschland. Vor diesem Hintergrund und der vom 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat zum 1. Januar 
2005 beschlossenen Zusammenführung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe für erwerbsfähige Hilfebezieher sind die 
Daten der amtlichen Sozialhilfestatistik von besonderer 
Bedeutung.

Mit dem vorliegenden Aufsatz setzt das Statistische Bun-
desamt seine umfassende Berichterstattung zur Zahl und 
Struktur der Empfängerinnen und Empfänger von Leistun-
gen nach dem Bundessozialhilfegesetz und dem Asylbe-
werberleistungsgesetz sowie zu den mit diesen Leistungen 
verbundenen Ausgaben fort.

Vorbemerkung

Die Sozialhilfe hat die Aufgabe, in Not geratenen Bürgerinnen 
und Bürgern ohne ausreichende anderweitige Unterstützung 
eine der Menschenwürde entsprechende Lebensführung zu 
ermöglichen. Sie wird bei Vorliegen der Anspruchsvorausset-
zungen nachrangig zur Deckung des individuellen Bedarfs 
mit dem Ziel der Hilfe zur Selbsthilfe gewährt. Nachrangig 
bedeutet dabei, dass die Sozialhilfe als „Netz unter dem 
sozialen Netz“ nur dann eingreift, wenn die betroffenen Per-
sonen nicht in der Lage sind, sich aus eigener Kraft zu hel-
fen, oder wenn die erforderliche Hilfe nicht von anderen, 
insbesondere von Angehörigen oder von Trägern anderer 

Sozialleistungen, erbracht wird. Asylbewerber und sonstige 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) Berech-
tigte erhalten seit dem 1. November 1993 anstelle der Sozial-
hilfe Leistungen nach dem AsylbLG. 

Je nach Art der vorliegenden Notlage unterscheidet man in 
der Sozialhilfe zwei Haupthilfearten: Personen, die ihren 
Bedarf an Nahrung, Unterkunft, Kleidung, Hausrat usw. 
nicht ausreichend decken können, haben Anspruch auf 
„Hilfe zum Lebensunterhalt“. Die Empfänger der Hilfe zum 
Lebensunterhalt bilden zugleich den Personenkreis, der im 
Blickpunkt der Armutsdiskussion steht. In außergewöhn-
lichen Notsituationen, zum Beispiel bei gesundheitlichen 
oder sozialen Beeinträchtigungen, wird „Hilfe in beson-
deren Lebenslagen“ gewährt. Als spezielle Hilfen kom-
men dabei u. a. die Hilfe zur Pflege, die Eingliederungs-
hilfe für behinderte Menschen oder die Hilfe bei Krankheit 
in Frage.1)

1 Sozialhilfe 

1.1 Empfänger von laufender Hilfe
zum Lebensunterhalt außerhalb 
von Einrichtungen 

Hauptsächliche Bezugsgruppen

Zum Jahresende 2003 erhielten in Deutschland insgesamt 
2,81 Mill. Personen in 1,42 Mill. Haushalten2) so genannte

Dipl.-Verwaltungswissenschaftler Thomas Haustein, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Ergebnisse der Sozialhilfe-
und Asylbewerber-
leistungsstatistik 2003

1) Detaillierte Ergebnisse der Sozialhilfestatistik für das Berichtsjahr 2003 und im Zeitverlauf sowie Erläuterungen zur Methodik sind u. a. der Fachserie 13 „Sozialleistungen“, Reihe 2.1 „Sozi-
alhilfe – Hilfe zum Lebensunterhalt” sowie Reihe 2.2 „Sozialhilfe – Hilfe in besonderen Lebenslagen” zu entnehmen. Beide Reihen sind als Download-Produkte im Statistik-Shop des Sta-
tistischen Bundesamtes (www.destatis.de/shop) kostenfrei erhältlich.

 2) Gemeint sind die sog. Bedarfs- bzw. Einsatzgemeinschaften, die hier und im Folgenden der Einfachheit halber kurz als Haushalte bezeichnet werden.
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„Sozialhilfe im engeren Sinne“3), das heißt laufende Hilfe 
zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen4). Dies 
entspricht einem Anstieg um 2,0% gegenüber dem Vor-
jahr. Während im früheren Bundesgebiet (ohne Berlin) 
die Gesamtzahl der Empfänger gegenüber 2002 nur um 
1,2% stieg, war in den neuen Ländern (ohne Berlin) im sel-
ben Zeitraum ein deutlich stärkerer Anstieg festzustellen 
(+ 4,9%).5) Die Sozialhilfequote (Anteil der Hilfebezieher 
an der Bevölkerung bzw. an der jeweiligen Bevölkerungs-
gruppe in %) betrug 3,4% (Vorjahr: 3,3%). Der Anteil der 
Personen an der Bevölkerung, der Sozialhilfe beansprucht, 
hat sich somit seit 1963 mehr als verdreifacht; damals 
bezog lediglich 1,0% der Bevölkerung Sozialhilfe. Die bis-
lang höchsten Sozialhilfequoten wurden mit jeweils 3,5% 
Ende 1997 und 1998 festgestellt.

Zum Jahresende 2003 waren unter den Sozialhilfeemp-
fängern 2,19 Mill. Deutsche und 617 000 Ausländer (siehe 
Tabelle 1). Der Ausländeranteil lag somit bei 22%. Die 

Untergliederung der ausländischen Hilfeempfänger zeigt, 
dass 10% aus Staaten der Europäischen Union kamen, wei-
tere 9% waren Asylberechtigte und 1% waren Bürgerkriegs-
flüchtlinge; der mit 80% größte Anteil entfiel auf den Per-
sonenkreis „sonstige Ausländer“, wozu zum Beispiel die 
türkischen Staatsangehörigen als größte Gruppe der in 
Deutschland lebenden Ausländer zählen. 55% der insge-
samt 2,81 Mill. Sozialhilfeempfänger waren weiblich. 

Unter den insgesamt 1,42 Mill. Sozialhilfehaushal-
ten (– 1,3% gegenüber 2002) gab es 571 000 Haushalte 
(– 6,5%) von allein Stehenden; dabei sank die Zahl der 
allein stehenden Männer um 1,0%, während die Zahl der 
allein stehenden Frauen um 11,9% zurückging. Ferner 
gab es Ende 2003 rund 156 000 Ehepaare mit Kind(ern) 
(+ 11,8%) und 98 000 Ehepaare ohne Kind (– 10,1%).6)
Besonders häufig, und zwar in 352 000 Fällen (+ 3,7%), 
bezogen allein erziehende Frauen Sozialhilfe (siehe Ta-
belle 4 auf S. 232).

Tabelle 1: Empfänger/-innen von Sozialhilfe im engeren Sinne1) und Sozialhilfequoten am Jahresende 2003 

Insgesamt Männlich Weiblich Insgesamt Männlich Weiblich 
Gegenstand der Nachweisung 

Anzahl Anteil an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe in % 

Deutsche . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 194 269 967 914 1 226 355 2,9 2,7 3,2 

Nichtdeutsche . . . . . . . . . . . . . . .  616 934 289 194 327 740 8,4 7,5 9,4 

 Insgesamt . . .  2 811 203 1 257 108 1 554 095 3,4 3,1 3,7 

davon im Alter von . . .  bis 
unter . . .  Jahren 

      

unter 7 . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  499 120 256 991 242 129 9,3 9,4 9,3 

 7 – 15 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  434 366 222 585 211 781 6,4 6,4 6,4 

15 – 18 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  145 439 73 062 72 377 5,0 4,9 5,1 

18 – 21 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  116 118 47 837 68 281 4,2 3,3 5,0 

21 – 25 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  189 302 66 773 122 529 4,8 3,3 6,3 

25 – 30 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  225 256 81 728 143 528 4,8 3,4 6,2 

30 – 40 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  437 446 166 032 271 414 3,4 2,5 4,4 

40 – 50 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  339 116 151 003 188 113 2,6 2,3 3,0 

50 – 60 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  225 685 105 302 120 383 2,3 2,1 2,4 

60 – 65 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  101 539 48 134 53 405 1,9 1,8 1,9 

65 und älter . . . . . . . . . . . . .  97 816 37 661 60 155 0,7 0,6 0,7 

Baden-Württemberg . . . . . . . . .  228 190 100 202 127 988 2,1 1,9 2,4 

Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  223 198 97 806 125 392 1,8 1,6 2,0 

Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  260 535 124 848 135 687 7,7 7,6 7,8 

Brandenburg . . . . . . . . . . . . . . . .  76 160 35 339 40 821 3,0 2,8 3,1 

Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  60 981 27 361 33 620 9,2 8,5 9,8 

Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  119 239 55 793 63 446 6,9 6,6 7,1 

Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  237 217 106 931 130 286 3,9 3,6 4,2 

Mecklenburg-Vorpommern . . .  65 646 31 106 34 540 3,8 3,6 4,0 

Niedersachsen . . . . . . . . . . . . . . .  311 923 138 055 173 868 3,9 3,5 4,3 

Nordrhein-Westfalen . . . . . . . . .  682 909 295 131 387 778 3,8 3,4 4,2 

Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . . . .  102 830 43 509 59 321 2,5 2,2 2,9 

Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  43 422 18 566 24 856 4,1 3,6 4,6 

Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  133 256 60 399 72 857 3,1 2,9 3,3 

Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . . . . . .  95 204 44 908 50 296 3,8 3,6 3,9 

Schleswig-Holstein . . . . . . . . . .  115 009 51 971 63 038 4,1 3,8 4,4 

Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  55 484 25 183 30 301 2,3 2,2 2,5 

nachrichtlich:       

Früheres Bundesgebiet  
(ohne Berlin) . . . . . . . . . . . . . . .  2 124 918 935 325 1 189 593 3,2 2,9 3,5 

Neue Länder (ohne Berlin) . . .  425 750 196 935 228 815 3,1 3,0 3,3 

1) Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. 

 3) Die Empfängerinnen und Empfänger von Sozialhilfe im engeren Sinne werden im Folgenden kurz „Sozialhilfeempfänger“ genannt. 
 4) Darüber hinaus gab es zum Jahresende 2003 noch rund 17 000 Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt, die in Einrichtungen lebten.
 5) Aufgrund der zum 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Bezirksreform in Berlin ist ab dem Berichtsjahr 2001 eine Aufbereitung und Darstellung der Ergebnisse der Sozialhilfestatistik für das 

ehemalige Berlin-West und Berlin-Ost nicht mehr möglich.
 6)  Der deutliche Rückgang bei den allein stehenden Frauen sowie bei den Ehepaaren ohne Kind ist auf das zum 1. Januar 2003 in Kraft getretene Gesetz über eine bedarfsorientierte Grund-

sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (GSiG) zurückzuführen [Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten Altersvorsorgever-
mögens (Altersvermögensgesetz – AVmG) vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1310), Artikel 12]; detailliertere Ausführungen hierzu siehe weiter unten.
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Nach Bevölkerungsgruppen betrachtet wird die Sozialhilfe 
unterschiedlich häufig in Anspruch genommen. Zum Jah-
resende 2003 ergeben sich dabei im Einzelnen folgende 
Zusammenhänge:

– Kinder (unter 18-Jährige) gehören mit einer Sozialhilfe-
quote von 7,2% relativ häufiger zu den Sozialhilfeemp-
fängern als ältere Menschen (ab 65-Jährige), deren Quote 
lediglich 0,7% beträgt.

– Frauen beanspruchen mit einer Quote von 3,7% relativ 
häufiger Sozialhilfe als Männer mit 3,1%.

– Ausländer haben mit 8,4% eine deutlich höhere Sozial-
hilfequote als Deutsche mit 2,9%.

– Die Sozialhilfequote ist im Westen (ohne Berlin) mit 3,2% 
nach wie vor leicht höher als im Osten (ohne Berlin), wo 
sie 3,1% beträgt. Allerdings haben sich die Sozialhilfe-
quoten im Westen bzw. im Osten in den vergangenen 

Jahren immer mehr angenähert [1997 im früheren Bun-
desgebiet (ohne Berlin) 3,6% und in den neuen Ländern 
(ohne Berlin) 2,2%]. Im Westen ist ansatzweise ein Nord-
Süd-Gefälle erkennbar, das heißt relativ hohe Quoten im 
Norden und der Mitte Deutschlands, niedrige Quoten 
im Süden (mit Ausnahme des Saarlandes). So wurden 
Ende 2003 für Schleswig-Holstein und das Saarland 
(jeweils 4,1%) sowie Niedersachsen und Hessen (jeweils 
3,9%) die höchsten Sozialhilfequoten der Flächenländer 
ermittelt, während sich für Bayern mit 1,8% und Baden-
Württemberg mit 2,1% relativ niedrige Quoten ergaben. 
Die höchsten Quoten sind – wie in den Vorjahren – in den 
drei Stadtstaaten zu verzeichnen: Bremen (9,2%), Berlin 
(7,7%) und Hamburg (6,9%). In den neuen Ländern wies 
Thüringen mit 2,3% die niedrigste Sozialhilfequote auf, 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern mit 
jeweils 3,8% die höchste.

– Die Menschen in Großstädten beanspruchen häufiger 
Sozialhilfe als die in kleineren Städten. So betrug zum 
Jahresende 2003 die Sozialhilfequote in Großstädten 
durchschnittlich 5,6% und lag damit deutlich über der 
allgemeinen Quote von 3,4%7).

Neben den personenbezogenen Empfängerquoten lassen
sich auch haushaltsbezogene Quoten bestimmen (siehe 
Schaubild 1). Im allgemeinen Durchschnitt bezogen zum 
Jahresende 2003 in Deutschland 3,7% der Haushalte Sozial-
hilfe. Die allein erziehenden Frauen weisen mit Abstand 
die höchste Sozialhilfequote (26,3%) auf; ihr „Sozialhilfe-
risiko“ steigt zudem mit zunehmender Kinderzahl deutlich 
an. So waren von den Haushalten allein erziehender Frauen 
mit einem Kind 22,0% betroffen, von denen mit zwei Kin-
dern 30,5% und bei den Haushalten allein Erziehender mit 
drei und mehr Kindern waren es über die Hälfte (51,0%). 

Vergleichsweise gering sind die Sozialhilfequoten der übri-
gen Haushaltstypen. Hierbei zeigt sich, dass 

– allein stehende Männer (5,0%) relativ öfter zu den 
Sozialhilfebeziehern gehören als allein stehende Frauen 
(3,5%);

– Ehepaare mit Kind(ern) (2,3%) eine höhere Bezugsquote 
aufweisen als Ehepaare ohne Kind (0,8%).
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Sozialhilfehaushalte an den jeweiligen Privathaushalten in Prozent.

Empfänger-Quoten2)

Sozialhilfe im engeren Sinne Ende 20031)

Haushalts-Quoten3)

 7) Detaillierte Ergebnisse hierzu enthält die gemeinsame Veröffentlichung „Sozialhilfe im Städtevergleich – Ein Vergleich 76 deutscher Großstädte“ der Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder, die kostenlos im Internetangebot des Statistischen Bundesamtes erhältlich ist (http://www.destatis.de/allg/d/veroe/fach_voe/sozi_stadt.htm).

Tabelle 2: Kinder unter 18 Jahren mit Sozialhilfebezug 
im engeren Sinne1) am Jahresende 2003 

Kinder mit Sozialhilfebezug Haushaltstypen, 
in denen Kinder leben Anzahl % 

Ehepaare . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  322 412 29,9 

Nichteheliche 
Lebensgemeinschaften . . . . . . . . . .  58 064 5,4 

Allein erziehende Männer . . . . . . . . . .  18 457 1,7 

Allein erziehende Frauen . . . . . . . . . . .  576 966 53,5 

Sonstige Haushalte . . . . . . . . . . . . . . . .  103 026 9,5 

 Insgesamt . . .  1 078 925 100 

1) Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb 
von Einrichtungen. 
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Kinder sind relativ häufig Sozialhilfebezieher: So bezogen 
zum Jahresende 2003 rund 1,08 Mill. Kinder und Jugend-
liche unter 18 Jahren Sozialhilfe, das sind 38% der Emp-
fänger. Gegenüber dem Vorjahr ist die Zahl der Kinder mit 
Sozialhilfebezug um 6,2% gestiegen. Unterteilt nach Alters-
klassen ergibt sich für 2003 folgendes Bild: 241 000 waren 
Kleinkinder unter 3 Jahren, 259 000 waren Kinder im Kin-
dergartenalter von 3 bis 6 Jahren, 434 000 waren Kinder im 
schulpflichtigen Alter von 7 bis 14 Jahren und 145 000 waren 
Jugendliche zwischen 15 und 17 Jahren. Gut die Hälfte der 
Kinder mit Sozialhilfe (53% bzw. 577 000 Kinder) lebte in 
Haushalten von allein erziehenden Frauen (siehe Tabelle 2); 
dies waren 5 Prozentpunkte mehr als noch 1997. 30% bzw. 
322 000 Kinder lebten im „klassischen“ Haushaltstyp „Ehe-
paar mit Kind(ern)“; gegenüber 1997 entspricht dies einem 
Rückgang um 6 Prozentpunkte.

Die Sozialhilfequote von Kindern ist mit 7,2% mehr als dop-
pelt so hoch wie im Bevölkerungsdurchschnitt (3,4%). Am 
höchsten war die Quote in der Gruppe der unter 3-Jährigen 
mit 11,1%. Insgesamt ist festzustellen, dass die Sozialhilfe-
quote der Kinder

– weit über dem Gesamtdurchschnitt liegt,

– umso höher ist, je jünger die Kinder sind,

– im Zeitverlauf zugenommen hat: So überstieg die Sozial-
hilfequote der Kinder zum Jahresende 2003 (7,2%) den 
bisherigen Höchststand von 1997 (6,8%). Dies gilt auch 
für die absolute Zahl der Sozialhilfeempfänger unter 18 
Jahren.

Ältere Personen beziehen dagegen weniger häufig Sozial-
hilfe. Für die Personen ab 65 Jahre errechnete sich mit 0,7% 
eine Sozialhilfequote, die etwa ein Zehntel des entspre-
chenden Wertes für die Minderjährigen ausmacht und im 
Übrigen umso mehr unter dem Gesamtdurchschnitt liegt, je 
älter die Personen sind. 

Die Sozialhilfequote der ab 65-Jährigen hat sich im Ver-
gleich zu 2002 (1,3%) nahezu halbiert. Dieser Rückgang 
ist auf das „Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung“ (GSiG) zurück-
zuführen, welches am 1. Januar 2003 in Kraft trat.8) Dieses 
neue Sozialleistungsgesetz sieht für über 65-Jährige sowie 
für dauerhaft voll erwerbsgeminderte Personen ab 18 Jahren 
eine eigenständige Leistung vor, welche – wie die Sozial-
hilfe – den grundlegenden Bedarf für den Lebensunterhalt 
sicherstellt.9) Für die Tatsache, dass am Jahresende 2003 
über 65-jährige Personen neben den Leistungen des GSiG 
weiterhin zusätzlich Sozialhilfe (Hilfe zum Lebensunterhalt) 
bezogen, gibt es im Wesentlichen zwei Gründe. Zum einen 
sind dies Personen, die einen erhöhten Bedarf haben, der 
von den Grundsicherungsleistungen nicht abgedeckt wird 
und aufstockende Sozialhilfe erforderlich macht (z. B. einen 
Mehrbedarf wegen kosten aufwändiger Ernährung). Zum an-

deren handelt es sich um Grundsicherungsempfänger, die 
mit Sozialhilfeempfängern – zum Beispiel dem jüngeren 
Ehegatten – zusammen in einem Haushalt leben. Für die 
Angehörigen dieser Haushalte erfolgt für die Sozialhilfe 
eine gemeinsame Bedarfs- oder Anspruchsberechnung. 

Erwerbsstatus der Sozialhilfeempfänger

Statistische Angaben über die Ursache des Bezugs von 
Sozialhilfe im engeren Sinne lassen sich in erster Linie 
aus den beiden Erhebungsmerkmalen „Besondere sozi-
ale Situation“ und „Erwerbsstatus“ ableiten. Anhand des 
haushaltsbezogenen Merkmals „Besondere soziale Situa-
tion“ werden bestimmte Ausnahmetatbestände im Zusam-
menhang mit der Inanspruchnahme von Sozialhilfe aufge-
zeigt. Derartige besondere soziale Situationen wurden nur 
bei rund 26% der Haushalte festgestellt. Die weitaus meis-
ten Nennungen10) entfielen auf die Kategorie „Trennung/
Scheidung“ (12%); danach folgen mit größerem Abstand 
die Kategorien „Geburt eines Kindes“ (5,6%) sowie „ohne 
eigene Wohnung“ (4,1%). Die übrigen Einzelkategorien (Tod 

8)  Die Ergebnisse der Sozialhilfestatistik für das Berichtsjahr 2003 sind aufgrund des In-Kraft-Tretens des GSiG – insbesondere für die Altersgruppe der über 65-Jährigen – nur eingeschränkt 
mit den Vorjahren vergleichbar.

 9)  Erste vorläufige Ergebnisse der neu eingeführten Statistiken über die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung für 2003 hat das Statistische Bundesamt in einer Pressemittei-
lung am 3. Dezember 2004 veröffentlicht. Ausführliche Ergebnisse der Grundsicherungsstatistiken werden in Kürze in dieser Zeitschrift veröffentlicht. 

10) Zur Kennzeichnung der besonderen sozialen Situation können je Haushalt maximal zwei Tatbestände angegeben werden; Doppelnennungen sind insofern möglich.
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eines Familienmitglieds, Suchtabhängigkeit, Überschul-
dung, Freiheitsentzug/Haftentlassung, stationäre Unter-
bringung eines Familienmitglieds) kommen zusammen auf 
lediglich 5,7%. In 74% der Sozialhilfehaushalte lag den 
Angaben zufolge somit keine dieser besonderen sozialen 
Situationen vor. Dies bedeutet, dass Sozialhilfebedürftig-
keit heutzutage nicht in erster Linie aufgrund einer beson-
deren sozialen Ausnahmesituation entsteht; vielmehr sind 
die Ursachen hierfür eher im Zusammenhang mit dem 
Erwerbsstatus begründet. Dies wird deutlich, wenn man die 
entsprechenden Angaben beim Merkmal „Erwerbsstatus“ 
betrachtet, die für die 15- bis 64-jährigen Sozialhilfeemp-
fänger (1,78 Mill. Personen bzw. 63% aller Sozialhilfebezie-
her) erhoben werden (siehe Schaubild 2 und Tabelle 3). 

Ende 2003 waren rund 836 000 Sozialhilfeempfänger, also 
47% aller Hilfebezieher im erwerbsfähigen Alter, arbeitslos 
gemeldet. Mit einer Zunahme von 14,3% ist ihre Zahl gegen-
über dem Vorjahr relativ deutlich stärker angestiegen als die 
Zahl aller Hilfeempfänger (+ 2,0%). In den neuen Ländern 
(ohne Berlin) erhöhte sich die Zahl der arbeitslos gemelde-
ten Sozialhilfeempfänger um 13,8%; ein noch deutlicherer 
Anstieg (+ 15,6%) war im früheren Bundesgebiet (ohne Ber-
lin) zu verzeichnen. Zwar erhielten gut ein Drittel (302 000 
Personen) der arbeitslos gemeldeten Sozialhilfebezieher 
Leistungen nach dem Arbeitsförderungsrecht (im Wesent-
lichen Arbeitslosengeld und -hilfe), doch reichten diese 
allein zur Sicherung des notwendigen Lebensunterhaltes 
offenbar nicht aus, sodass ergänzend hierzu Sozialhilfe
bezogen werden musste.

Aus anderen Gründen nicht erwerbstätig waren 796 000 
Personen, das sind 45% aller Hilfebezieher im erwerbsfä-
higen Alter. Die Differenzierung der Gründe für die Nicht-
erwerbstätigkeit zeigt, dass 15,9% der Sozialhilfeemp-
fänger im erwerbsfähigen Alter wegen häuslicher Bindung
nicht erwerbstätig waren; hiervon sind in besonderem Maße 
Frauen betroffen, und zwar in 98% der Fälle. Nicht erwerbs-
tätig aufgrund von Krankheit, Behinderung, Arbeitsunfähig-
keit oder voller Erwerbsminderung waren 7,4% der Empfän-

ger, aus Altersgründen 1,3% sowie aufgrund von Aus- und 
Fortbildung 7,6%. Auf die Restposition „Nicht erwerbstätig 
aus sonstigen Gründen“ entfielen 12,6% der Nennungen, 
das sind 224 000 Personen11).

Einer Beschäftigung gingen zum Jahresende 2003 nur 8,3% 
(147 000) der Sozialhilfeempfänger nach. Da ihr Einkom-
men jedoch unterhalb des soziokulturellen Existenzmini-
mums lag, waren sie zusätzlich auf ergänzende Sozialhilfe 
angewiesen. Die Mehrzahl der erwerbstätigen Sozialhilfe-
empfänger war teilzeitbeschäftigt.

Insgesamt lässt sich somit feststellen, dass die Arbeitslo-
sigkeit zunehmend an Bedeutung als Ursache für die Sozial-
hilfegewährung gewinnt, insbesondere in den neuen Län-
dern (ohne Berlin). Deutlich wird aber auch, dass bei Frauen
neben der Arbeitslosigkeit auch die Nichterwerbstätigkeit 
bzw. -fähigkeit aufgrund häuslicher Bindung als Hauptursa-
che des Leistungsbezugs anzusehen ist. 

Struktur der arbeitslos gemeldeten 
Sozialhilfeempfänger 

Unter den 836 000 arbeitslos gemeldeten Hilfeempfängern 
sind viele bereits seit Jahren ohne Beschäftigung. Die durch-
schnittliche bisherige Dauer der Arbeitslosigkeit betrug zum 
Jahresende 2003 rund 34 Monate und lag damit um sieben 
Monate über dem Wert zum Jahresende 1997. Es zeigt sich 
somit ein zunehmender Trend zur Langzeitarbeitslosigkeit 
in dieser Betroffenengruppe. In Deutschland waren 2003 
jahresdurchschnittlich nach Angaben der Bundesagen-
tur für Arbeit knapp 35% aller Arbeitslosen länger als ein 
Jahr arbeitslos. Dagegen ist dieser Anteil bei den arbeitslos 
gemeldeten Sozialhilfeempfängern mit über 63% nahezu 
doppelt so hoch. Innerhalb der Gruppe der arbeitslos 
gemeldeten Sozialhilfeempfänger stieg der Anteil der Per-
sonen, die bereits länger als drei Jahre arbeitslos sind, stark 
an; so waren 1997 noch 21% der arbeitslos gemeldeten 
Sozialhilfeempfänger bereits länger als drei Jahre arbeits-
los, zum Jahresende 2003 schon 32%. 

Tabelle 3: Erwerbsstatus der Sozialhilfeempfänger/-innen im engeren Sinne1) im Alter von 15 bis 64 Jahren am Jahresende 2003 

Insgesamt Männer Frauen 
Erwerbsstatus 

Anzahl % Anzahl % Anzahl % 

Vollzeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  61 000 3,4 34 000 4,6 27 000 2,6 Erwerbstätig 
(8,3%) Teilzeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  86 000 4,8 20 000 2,7 67 000 6,4 

mit Leistungen nach dem 
Arbeitsförderungsrecht . . . . . . . .  302 000 17,0 166 000 22,5 136 000 13,0 Arbeitslos 

gemeldet 
(47,0%) ohne Leistungen nach dem 

Arbeitsförderungsrecht . . . . . . . .  543 000 30,0 286 000 38,7 248 000 23,9 

Aus- und Fortbildung . . . . . . . . . . . .  136 000 7,6 64 000 8,7 72 000 6,9 

häuslicher Bindung . . . . . . . . . . . . . .  282 000 15,9 5 000 0,7 277 000 26,6 

Krankheit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  131 000 7,4 64 000 8,6 67 000 6,5 

Alters . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  23 000 1,3 8 000 1,1 15 000 1,4 

Nicht  
erwerbstätig 

(44,7%) 
wegen . . .  

sonstiger Gründe . . . . . . . . . . . . . . . .  224 000 12,6 92 000 12,5 132 000 12,7  

 Insgesamt . . .  1 780 000 100 740 000 100 1 040 000 100 

1) Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. 

11)  Seit der im Jahr 1994 erfolgten Neustrukturierung der Sozialhilfestatistik ist der Anteil dieser Restposition sukzessive zurückgegangen (von 43% im Jahr 1994), was insbesondere darauf 
zurückzuführen ist, dass den Sozialämtern zum Zeitpunkt der Einführung der neuen Statistik diese Informationen vielfach noch nicht vorlagen. Der deutliche Rückgang dieser Restposition 
zeigt jedoch, dass es den Sozialämtern nach und nach gelang, die Lücken in ihren Datenbeständen weitgehend zu schließen.
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Neben dem Aspekt der bisherigen Dauer der Arbeitslosig-
keit erweist sich aber auch das Alter der Sozialhilfeemp-
fänger als zusätzlicher Belastungsfaktor hinsichtlich deren 
Perspektiven für eine (Wieder-)Eingliederung in den Arbeits-
markt. In der Altersgruppe der 18- bis unter 21-jährigen 
arbeitslos gemeldeten Sozialhilfeempfänger ist gut jeder 
Dritte (30,5%) länger als ein Jahr arbeitslos, bei den 21- 
bis unter 25-Jährigen sind es bereits 48,8%. In der quan-
titativ bedeutendsten Altersgruppe der 30- bis 39-Jährigen 
sind schließlich 62% länger als ein Jahr arbeitslos, bei den 
40- bis 49-jährigen Hilfebeziehern sogar 68%. Ihre Integra-
tion ins Erwerbsleben stellt eine besondere Herausforde-
rung dar. 

Das Arbeitskräftepotenzial 
innerhalb der Sozialhilfe 

Für eine Entlastung der Träger der Sozialhilfe spielt die Ein-
gliederung arbeitsfähiger Sozialhilfeempfänger ins Erwerbs-
leben eine entscheidende Rolle. In diesem Zusammenhang 
stellt sich die Frage nach der Zahl und der Struktur der Sozial-
hilfebezieher, die grundsätzlich dem Arbeitsmarkt zur Ver-
fügung stehen. Unterstellt man eine solche Verfügbarkeit 
für alle männlichen und weiblichen Hilfeempfänger im 
Alter von 15 bis 64 Jahren mit Ausnahme der Personen, 
die wegen häuslicher Bindung oder Krankheit, Behinde-
rung oder Arbeitsunfähigkeit keiner Erwerbstätigkeit nach-
gehen können, dann ergibt sich zum Jahresende 2003 ein 
Arbeitskräftepotenzial (brutto) von 1,367 Mill. Personen 
(siehe Schaubild 4). 

Zieht man hiervon die 147 000 Personen ab, die bereits jetzt 
als Voll- oder Teilzeitkräfte erwerbstätig sind und Sozialhilfe 
lediglich ergänzend zu ihrem Arbeitseinkommen erhalten, 
sowie die 136 000 – insbesondere jungen Menschen im 
Alter von 18 bis 24 Jahren –, die sich in Aus- oder Fortbil-
dung befinden, dann wären rund 1,1 Mill. Arbeitsplätze not-
wendig, um das unterstellte Arbeitskräftepotenzial (netto) 
auszuschöpfen. Bei Eingliederung dieser Personen in den 
Arbeitsmarkt würden wahrscheinlich auch viele ihrer Famili-
enmitglieder keine Sozialhilfe mehr benötigen. 

Im West-Ost-Vergleich ergeben sich bei der Schätzung des 
Arbeitskräftepotenzials Unterschiede: Während im früheren 
Bundesgebiet (ohne Berlin) von rund 1,33 Mill. Sozialhil-
feempfängern im Alter von 15 bis unter 65 Jahren 773 000 
grundsätzlich erwerbsfähig sind, was einem Anteil von 58% 
entspricht, könnten in den neuen Ländern (ohne Berlin) 
von den 281 000 Beziehern in dieser Altersgruppe 198 000 
potenziell einer Erwerbstätigkeit nachgehen (71%), sofern 
ausreichend viele Arbeitsplätze zur Verfügung stehen wür-
den.

Ebenfalls signifikante Unterschiede ergeben sich bei einer 
geschlechtsspezifischen Betrachtung des Arbeitskräftepo-

Schaubild 3
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Schaubild 4 

Schätzung des Arbeitskräftepotenzials der Sozialhilfeempfänger/-innen im engeren Sinne1) am Jahresende 2003 

Vergleich West/Ost 

Deutschland  
insgesamt 

Früheres Bundesgebiet  
(ohne Berlin) 

Neue Länder  
(ohne Berlin) 

Sozialhilfeempfänger/-innen im engeren Sinne . . . . . . . . . . . . . .   2 811 000  2 125 000  426 000 

./. Kinder unter 15 Jahren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ./. 933 000 ./. 713 000 ./. 140 000 

./. Personen im Alter von 65 Jahren und älter . . . . . . . . . . . . . .  ./. 98 000 ./. 82 000 ./. 5 000 

=   Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren . . . . . . . . . . . . . . . . .  = 1 780 000 = 1 330 000 = 281 000 

./. Nichterwerbstätige wegen häuslicher Bindung . . . . . . . . . .  ./. 282 000 ./. 228 000 ./. 34 000 

./. Nichterwerbstätige wegen Krankheit, Behinderung,  
  Arbeitsunfähigkeit, voller Erwerbsminderung . . . . . . . . . . .  ./. 131 000 ./. 107 000 ./. 9 000 

=   (Brutto-)Arbeitskräftepotenzial . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  = 1 367 000 = 994 000 = 237 000 

./. Erwerbstätige (Voll- und Teilzeit) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ./. 147 000 ./. 119 000 ./. 17 000 

./. Nichterwerbstätige wegen Aus- und Fortbildung . . . . . . . .  ./. 136 000 ./. 102 000 ./. 22 000 

=   (Netto-)Arbeitskräftepotenzial . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  = 1 084 000 = 773 000 = 198 000 

Anteil an den Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren . . . . . .   61% 58% 71%
bestehend aus:       
Arbeitslosen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   836 000  565 000  179 000 
Nichterwerbstätigen aus sonstigen Gründen . . . . . . . . . . . . .   247 000  208 000  19 000 

Rundungsdifferenzen durch Rundung auf volle Tausend möglich. 

1) Empfänger/-innen laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. 
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tenzials: Bei den Frauen sind von 1,04 Mill. Hilfeempfän-
gerinnen im Alter von 15 bis 64 Jahren nur 530 000 grund-
sätzlich erwerbsfähig, dies entspricht einem Anteil von 51% 
(siehe Schaubild 5). Bei den Männern fällt dieser Anteil mit 
75% wesentlich höher aus, denn von 740 000 Hilfebezie-
hern in der entsprechenden Altersgruppe stehen 553 000 
dem Arbeitsmarkt potenziell zur Verfügung. Somit sind nur 
etwa die Hälfte der weiblichen, aber im Vergleich hierzu drei 
Viertel der männlichen Sozialhilfeempfänger der betrachte-
ten Altersgruppe grundsätzlich erwerbsfähig. Auch dieser 
Vergleich zeigt, dass die häusliche Bindung als Ursache für 
den Bezug von Sozialhilfe bei Frauen eine wesentlich grö-
ßere Rolle spielt als bei Männern.

Schul- und Berufsausbildung
der Sozialhilfeempfänger

Entscheidend für eine erfolgreiche und dauerhafte Ein-
gliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt ist nach allen 
Erfahrungen ein qualifizierter Schul- bzw. Berufsausbil-
dungsabschluss. Schaubild 6 zeigt, dass 13% der 15- bis
64-jährigen Sozialhilfeempfänger keinen Schulabschluss 
haben. Zusammen mit denen, die über einen Volks- oder 
Hauptschulabschluss verfügen (44%), ergibt sich ein Anteil 
von fast 57%, die gar keine oder eine zumindest vergleichs-
weise geringe schulische Qualifikation nachweisen können. 
Betrachtet man die unterschiedlichen Altersgruppen oder 

Schaubild 5 

Schätzung des Arbeitskräftepotenzials der Sozialhilfeempfänger/-innen im engeren Sinne1) am Jahresende 2003 

Vergleich Männer/Frauen 

Insgesamt Männer Frauen 

Sozialhilfeempfänger/-innen im engeren Sinne . . . . . . . . . . . . . .   2 811 000  1 257 000  1 554 000 

./. Kinder unter 15 Jahren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ./. 933 000 ./. 480 000 ./. 454 000 

./. Personen im Alter von 65 Jahren und älter . . . . . . . . . . . . . .  ./. 98 000 ./. 38 000 ./. 60 000 

=   Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren . . . . . . . . . . . . . . . . .  = 1 780 000 = 740 000 = 1 040 000 

./. Nichterwerbstätige wegen häuslicher Bindung . . . . . . . . . .  ./. 282 000 ./. 5 000 ./. 277 000 

./. Nichterwerbstätige wegen Krankheit, Behinderung,  
  Arbeitsunfähigkeit, voller Erwerbsminderung . . . . . . . . . . .  ./. 131 000 ./. 64 000 ./. 67 000 

=   (Brutto-)Arbeitskräftepotenzial . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  = 1 367 000 = 671 000 = 695 000 

./. Erwerbstätige (Voll- und Teilzeit) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ./. 147 000 ./. 54 000 ./. 93 000 

./. Nichterwerbstätige wegen Aus- und Fortbildung . . . . . . . .  ./. 136 000 ./. 64 000 ./. 72 000 

=   (Netto-)Arbeitskräftepotenzial . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  = 1 084 000 = 553 000 = 530 000 

Anteil an den Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren . . . . . .   61% 75% 51%
bestehend aus:       
Arbeitslosen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   836 000  453 000  384 000 
Nichterwerbstätigen aus sonstigen Gründen . . . . . . . . . . . . .   247 000  101 000  147 000 

Rundungsdifferenzen durch Rundung auf volle Tausend möglich. 

1) Empfänger/-innen laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. 

1) Empfänger/-innen laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. – 2) Bei der Berechnung der Anteilswerte wurden die Fälle nicht berücksichtigt, bei denen keine
Angaben hierzu vorlagen.
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auch ausschließlich die Gruppe der arbeitslos gemeldeten 
Sozialhilfeempfänger im Alter von 15 bis 64 Jahren, zeigen 
sich dabei jedoch keine signifikanten Unterschiede gegen-
über allen Hilfeempfängern in dieser Altersgruppe.

Neben der schulischen lässt jedoch insbesondere auch 
die berufliche Qualifikation gravierende Mängel erkennen. 
51% der 18- bis 64-jährigen Sozialhilfeempfänger verfügen 
über keinen beruflichen Ausbildungsabschluss. Eine abge-
schlossene Lehre hat lediglich rund ein Drittel der Hilfeemp-
fänger. Besonders auffallend ist die berufliche Qualifika-
tion der Hilfebezieher im Alter von 18 bis 20 Jahren: Etwa
85 000 junge Erwachsene, das sind fast 85% der Sozialhilfe-
empfänger in dieser Altersgruppe, können keinen berufli-
chen Ausbildungsabschluss nachweisen und befinden sich 
auch nicht in beruflicher Ausbildung. Auch in den quanti-
tativ bedeutendsten Altersgruppen der 30- bis 39-Jährigen 
bzw. 40- bis 49-Jährigen können 46 bzw. 42% der Bezieher 
keinen beruflichen Ausbildungsabschluss vorweisen. 

Höhe des Sozialhilfeanspruchs

Die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen wird im Wesentlichen in Form von Regelsätzen, 
gegebenenfalls Mehrbedarfszuschlägen und durch die 
Übernahme der Unterkunftskosten einschließlich der Heiz-
kosten gewährt; darüber hinaus können auch Beiträge zur 
Krankenversicherung, Pflegeversicherung und Alterssiche-
rung übernommen werden. Die Summe der vorgenannten 

Bedarfspositionen für den Haushaltsvorstand und dessen 
Haushaltsangehörige ergibt den Bruttobedarf eines Haus-
halts. Zieht man hiervon das angerechnete Einkommen – in 
vielen Fällen handelt es sich dabei um vorrangige Sozial-
leistungen – ab, erhält man den tatsächlich ausbezahlten 
Nettoanspruch. Im Durchschnitt errechnete sich für einen 
Sozialhilfehaushalt zum Jahresende 2003 ein monatlicher 
Bruttobedarf von 864 Euro, wovon allein rund ein Drittel auf 
die Kaltmiete entfiel (siehe Tabelle 4). Unter Berücksichti-
gung des angerechneten Einkommens in Höhe von durch-
schnittlich 467 Euro wurden je Haushalt im Schnitt 397 
Euro – also etwas weniger als die Hälfte des Bruttobedarfs – 
monatlich ausgezahlt. Mit zunehmender Haushaltsgröße 
gelangt tendenziell weniger vom Bruttobedarf zur Nettoaus-
zahlung. Das ist darauf zurückzuführen, dass größere Haus-
halte häufig über mehr anrechen bares Einkommen verfügen 
(z. B. Kindergeld, Unterhaltsleistungen). So erhielten allein 
stehende Männer im Durchschnitt 63% ihres Bruttobedarfs 
ausgezahlt (durchschnittlicher Bruttobedarf: 566 Euro, 
durchschnittlicher Nettoanspruch: 357 Euro), während sich 
dieser Anteil bei den Ehepaaren mit zwei Kindern auf ledig-
lich 37% belief (durchschnittlicher Bruttobedarf: 1 402 
Euro, durchschnittlicher Nettoanspruch: 522 Euro).

Anhand der zum Jahresende 2003 durchschnittlich ermittel-
ten Nettoauszahlungen lässt sich das jährliche Aufwands-
volumen für die einzelnen Haushaltstypen abschätzen.12)
Der größte Teil der Sozialhilfeausgaben im engeren Sinne 

12) Bei dieser Modellrechnung wird u. a. unterstellt, dass die zum Jahresende statistisch erfasste Haushaltsstruktur auch dem Jahresdurchschnitt entspricht.

Tabelle 4: Haushalte von Empfängerinnen und Empfängern von Sozialhilfe im engeren Sinne1) am 31. Dezember 2003 

Insgesamt 

Verände-
rung zum 
Vorjahr 

Brutto-
bedarf 

Dar.:
Brutto-

kaltmiete

Ange-
rechnetes

Ein-
kommen 

Netto-
anspruch 

Brutto-
kaltmiete

Ange-
rechne-
tes Ein-

kommen 

Netto-
anspruch 

Hochgerechnete 
Jahresausgaben 

20032)Haushaltstyp 
Anzahl

% monatlicher Durchschnitt in EUR Anteil am Bruttobedarf in % Mrd. EUR 
Anteil in 

%

Deutsche Haushalte3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 150 447 – 1,2 836 288 454 382 34,5 54,3 45,7 5,3 78 

Ausländische Haushalte3) . . . . . . . . . . . . . . . . .  273 102 – 1,9 982 343 521 461 34,9 53,1 46,9 1,5 22 

 Haushalte insgesamt . . .  1 423 549 – 1,3 864 299 467 397 34,6 54,0 46,0 6,8 100 

Bedarfsgemeinschaften ohne 
Haushaltsvorstand . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  131 558 – 4,6 372 106 137 235 28,5 36,8 63,2 0,4 5

Anderweitige Bedarfsgemeinschaften . . . .  52 210 + 7,8 1 068 320 625 443 30,0 58,5 41,5 0,3 4

Bedarfsgemeinschaften mit 
Haushaltsvorstand . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 239 781 – 1,3 908 318 495 413 35,0 54,5 45,5 6,1 90 

Ehepaare ohne Kind . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  97 933 – 10,1 927 330 512 414 35,6 55,3 44,7 0,5 7

Ehepaare mit Kind(ern)4) . . . . . . . . . . . . . . .  156 207 + 11,8 1 424 445 892 532 31,3 62,7 37,3 1,0 15 

mit einem Kind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  62 581 + 13,6 1 157 384 650 506 33,2 56,2 43,8 0,4 6

mit 2 Kindern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  50 927 + 12,3 1 402 442 879 522 31,5 62,7 37,3 0,3 5

mit 3 und mehr Kindern . . . . . . . . . . . . . .  42 699 + 8,7 1 842 539 1 262 580 29,2 68,5 31,5 0,3 4

Nichteheliche Lebensgemeinschaften  
ohne Kind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  17 016 + 1,6 892 301 519 373 33,8 58,2 41,8 0,1 1

mit Kind(ern)4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  33 364 + 13,2 1 286 386 856 430 30,0 66,5 33,5 0,2 3

Allein Stehende . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  571 061 – 6,5 592 243 254 338 41,1 43,0 57,0 2,3 34 

Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  296 712 – 1,0 566 229 210 357 40,4 37,0 63,0 1,3 19 

Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  274 349 – 11,9 620 259 303 317 41,8 48,9 51,1 1,0 15 

Allein erziehende Männer mit Kind(ern)4) 12 073 + 9,3 1 089 369 635 454 33,9 58,3 41,7 0,1 1

Allein erziehende Frauen mit Kind(ern)4)  352 127 + 3,7 1 144 372 664 480 32,5 58,0 42,0 2,0 30 

mit einem Kind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  195 125 + 4,1 952 332 508 444 34,8 53,3 46,7 1,0 15 

mit 2 Kindern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  108 196 + 3,6 1 262 398 767 495 31,6 60,8 39,2 0,6 9

mit 3 und mehr Kindern . . . . . . . . . . . . . .  48 806 + 2,5 1 651 476 1 060 591 28,8 64,2 35,8 0,3 5

1) Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. – 2) Anzahl der Haushalte (Spalte 1) x Nettoanspruch in EUR (Spalte 6) x 12 = hoch-
gerechnetes Jahresergebnis in EUR. – 3) Ausschlaggebend ist hier die Staatsangehörigkeit des Haushaltsvorstandes. – 4) Kinder unter 18 Jahren. 
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für das Jahr 2003 entfiel gemäß der Modellrechnung (siehe 
Tabelle 4) auf die allein erziehenden Frauen, 30% (2,0 Mrd. 
Euro) der Ausgaben. Allein stehende Männer beanspruch-
ten nach dieser Schätzung 19% der Ausgaben, auf die allein 
stehenden Frauen sowie die Ehepaare mit Kind(ern) entfie-
len jeweils 15%. Aufgrund der Hochrechnung ist näherungs-
weise auch eine Aufteilung der Ausgaben auf die deutschen 
und ausländischen Empfängerhaushalte möglich: Gut drei 
Viertel der Ausgaben (etwa 78% bzw. 5,3 Mrd. Euro) entfie-
len auf deutsche Empfängerhaushalte, rund 22% (1,5 Mrd. 
Euro) kamen ausländischen Haushalten zugute.

Die Haushalte mit Sozialhilfe im engeren Sinne beziehen in 
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle (90%) ein oder meh-
rere Einkommen, die ganz oder zum Teil auf die Sozialhilfe 
angerechnet werden. In 79% der Fälle bestand ein Wohn-
geldanspruch. Eine wesentliche Rolle spielten weiterhin 
das Kindergeld mit 53%, Unterhaltsvorschuss oder -ausfall-
leistungen und private Unterhaltsleistungen mit zusammen 
23% sowie Arbeitseinkommen (18%) und Arbeitslosengeld/
-hilfe (18%).13)

Dauer und Überwindung der
Sozialhilfebedürftigkeit

Die Ergebnisse dieses Abschnitts beruhen im Wesentli-
chen auf Daten der vierteljährlichen Statistik über die Zu- 
und Abgänge von Empfängern/Bedarfsgemeinschaften 
mit Sozialhilfe im engeren Sinne für das Jahr 2003. Diese 
vierteljährliche Zu- und Abgangsstatistik (Quartalsstatis-
tik) ergänzt die jährlich zum 31. Dezember durchgeführte 
Bestandserhebung über die Sozialhilfeempfänger im enge-
ren Sinne. Hinsichtlich einer differenzierten Sozialbericht-
erstattung sind dabei insbesondere die zusätzlichen Anga-
ben der Quartalsstatistik zur Fluktuation, zur tatsächlichen 
Bezugsdauer und zu den Gründen für das Ende der Hilfege-
währung von Bedeutung. 

Ende 2002 erhielten nach dem Ergebnis der Bestandserhe-
bung 1,44 Mill. Haushalte Sozialhilfe. Entsprechend den 
Ergebnissen der Quartalsstatistik beendeten im Verlauf 
des Jahres 2003 rund 48% der Haushalte (gemessen am 
Jahresendbestand 2002) den Hilfebezug, 50% kamen neu 
hinzu. Zwar ist es durchaus möglich, dass es sich bei einem 
Teil der Zu- und Abgänge in diesem Zeitraum um die glei-
chen Haushalte handelt (Mehrfachbezug innerhalb eines 
Jahres), auf jeden Fall haben die nachgewiesenen Haus-
halte aber zumindest temporär die Sozialhilfe verlassen.
Insgesamt zeigt sich an diesen Quartalsdaten, dass eine
erhebliche Dynamik im Hilfebezug vorhanden ist. Dies ist 
an den Bestandsdaten nicht zu erkennen; die am Jahres-
ende erfasste Anzahl an Hilfeempfängern bzw. Bedarfsge-
meinschaften ändert sich von Jahr zu Jahr in der Regel nur 
relativ geringfügig. Unsichtbar bleibt, dass die aggregier-
ten Bestandsangaben offensichtlich zu einem größeren 
Teil unterschiedliche Personenkreise repräsentieren. Die 
Abgangs- bzw. Zugangsquoten weichen in Abhängigkeit 
vom Haushaltstyp stärker voneinander ab:

– Haushalte mit Minderjährigen haben eine geringere Fluk-
tuation als solche ohne Personen unter 18 Jahren. 

– Allein stehende Frauen haben eine geringere Fluktuation 
als allein stehende Männer. 

– Die Fluktuation ist bei kinderlosen Ehepaaren niedriger 
als bei Ehepaaren mit Kind(ern).

– Die zahlenmäßig stark vertretene Gruppe der allein erzie-
henden Frauen weist die geringste Dynamik auf.

Die 696 000 Haushalte, die im Laufe des Jahres 2003 – vor-
übergehend oder dauerhaft – den Hilfebezug überwunden 
haben, erhielten im Durchschnitt knapp 21 Monate Sozial-
hilfe („endgültige Bezugsdauer“). Die Bezugsdauer für die 
verschiedenen Haushaltstypen schwankt jedoch relativ 
stark um diesen Durchschnittswert. Die geringsten durch-
schnittlichen endgültigen Bezugsdauern hatten Ehepaare 
mit Kind(ern) (11,6 Monate), gefolgt von nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften mit Kind(ern) (11,7 Monate). Mit 
Abstand am längsten bezogen allein stehende Frauen Sozial-
hilfe im engeren Sinne (durchschnittlich 32,7 Monate). 
Die allein erziehenden Frauen waren im Durchschnitt 17,2 
Monate auf Sozialhilfe angewiesen; für Ehepaare ohne 
Kind war die Bezugsdauer überdurchschnittlich lang (24,5 
Monate). 

Von den 696 000 Haushalten, für die im Jahr 2003 der Hilfe-
bezug endete, erhielten knapp zwei Drittel (63%) weniger 
als ein Jahr Sozialhilfe. Es sei nochmals darauf hingewie-
sen, dass immer nur ununterbrochene Perioden des Hilfe-

13) Grundsätzlich werden sämtliche im Haushalt vorkommenden Einkommensarten erfasst, die in die Sozialhilfe-Bedarfsberechnung einbezogen werden, d. h. Mehrfachangaben sind zuläs-
sig. Darüber hinaus kann die Sozialhilfestatistik auch Angaben zur Haupteinkommensart machen.

Erläuterungen zur Messung der Bezugsdauer in der Sozialhilfe 

In der Sozialhilfestatistik werden zwei Arten von Bezugsdauern gemessen: 

1. Bisherige Dauer der Hilfegewährung  

 Sie ist definiert als die Anzahl der Monate zwischen dem Beginn der 
Leistungsgewährung und dem Berichtszeitpunkt. Maßgeblich ist da-
bei die Dauer, für die der Haushalt in der aktuellen Zusammensetzung 
zum Berichtszeitpunkt die Hilfe bislang erhält. So lag nach dem Er-
gebnis der Bestandserhebung zum Jahresende 2003 die durchschnitt-
liche bisherige Bezugsdauer der Sozialhilfehaushalte bei 30 Monaten. 

2. Endgültige Dauer der Hilfegewährung 

 Sie wird definiert als die Anzahl der Monate zwischen dem Beginn und 
dem Ende der Hilfegewährung an einen Haushalt. Die Angaben wer-
den dabei nur für diejenigen Haushalte erhoben, die aus dem Sozial-
hilfebezug – dauerhaft oder zumindest vorübergehend – ausgeschie-
den sind. So betrug die aus der Abgangsstatistik (Quartalsstatistik) 
ermittelte endgültige Dauer der Hilfegewährung für alle Haushalte, bei 
denen im Laufe des Jahres 2003 der Hilfebezug beendet wurde, 
durchschnittlich knapp 21 Monate. 

Die aus der Quartalsstatistik ermittelten Werte zu den abgeschlossenen 
Bezugsperioden sind somit deutlich kürzer als die in der Bestandsstatis-
tik ausgewiesenen bisherigen Bezugsdauern der Haushalte, die sich 
nach wie vor im Hilfebezug befinden. Dies lässt sich folgendermaßen 
erklären: Im Rahmen der Bestandserhebung werden die kurzfristigen 
Bezugszeiträume während des Kalenderjahres (z.B. von März bis Juni 
desselben Jahres) nicht berücksichtigt, wodurch im Stichtagsergebnis 
die langfristigen Bezugsdauern überrepräsentiert sind und damit die 
durchschnittliche bisherige Bezugsdauer überschätzt wird. Dagegen 
fallen bei den Abgängen in der Quartalsstatistik kurze Bezugsperioden 
sehr viel stärker ins Gewicht. 
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bezugs berücksichtigt sind. Kurzzeitbezug ist also nicht 
zwingend mit dauerhafter Überwindung von Sozialhilfeab-
hängigkeit gleichzusetzen. Einzelne Haushalte können in 
dieser Betrachtung durchaus als Kurzzeitempfänger abge-

grenzt sein, obwohl sie faktisch durch wiederholten Sozial-
hilfebezug eher zu den Langzeitempfängern zählen. 

Der Anteil der Haushalte, die im Laufe des Jahres 2003 
den Sozialhilfebezug nach einer Dauer von mindestens 
fünf Jahren beendeten (Langzeitempfänger), betrug 10%. 
Besonders häufig wiesen allein stehende Frauen einen 
längeren (beendeten) Hilfebezug auf (19%). Bei nicht-
ehelichen Lebensgemeinschaften mit Kind(ern) (2%) 
sowie Ehepaaren mit Kind(ern) (3%) kommt dies relativ 
selten vor. 

Anhand der Quartalsstatistik lassen sich für das Jahr 2003
folgende Ergebnisse bezüglich der Gründe für die Einstel-
lung der Leistungsgewährung feststellen14): Eine große 
Rolle bei der Überwindung der Hilfebedürftigkeit spielt 
die Erlangung eines höheren Einkommens aufgrund der 
Gewährung erstmaliger oder höherer staatlicher Transfers; 
dies war im Jahr 2003 bei 40% der Abgänge der Fall. In 31% 
wurde die Erst- bzw. Wiederaufnahme einer Erwerbstätig-
keit als Begründung für die Einstellung der Hilfegewährung 
angegeben. In 12% der Fälle (mit spezifizierten Gründen für 
das Ende des Hilfebezugs) wurde die Gewährung von Leis-

14) Bei der Interpretation der Ergebnisse muss berücksichtigt werden, dass in 53% der Fälle als Grund für die Einstellung der Hilfegewährung „Sonstige Gründe“ angegeben wurden. Dies liegt 
u. a. daran, dass sich die Hilfebezieher nach Wegfall ihres Anspruchs häufig nicht mehr beim Sozialamt melden und somit den Sozialhilfeträgern keine Angaben zum Abgangsgrund vorlie-
gen. Die folgenden Ausführungen basieren daher auf Auswertungen, die nur die Fälle mit spezifizierten Abgangsgründen berücksichtigen.
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Gründe für das Ausscheiden aus der Sozialhilfe
Sozialhilfe im engeren Sinne im Jahr 20031)

1) Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. Grundlage
sind die Ergebnisse der Quartalsstatistik 2003; bei der Berechnung der Anteils-
werte wurden die Fälle nicht berücksichtigt, bei denen keine Angaben hierzu vor-
lagen (d.h. in diesen Fällen wurde die Merkmalsausprägung "Sonstige Gründe"
signiert).
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tungen der bedarfsorientierten Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung als Grund für die Beendigung 
des Sozialhilfebezugs festgestellt.

Ein höheres Erwerbseinkommen wurde bei 5,6% der Haus-
halte, für die 2003 der Hilfebezug endete, als Grund für 
die Überwindung des Hilfebezuges angegeben. Vergleichs-
weise selten wird der Hilfebezug durch Tod des Hilfeemp-
fängers (2,5%), durch ein höheres Einkommen aufgrund 
privater Unterstützung (2,7%) sowie durch Erlangung eines 
höheren Einkommens wegen Eheschließung (0,7%) been-
det. Der Wohnortwechsel ins Ausland wird in 5,2% der Fälle 
(mit spezifizierten Gründen für das Ende des Hilfebezugs) 
als Abgangsgrund angegeben.

Für die Haushalte, die wegen Aufnahme einer Erwerbstä-
tigkeit die Sozialhilfe verlassen, wird zusätzlich erhoben, 
ob sie durch Maßnahmen des Bundessozialhilfegesetzes 
(BSHG) oder des Sozialgesetzbuches (SGB) III gefördert wur-
den. Rund 29% der Haushalte, die aufgrund einer Erwerbs-
tätigkeit die Sozialhilfe verlassen haben, wurden 2003 mit 
Maßnahmen des BSHG, insbesondere durch die Hilfe zur 
Arbeit gemäß §§ 18 bis 20 BSHG, gefördert. Von deutlich 
geringerer quantitativer Bedeutung sind Förderungen nach 
dem SGB III (in erster Linie sog. Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen). Diese Maßnahmen sind nur für 7% der Haushalte 
mit einem beendeten Hilfebezug wegen Erwerbstätigkeit 
relevant. Die Mehrzahl der Hilfeempfänger (64%), die beim 
Ausscheiden aus der Sozialhilfe eine Erwerbstätigkeit auf-
nimmt, wird zuvor nicht gefördert. 

1.2 Empfänger von Hilfe
in besonderen Lebenslagen

Im Laufe des Jahres 2003 erhielten 1,61 Mill. Personen Hilfe 
in besonderen Lebenslagen, dies entspricht einer Zunahme
um 3,3% gegenüber dem Vorjahr (siehe Tabelle 5). Der 
Anteil der deutschen Empfänger betrug 82%, der Frauen-
anteil belief sich auf 40%. Die Leistungsempfänger waren 
im Durchschnitt 44 Jahre alt (Männer: 38 Jahre, Frauen: 50 
Jahre). Den meisten Empfängern (40%) wurden Hilfe bei 
Krankheit15) gewährt. Danach folgte die Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen (37%) sowie die Hilfe zur Pflege 
(20%). Die Hilfe in besonderen Lebenslagen wurde in fast 
der Hälfte der Fälle (47%) in Einrichtungen gewährt.

Hilfe bei Krankheit

Die Hilfe bei Krankheit umfasst ärztliche und zahnärztli-
che Behandlung, Versorgung mit Arzneimitteln, Verband-
mitteln und Zahnersatz, Krankenhausbehandlung sowie 
sonstige zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung 
der Krankheitsfolgen erforderliche Leistungen. Im Laufe 
des Berichtsjahres 2003 erhielten 650 000 Personen Hilfe 
bei Krankheit (+ 4,0% gegenüber 2002); der Frauenanteil 
belief sich auf 50%. Im Durchschnitt waren die Hilfeempfän-
ger 39 Jahre alt (Frauen: 40 Jahre, Männer: 39 Jahre). Hilfe 
bei Krankheit wird Personen gewährt, die ansonsten keinen 
ausreichenden Krankenversicherungsschutz, zum Beispiel 
aufgrund einer Mitgliedschaft in der gesetzlichen Kranken-
versicherung, genießen. Insofern wird die Hilfe bei Krank-
heit überproportional von ausländischen Hilfeempfängern 

15) Einschl. Hilfe bei Sterilisation und Hilfe zur Familienplanung.

Tabelle 5: Empfänger/-innen von Hilfe in besonderen Lebenslagen nach Art der Unterbringung und Hilfearten1) im Laufe des Jahres 2003 

Hilfeart Insgesamt 
Außerhalb  

von Einrichtungen 
In

Einrichtungen 

Hilfe in besonderen Lebenslagen insgesamt2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 610 566 909 529 808 941 
Hilfe zum Aufbau oder zur Sicherung der Lebensgrundlage . . . . . . . . .  857 857 – 
Vorbeugende Hilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  84 992 83 586 45 936 
Hilfe bei Krankheit; Hilfe bei Sterilisation; Hilfe zur Familienplanung  650 400 580 825 106 261 
Hilfe bei Schwangerschaft und Mutterschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 682 1 789 1 167 
Hilfe zur Pflege zusammen2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  322 851 86 625 237 647 
und zwar:     

ambulant2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  86 625 86 625 – 
und zwar in Form von:    

Pflegegeld bei erheblicher Pflegebedürftigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . .  24 159 24 159 – 
Pflegegeld bei schwerer Pflegebedürftigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  17 900 17 900 – 
Pflegegeld bei schwerster Pflegebedürftigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8 379 8 379 – 
anderen Leistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  53 235 53 235 – 

teilstationär . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6 179 – 6 179 
vollstationär . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  235 247 – 235 247 

Blindenhilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  5 844 4 413 1 460 
Hilfe zur Weiterführung des Haushalts . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8 471 8 137 351 
Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten . . . . . . . .  30 368 8 315 22 644 
Altenhilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7 860 7 435 468 
Hilfe in anderen besonderen Lebenslagen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13 793 7 669 6 292 
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen zusammen2) . . . . . . . . .  593 125 165 718 437 620 
und zwar:    

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  37 444 20 111 17 512 
Heilpädagogische Leistungen für Kinder . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  117 433 71 484 47 678 
Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  54 590 11 309 43 447 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7 925 1 814 6 121 
Leistungen in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen3) 197 022 – 197 022 
Suchtkrankenhilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  29 842 5 256 24 720 
Sonstige Eingliederungshilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  230 158 60 203 173 353 

1) Empfänger/-innen mehrerer verschiedener Hilfen werden bei jeder Hilfeart gezählt. – 2) Mehrfachzählungen sind nur insoweit ausgeschlossen, als sie aufgrund 
der Meldungen erkennbar waren. – 3) Bzw. Hilfe in einer sonstigen Beschäftigungsstätte. 
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in Anspruch genommen. Im Jahr 2003 betrug der Auslän-
deranteil an den Empfängern der Hilfe bei Krankheit 34%, 
während er bei der Hilfe in besonderen Lebenslagen insge-
samt bei 18% lag.

Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen

Im Jahr 2003 erhielten 593 000 Personen Eingliederungs-
hilfe für behinderte Menschen; dies entspricht einer Steige-
rung um 2,6% gegenüber dem Vorjahr. In einem Drittel der 
Fälle (33%) handelte es sich um eine Beschäftigung in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen, zu 20% um heilpäda-
gogische Leistungen für Kinder. Mit einem Anteil von 60% 
überwogen die männlichen Empfänger. Deutliche Unter-
schiede sind auch hinsichtlich des Alters festzustellen; die 
Hilfeempfänger bei der Eingliederungshilfe sind mit durch-
schnittlich 32 Jahren vergleichsweise jung (Männer: 30 
Jahre, Frauen: 34 Jahre).

Hilfe zur Pflege

Die Hilfe zur Pflege wird bedürftigen Personen gewährt, die 
infolge von Krankheit oder Behinderung bei den gewöhn-
lichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im 
Ablauf des täglichen Lebens auf fremde Hilfe angewiesen 
sind. Bis zum In-Kraft-Treten des Pflegeversicherungsgeset-
zes zum 1. Januar 1995 und den daraus resultierenden Leis-
tungen seit April 1995 (häusliche Pflege) bzw. seit Juli 1996 
(stationäre Pflege) war die Hilfe zur Pflege im Rahmen der 
Sozialhilfe das wichtigste Instrument zur materiellen Absi-
cherung bei Pflegebedürftigkeit. 

Im Laufe des Jahres 2003 wurde rund 323 000 Personen 
Hilfe zur Pflege gewährt (+ 3,1% gegenüber dem Vorjahr), 
und zwar in 93 000 Fällen ambulant bzw. teilstationär und 
in 235 000 Fällen vollstationär. Das stufenweise Einset-
zen der gesetzlichen Pflegeversicherungsleistungen hatte 
zur Folge, dass die Zahl der Hilfeempfänger (Jahresendbe-
stand) bei der Hilfe zur Pflege seit 1994 um 47% zurückge-
gangen ist; besonders hoch war der Rückgang im Zeitraum 

1994 bis 1998 (– 51% bzw. 231 000 Empfänger weniger; 
siehe Tabelle 6). 

Seitdem liegt die Zahl der Empfänger auf relativ konstantem 
Niveau. Zum Jahresende 2003 erhielten insgesamt 242 000 
Pflegebedürftige Hilfe zur Pflege (ambulant/teilstationär 
57 000 und vollstationär 186 000 Pflegebedürftige), 1,7% 
weniger als im Vorjahr. Im Gegensatz zur Eingliederungs-
hilfe für behinderte Menschen überwiegen bei der Hilfe zur 
Pflege mit einem Anteil von 70% die Frauen. Die Empfän-
ger von Hilfe zur Pflege im Rahmen der Sozialhilfe waren 
im Durchschnitt 73 Jahre alt (Männer: 63 Jahre, Frauen: 78 
Jahre).

Sozialhilfeaufwand

Im Jahr 2003 wurden in Deutschland brutto insgesamt 25,6 
Mrd. Euro für Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz 
ausgegeben; nach Abzug der Einnahmen in Höhe von 3,0 
Mrd. Euro, die den Sozialhilfeträgern zum größten Teil aus 
Erstattungen anderer Sozialleistungsträger zuflossen, belie-
fen sich die reinen Sozialhilfeausgaben (Nettoausgaben) 
auf 22,6 Mrd. Euro, 3,0% mehr als im Vorjahr. 

Von den Netto-Sozialhilfeausgaben im Jahr 2003 entfielen 
8,8 Mrd. Euro auf die Hilfe zum Lebensunterhalt (– 0,2% 
gegenüber dem Vorjahr). Eine detaillierte Betrachtung die-
ser Ausgabenposition zeigt, dass die „laufenden Leistun-
gen (ohne Hilfe zur Arbeit)“ im Vorjahresvergleich um 0,5% 
gesunken sind. Der leichte Ausgabenrückgang bei die-
ser Hilfeart ist auf das zum 1. Januar 2003 in Kraft getre-
tene „Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung“ (GSiG) zurückzufüh-
ren. Ohne Einführung des GSiG wären die Ausgaben für die 
Hilfe zum Lebensunterhalt gestiegen, da die Zahl der unter 
65-jährigen Sozialhilfeempfänger, die keinen Anspruch auf 
Leistungen nach dem GSiG haben, zwischen Ende 2002 und 
Ende 2003 deutlich zugenommen hat. 

Die Ausgaben für die „laufenden Leistungen in Form von 
Hilfe zur Arbeit“16) erhöhten sich im Vorjahresvergleich um 

Tabelle 6: Entwicklung der Zahl der Empfänger/-innen bei der Sozialen Pflegeversicherung und der Hilfe zur Pflege (Sozialhilfe)

1 000 

Empfänger/-innen von Leistungen der 
Sozialen Pflegeversicherung1)

Empfänger/-innen von Leistungen der Hilfe zur Pflege  
nach dem Bundessozialhilfegesetz Jahresende 

insgesamt ambulant3) vollstationär insgesamt2) ambulant3) vollstationär 

1994 – – – 454 192 265 

1995 1 061 1 061 – 373 88 286 
1996 1 547 1 162 385 285 68 217 
1997 1 661 1 198 463 251 66 185 
1998 1 738 1 227 511 222 63 159 
1999 1 826 1 280 546 247 58 189 

2000 1 822 1 261 561 261 60 202 
2001 1 840 1 262 578 256 62 194 
2002 1 889 1 289 600 246 61 185 
2003 1 893 1 280 613 242 57 186 

1) Quelle: Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung; ohne private Pflegeversicherung. – 2) Mehrfachzählungen sind nur insoweit ausge-
schlossen, als sie aufgrund der Meldungen erkennbar waren. – 3) Einschl. teilstationärer Pflege. 

16) Die Hilfen zur Arbeit (geregelt in den §§ 18 bis 20 BSHG) umfassen unter anderem Zuschüsse an den Arbeitgeber oder sonstige geeignete Maßnahmen (z. B. Qualifizierungsmaßnahmen), 
Zuschüsse an den Hilfeempfänger zur Förderung der Arbeitsaufnahme oder Maßnahmen in Zusammenhang mit der Schaffung gemeinnütziger Arbeit. Ziel dieser Hilfeart ist eine zügige Inte-
gration des Hilfeempfängers in den Arbeitsmarkt.
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1,5%. Die Ausgaben für diese Hilfeart, die sich 2003 auf 
rund 1,1 Mrd. Euro beliefen, haben sich seit Beginn des sta-
tistischen Nachweises im Jahr 1994 somit mehr als verdop-
pelt, was die im Zeitverlauf insgesamt gewachsene Bedeu-
tung der „Hilfe zur Arbeit“ verdeutlicht. Die Ausgaben für 
die so genannten „einmaligen Leistungen“ im Rahmen der 
Hilfe zum Lebensunterhalt nahmen gegenüber 2002 um 
0,8% zu.

Setzt man die jährlichen Bruttoausgaben für die Hilfe zum 
Lebensunterhalt, die weitgehend von den Kommunen finan-
ziert werden, in Relation zu den kommunalen Einnahmen 
im selben Jahr, dann zeigt sich, dass seit 1980 die Ausga-
ben der Hilfe zum Lebensunterhalt weitaus stärker gestie-
gen sind als die kommunalen Einnahmen (siehe Schaubild 
10): So verdoppelte sich dieser Anteil zwischen 1980 und 

2003 nahezu (von 3,5% auf nunmehr 6,9%). Allerdings ist 
der Anteil gegenüber den in den Jahren 1997 und 1998 fest-
gestellten Höchstwerten (jeweils 7,3%) leicht zurückgegan-
gen. 

Für Maßnahmen der Hilfe in besonderen Lebenslagen
wurden 2003 in Deutschland netto 13,8 Mrd. Euro (+ 5,1% 
gegenüber 2002) aufgewendet, wobei insbesondere die 
Eingliederungshilfen für behinderte Menschen mit 9,6 Mrd. 
Euro (+ 5,8%) und die Leistungen für Pflegebedürftige, die 
so genannte „Hilfe zur Pflege“, mit 2,4 Mrd. Euro (keine Ver-
änderung zu 2002) sowie die Hilfe bei Krankheit mit 1,5 
Mrd. Euro (+ 9,2%) von Bedeutung waren. 

Das stufenweise Einsetzen der Pflegeversicherungsleistun-
gen spiegelt sich ebenfalls in der Entwicklung der Sozial-
hilfeausgaben wider. So waren die Nettoausgaben für die 
Hilfe zur Pflege zwischen 1994 (6,6 Mrd. Euro) und 1998 
(2,3 Mrd. Euro) stark rückläufig. Seitdem bewegen sich 
die Ausgaben der Sozialhilfe für Pflegebedürftige auf rela-
tiv konstantem Niveau (siehe Tabelle 8 auf S. 238). Die Aus-
gaben für Leistungen der sozialen Pflegeversicherung belie-
fen sich demgegenüber 2003 auf rund 17,5 Mrd. Euro. Im 
Bereich der ambulanten Pflege beliefen sich die Ausgaben 
der Pflegeversicherung 2003 auf 8,2 Mrd. Euro. Für vollstati-
onäre Pflege in Pflegeeinrichtungen erbrachte die Pflegever-
sicherung Leistungen in Höhe von 8,2 Mrd. Euro.

Die Unterscheidung der gesamten Sozialhilfeausgaben nach
Hilfen in und außerhalb von Einrichtungen ergibt folgen-
des Bild: Die reinen Ausgaben an Hilfeempfänger in Ein-
richtungen (z. B. Alten- und Pflegeheime, Werkstätten für 
behinderte Menschen) betrugen 2003 insgesamt 11,8 Mrd. 
Euro (+ 4,3% gegenüber 2002) und außerhalb von Einrich-
tungen 10,7 Mrd. Euro (+ 1,5% gegenüber 2002). Die Hilfe 
zum Lebensunterhalt wird größtenteils außerhalb von Ein-
richtungen (98%), die Hilfe in besonderen Lebenslagen hin-
gegen weitgehend in Einrichtungen geleistet (86%).

Tabelle 7: Ausgaben und Einnahmen der Sozialhilfe 2003 nach Hilfearten  

Insgesamt Außerhalb von Einrichtungen In Einrichtungen  

Hilfeart Brutto-
ausgaben 

Ein-
nahmen 

Reine 
Ausgaben 

Brutto-
ausgaben 

Ein-
nahmen 

Reine 
Ausgaben 

Brutto-
ausgaben 

Ein-
nahmen 

Reine 
Ausgaben 

Mill. EUR 

Hilfe zum Lebensunterhalt . . .  9 816,9 1 069,9 8 747,0 9 615,7 1 025,0 8 590,6 201,2 44,9 156,3 
Hilfe in besonderen 

Lebenslagen . . . . . . . . . . . . . . .  15 773,3 1 951,0 13 822,3 2 195,0 38,1 2 156,9 13 578,3 1 912,9 11 665,4 
Hilfe zur Pflege . . . . . . . . . . . . .  3 005,0 584,6 2 420,4 525,6 10,7 514,9 2 479,4 573,9 1 905,5 
Eingliederungshilfe für 

behinderte Menschen . . . .  10 929,9 1 330,1 9 599,8 750,9 12,5 738,4 10 179,0 1 317,6 8 861,4 
Hilfe bei Krankheit1) . . . . . . .  1 486,9 17,3 1 469,6 778,1 10,4 767,7 708,8 6,9 701,9 
Sonstige Hilfen . . . . . . . . . . . .  351,6 19,0 332,6 140,4 4,5 135,9 211,1 14,5 196,7 

 Insgesamt . . .  25 590,2 3 020,9 22 569,3 11 810,7 1 063,1 10 747,6 13 779,5 1 957,8 11 821,7 

Veränderung gegenüber 2002 in % 

Hilfe zum Lebensunterhalt . . .  – 0,1 + 0,2 –  0,2 + 0,0 + 0,0 + 0,0 – 6,0 + 4,9 – 8,7 

Hilfe in besonderen 
Lebenslagen . . . . . . . . . . . . . . .  + 6,4 + 16,8 + 5,1 + 8,0 + 4,2 + 8,1 + 6,1 + 17,0 + 4,5 

Hilfe zur Pflege . . . . . . . . . . . . .  + 2,1 + 12,1 – 0,0 + 8,3 – 7,6 + 8,7 + 0,9 + 12,5 – 2,2 

Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen . . . .  + 7,3 + 19,4 + 5,8 + 9,5 + 22,6 + 9,3 + 7,2 + 19,3 + 5,6 

Hilfe bei Krankheit1) . . . . . . .  + 9,2 + 3,4 + 9,2 + 6,5 – 4,0 + 6,6 + 12,3 + 16,8 + 12,3 

Sonstige Hilfen . . . . . . . . . . . .  + 5,2 + 4,1 + 5,3 + 8,3 + 14,1 + 8,1 + 3,2 + 1,3 + 3,4 

 Insgesamt . . .  + 3,8 + 10,3 + 3,0 + 1,4 + 0,2 + 1,5 + 5,9 + 16,7 + 4,3 

1) Einschl. Hilfe bei Sterilisation und Hilfe zur Familienplanung. 
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Bruttoausgaben für die Hilfe zum Lebensunterhalt
in Relation zu den kommunalen Einnahmen1)

Deutschland2)

1) Bereinigte Einnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände ohne Kranken-
häuser und Hochschulkliniken mit kaufmännischem Rechnungswesen und ohne
Zusatzversorgungskasse der Sozialversicherung. – 2) Bis einschl. 1990: früheres
Bundesgebiet.
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Tabelle 8: Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen bei der Sozialen Pflegeversicherung und Hilfe zur Pflege (Sozialhilfe) 
Mill. EUR 

Bruttoausgaben 

davon

ambulant1)

davon

Jahr 
insgesamt 

zusammen 
Pflegegeld 

andere 
Leistungen1)

vollstationär 
in Pflege- 

einrichtungen 

Verwaltungs-  
und sonstige 
Ausgaben2)

Einnahmen Nettoausgaben 

Soziale Pflegeversicherung3)

1995 5 295 4 718 3 073 1 644 – 577 9 002 – 3 7064)
1996 10 932 7 498 4 385 3 113 2 788 647 12 445 – 1 5134)
1997 15 132 7 686 4 333 3 353 6 503 943 15 900 – 7684)
1998 15 823 7 785 4 277 3 508 7 029 1 009 16 083 – 2604)
1999 16 357 8 187 4 227 3 960 7 169 1 002 16 356 1 

2000 16 718 8 224 4 201 4 023 7 472 1 022 16 523 195 
2001 16 890 8 105 4 134 3 971 7 745 1 040 16 843 47 
2002 17 345 8 230 4 152 4 079 8 014 1 101 16 917 429 
2003 17 468 8 177 4 090 4 087 8 183 1 136 16 844 624 

Hilfe zur Pflege nach dem Bundessozialhilfegesetz 

1994 9 062 879 586 293 8 183 –  2 463 6 599 

1995 8 934 590 284 307 8 344 –  2 670 6 264 
1996 7 100 464 150 313 6 636 –  2 277 4 823 
1997 3 500 404 135 269 3 095 –   991 2 509 
1998 3 001 415 130 284 2 586 –  717 2 284 
1999 2 901 439 124 315 2 461 –  581 2 320 

2000 2 876 439 119 319 2 438 –  569 2 308 
2001 2 905 481 126 355 2 424 –  556 2 349 
2002 2 943 506 162 344 2 436 –  522 2 421 
2003 3 005 543 166 377 2 462 –  585 2 420 

1) Einschl. teilstationärer Pflege. – 2) Einschl. vollstationärer Pflege in Behinderteneinrichtungen. – 3) Quelle: Bundesministerium für Gesundheit und Soziale 
Sicherung, Rechnungsergebnis unter Berücksichtigung  der zeitlichen Rechnungsabgrenzung; ohne private Pflegeversicherung. – 4) Einnahmenüberschuss. 

Tabelle 9: Übersicht über die Ausgaben und Einnahmen der Sozialhilfe 2003 nach Ländern 

Ausgaben Reine Ausgaben 

davon

Hilfe zum 
Lebensunterhalt 

Hilfe in besonderen Lebenslagen 

darunter ins-
gesamt 

Ver-  
änderung 

gegenüber 
Vorjahr zu-

sammen 

dar.: 
laufende 

Leistungen 
außerhalb 

von Ein-
richtungen 

zu-
sammen Hilfe

zur Pflege 

Eingliede-
rungshilfe 

für
behinderte 
Menschen 

Hilfe bei 
Krankheit1)

Ein-
nahmen ins-

gesamt 
je Ein-

wohner2)
Land

1 000 EUR % 1 000 EUR EUR 

Baden-Württemberg . .  2 323 240 + 9,8 808 930 679 994 1 514 310 324 248 1 012 159 137 108 346 642 1 976 016 185,05 

Bayern . . . . . . . . . . . . . . . .  3 101 197 + 5,2 810 732 645 618 2 290 466 500 214 1 594 488 168 053 504 283 2 596 914 209,47 

Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 991 800 + 4,2 1 004 150 825 837 987 650 274 876 512 297 174 687 149 858 1 841 942 543,10 

Brandenburg . . . . . . . . .  587 564 + 4,9 211 377 180 569 376 187 32 068 314 706 24 812 80 803 5 06 761 196,72 

Bremen . . . . . . . . . . . . . . .  436 655 + 0,5 221 555 184 507 215 100 47 924 122 090 38 157 32 748 403 907 609,49 

Hamburg . . . . . . . . . . . . .  961 479 – 1,9 417 405 340 456 544 074 133 811 290 110 97 899 67 025 894 454 516,23 

Hessen . . . . . . . . . . . . . . .  2 262 247 + 5,1 893 897 748 343 1 368 350 314 409 864 016 155 417 271 287 1 990 960 326,89 

Mecklenburg-
Vorpommern . . . . . . . .  448 334 + 6,4 192 233 160 691 256 102 19 585 209 524 20 608 49 849 398 485 229,30 

Niedersachsen . . . . . . . .  2 681 088 + 2,6 1 031 634 879 555 1 649 454  201 696 1 268 053 137 226 302 280 2 378 808 297,83 

Nordrhein-Westfalen . .  6 343 852 + 2,0 2 513 382 2 178 783 3 830 469 742 562 2 653 178 335 041 647 137 5 696 714 315,17 

Rheinland-Pfalz . . . . . . .  1 088 615 + 2,1 326 866 273 372 761 750 142 817 556 247 47 926 130 885  957 730 236,08 

Saarland . . . . . . . . . . . . . .  341 773 + 0,5 155 177 126 424 186 596 27 824 136 544 16 236 29 627 312 146 293,63 

Sachsen . . . . . . . . . . . . . .  789 201 + 5,8 358 385 296 978 430 815 48 305 345 907 30 423 104 073 685 128 158,07 

Sachsen-Anhalt . . . . . . .  653 994 + 5,4 264 043 220 299 389 951 34 258 323 273 30 978 86 799 567 194 223,71 

Schleswig-Holstein . . .  1 081 435 + 0,7 448 726 385 037 632 709 121 970 445 265 57 698 146 419 935 017 331,71 

Thüringen . . . . . . . . . . . .  497 691 + 11,3 158 385 128 885 339 306 38 399 282 008 14 631 71 091 426 600 179,06 

 Deutschland . . .  25 590 166 + 3,8 9 816 876 8 255 348 15 773 290 3 004 965 10 929 866 1 486 901 3 020 809 22 568 775 273,49 

Früheres Bundesgebiet 
(ohne Berlin) . . . . . . . .  20 621 581 + 3,4 7 628 303 6 442 089 12 993 279 2 557 474 8 942 150 1 190 761 2 478 335 18 142 665 276,72 

Neue Länder 
(ohne Berlin) . . . . . . . .  2 976 784 + 6,5 1 184 423 987 422 1 792 361 172 616 1 475 419 121 453 392 615 2 584 169 190,49 

1) Einschl. Hilfe bei Sterilisation und Hilfe zur Familienplanung. – 2) Bevölkerungsstand: Jahresdurchschnitt 2003. 
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Die Aufteilung der gesamten Sozialhilfeausgaben nach Bun-
desländern ist in Tabelle 9 dargestellt. Der größte Teil der 
reinen Sozialhilfeausgaben (80%) entfiel im Jahr 2003 mit 
18,1 Mrd. Euro auf das frühere Bundesgebiet (ohne Berlin); 
in den neuen Ländern (ohne Berlin) wurden netto 2,6 Mrd. 
Euro für Sozialhilfe ausgegeben. Die Betrachtung der Ausga-
ben bezogen auf die Einwohnerzahl ergibt folgendes Bild: 
Die reinen Sozialhilfeausgaben je Einwohner lagen 2003 
in Deutschland bei durchschnittlich 273 Euro; im Westen 
waren die Ausgaben je Einwohner mit 277 Euro wesentlich 
höher als im Osten mit 190 Euro. In Sachsen (158 Euro) und 
Thüringen (179 Euro) lagen die Pro-Kopf-Ausgaben unter 
dem ostdeutschen Durchschnitt.

Im Westen lassen sich drei Niveaubereiche feststellen: 

– In Baden-Württemberg und Bayern sind die Ausgaben 
mit 185 bzw. 209 Euro je Einwohner mit Abstand am 
geringsten. Auch in Rheinland-Pfalz sind die Ausgaben 
unterdurchschnittlich (236 Euro).

– In den anderen Flächenländern wurden überdurch-
schnittliche Ausgaben je Einwohner festgestellt, die sich 
auf einem Niveau zwischen 294 Euro (Saarland) und 332 
Euro (Schleswig-Holstein) bewegen.

– In den drei Stadtstaaten sind die Ausgaben je Einwohner 
schließlich am höchsten. In Bremen lagen sie mit 609 
Euro mehr als doppelt so hoch wie im West-Durchschnitt. 
In Hamburg und Berlin waren die Pro-Kopf-Ausgaben mit 
516 Euro bzw. 543 Euro etwas niedriger.

2 Leistungen nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz (AsylbLG)

Die Leistungen nach dem AsylbLG umfassen die Regelleis-
tungen und die besonderen Leistungen. Die Regelleistun-
gen dienen zur Deckung des täglichen Bedarfs und werden 
entweder in Form von Grundleistungen oder als Hilfe zum 
Lebensunterhalt gewährt:

– Grundleistungen nach § 3 AsylbLG sollen den notwendi-
gen Bedarf an Ernährung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, 
Gesundheits- und Körperpflege sowie Gebrauchs- und 
Verbrauchsgütern des Haushalts im notwendigen 
Umfang durch Sachleistungen decken. Unter besonderen 
Umständen können anstelle der Sachleistungen auch 
Wertgutscheine, andere vergleichbare unbare Abrech-
nungen oder Geldleistungen erbracht werden. Zusätzlich 
erhalten die Leistungsempfänger einen monatlichen 
Geldbetrag (Taschengeld) für die persönlichen Bedürf-
nisse des täglichen Lebens. Die so gewährte individuelle 
Hilfeleistung ist insgesamt geringer als die korrespondie-
renden Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt. 

– In besonderen Fällen erhalten die Leistungsberechtigten 
nach § 2 AsylbLG Hilfe zum Lebensunterhalt analog zu 
den Leistungen nach dem BSHG.

Die besonderen Leistungen werden in speziellen Bedarfs-
situationen gewährt und beinhalten andere Leistungen 

gemäß §§ 4 bis 6 AsylbLG und die Hilfe in besonderen 
Lebenslagen: 

– Zu den anderen Leistungen gemäß §§ 4 bis 6 AsylbLG 
gehören Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und 
Geburt, Leistungen für die Bereitstellung von Arbeitsge-
legenheiten sowie sonstige Leistungen.

– Hilfe in besonderen Lebenslagen wird in besonderen Fäl-
len gemäß § 2 AsylbLG analog zum BSHG gewährt. Dem-
nach ist Hilfe bei Krankheit, Hilfe bei Schwangerschaft 
und Mutterschaft sowie Hilfe zur Pflege zu gewähren. Die 
übrigen Hilfen können bewilligt werden, wenn dies im 
Einzelfall gerechtfertigt ist. 

Regelleistungen zur Deckung des täglichen Bedarfs nach 
dem AsylbLG erhielten zum Jahresende 2003 insgesamt 
264 000 Personen (siehe Tabelle 10). Die Empfänger leb-

ten in 141 000 Haushalten; in über der Hälfte der Fälle han-
delte es sich dabei um allein stehende Männer. Die Zahl 
der Leistungsempfänger ist gegenüber dem Vorjahr um 
5,2% zurückgegangen und liegt damit auf dem niedrigsten 
Stand seit Einführung der Asylbewerberleistungsstatistik im 
Jahr 1994. Rund 60% der Empfänger waren männlich, 40% 
weiblich. Über die Hälfte der Leistungsempfänger (140 000 
bzw. 53%) war jünger als 25 Jahre. Das Durchschnittsalter 
aller Hilfebezieher betrug 24,6 Jahre. Etwas mehr als die 
Hälfte der Regelleistungsempfänger war zum Jahresende 
2003 dezentral untergebracht, während knapp die Hälfte 
in Gemeinschaftsunterkünften oder Aufnahmeeinrichtun-
gen lebte. 

46,7% der Asylbewerber stammten aus Europa (siehe 
Schaubild 11), darunter insbesondere aus Serbien und 
Montenegro mit etwa 29% der Fälle (2002: 31%). Weitere 
9% der Asylbewerber hatten die Staatsangehörigkeit der 
Türkei (2002: 10%). Mit einem Anteil von knapp 6% kamen 

Tabelle 10: Empfänger/-innen von Regelleistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz am 31. Dezember 2003  

nach Altersgruppen und Geschlecht1)

Insgesamt Männlich WeiblichAlter
von . . .  bis  

unter . . .  Jahren Anzahl % Anzahl 

unter 7 . . . . . . . . . . . . . . . . . . 38 057 14,4 19 795 18 262 
7 – 11 . . . . . . . . . . . . . . . . . 21 982 8,3 11 346 10 636 

11 – 15 . . . . . . . . . . . . . . . . . 20 694 7,8 10 823 9 871 

15 – 18 . . . . . . . . . . . . . . . . . 16 022 6,1 9 583 6 439 
18 – 21 . . . . . . . . . . . . . . . . . 19 019 7,2 13 224 5 795 

21 – 25 . . . . . . . . . . . . . . . . . 23 831 9,0 16 510 7 321 

25 – 30 . . . . . . . . . . . . . . . . . 31 421 11,9 20 854 10 567 

30 – 40 . . . . . . . . . . . . . . . . . 52 706 19,9 32 603 20 103 

40 – 50 . . . . . . . . . . . . . . . . . 26 180 9,9 15 676 10 504 

50 – 60 . . . . . . . . . . . . . . . . . 8 359 3,2 4 428 3 931 
60 – 65 . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 266 0,9 954 1 312 

65 und älter . . . . . . . . . . . . . 3 703 1,4 1 453 2 250 

 Insgesamt . . . 264 240 100 157 249 106 991 

Durchschnittsalter 
(in Jahren) . . . . . . . . . . . . . 24,6 X 24,8 24,2 

1) Neben diesen Regelleistungen wurden zum Jahresende 2003 noch in  
103 147 Fällen besondere Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (z. B. bei Krankheit, Schwangerschaft oder Geburt) gewährt. 
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2003 die drittmeisten Empfänger von Asylbewerberleistun-
gen aus dem Irak, 5% der Empfänger kamen aus Afghanis-
tan. 

Neben den vorgenannten Regelleistungen wurden noch 
103 000 Fälle zur Statistik gemeldet, denen zum Jahresende 
2003 besondere Leistungen nach dem AsylbLG gewährt 
wurden (– 9,8% gegenüber 2002).17) Hierbei handelte es 
sich beinahe ausschließlich um Leistungen bei Krankheit, 

Schwangerschaft oder Geburt. Die Empfänger besonderer 
Leistungen waren im Durchschnitt 25 Jahre alt; 57% waren 
männlich.

Die Bruttoausgaben für Leistungen nach dem AsylbLG 
betrugen im Jahr 2003 in Deutschland 1,44 Mrd. Euro, nach 
Abzug der Einnahmen in Höhe von 87,5 Mill. Euro beliefen 
sich die reinen Ausgaben auf rund 1,35 Mrd. Euro (siehe 
Tabelle 11). Gegenüber dem Vorjahr gingen die Nettoausga-

17) Die Empfänger besonderer Leistungen erhalten in den allermeisten Fällen auch zugleich Regelleistungen.
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ben somit um fast 8,8% zurück. Der größte Teil der Gesamt-
ausgaben wurde für Regelleistungen aufgewandt (1,06 Mrd. 
Euro), also zur Deckung des täglichen Bedarfs der Asylbe-
werber (Unterkunft, Kleidung, Essen usw.). Für besondere 
Leistungen wurden im Jahr 2003 rund 0,38 Mrd. Euro aus-
gegeben. 

Tabelle 11: Ausgaben und Einnahmen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz nach Hilfearten 

2003 2002 
2003 

gegenüber 
2002 

Ausgaben nach Hilfearten 
–––––––––––– 
Einnahmen 

Mill. EUR % Mill. EUR % 

Bruttoausgaben 
Regelleistungen . . . . . . .  1 055,9 73,3 1 197,4 – 11,8 

Grundleistungen . . . .  841,7 58,5 971,5 – 13,4 

Sachleistungen . . . .  329,0 22,9 411,9 – 20,1 

Wertgutscheine . . . .  80,0 5,6 89,9 – 11,1 

Geldleistungen für 
persönliche Be-
dürfnisse . . . . . . . .  65,4 4,5 76,8 – 14,8 

Geldleistungen für 
den Lebensunter-
halt . . . . . . . . . . . . . .  367,3 25,5 392,9 –  6,5 

Hilfe zum Lebens-
unterhalt . . . . . . . . . .  214,3 14,9 226,0 – 5,2 

Besondere Leistungen .  383,9 26,7 387,2 – 0,9 

Andere Leistungen . .  329,7 22,9 347,0 – 5,0 

Leistungen bei Krank-
heit, Schwanger-
schaft und Geburt  291,7 20,3 306,9 – 5,0 

Arbeitsgelegenheiten 12,6 0,9 13,3 – 5,7 

Sonstige Leistungen  25,5 1,8 26,7 – 4,6 

Hilfe in besonderen 
Lebenslagen . . . . . . .  54,1 3,8 40,3 + 34,3 

 Insgesamt . . .  1 439,8 100 1 584,7 – 9,1 

Einnahmen . . . . . . . . . . . . . .  87,5 6,1 102,3 – 14,5 

Reine Ausgaben . . . . . . . . .  1 352,3 93,9 1 482,3 –  8,8 
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Die Materialflussrechnungen bilden mit der Erfassung phy-
sischer Ströme zwischen Wirtschaft und Umwelt eine wich-
tige Datenbasis für eine nachhaltige Politik. Sie stellen ein 
zentrales Element der Umweltökonomischen Gesamtrech-
nungen (UGR) dar und ergänzen damit die umfassende 
Beschreibung des Wirtschaftsprozesses aus monetärer 
Sicht, wie sie die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen (VGR) liefern. Im Beitrag werden die Rahmenbedin-
gungen und die wesentlichen konzeptionellen Grundlagen 
der Materialflussrechnungen erläutert, wobei ein besonde-
res Augenmerk auf der Betrachtung des gesamtwirtschaft-
lichen Rohstoffeinsatzes liegt. Darüber hinaus werden 
national und international gebräuchliche Indikatoren des 
Materialeinsatzes aufgezeigt, weiterführende Analysen prä-
sentiert und an Beispielen die Aussagemöglichkeiten der 
Ergebnisse beschrieben.

1 Rohstoffeinsatz und
Nachhaltigkeitspolitik

„Die Versorgungslage auf den Öl- und Gasmärkten spitzt 
sich zu. Die Zeichen mehren sich, dass bereits früher als 
erwartet mit einer Verknappung von Öl zu rechnen ist.“1)
„...  der Verbrauch von Aluminium und Kupfer in China 
(ist) bereits größer als der in Westeuropa. Chinas Eisenerz-
importe sind in diesem Jahr schon um 30 Prozent gestiegen; 
das Reich der Mitte ist zum weltgrößten Stahlproduzenten 

aufgestiegen ...   . Darüber hinaus steht China bereits für 
ein Drittel des weltweiten Verbrauchs an Kohle, für sieben 
Prozent des weltweiten Ölkonsums und für 40 Prozent des 
Zementverbrauchs. Diese immense Nachfrage ist mitver-
antwortlich für den starken Preisanstieg bei verschiedenen 
Rohstoffen ...“2) So oder ähnlich lauten aktuelle Meldun-
gen der Wirtschaftspresse. Wie nach der ersten Ölkrise zu 
Beginn der 1970er-Jahre rückt der Verbrauch von Rohstoffen 
und die daraus resultierende Reichweite der Reserven der-
zeit wieder verstärkt in den Mittelpunkt des Interesses. Mit  
Blick auf das Prinzip der Nachhaltigkeit, also der Vorsorge 
mit dem Ziel, die Funktionen der Natur für kommende Gene-
rationen zu erhalten, stellt sich die Frage, wie eine solche 
Politik aussehen muss und welche Informationen als Basis 
für eine Politik der Nachhaltigkeit erforderlich sind.

Die Bundesregierung hat in ihrer Nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie hierzu Aussagen gemacht und Ziele festge-
legt. Bezüglich des Energie- und Rohstoffeinsatzes wird bei-
spielsweise eine Verdoppelung der Effizienz bis zum Jahr 
2020 angestrebt.3) In der wissenschaftlichen Diskussion 
ist die effizientere Rohstoffnutzung unter dem Schlagwort 
„Faktor Vier“ bekannt geworden, der besagt, dass bei ver-
doppeltem Wohlstand der Rohstoffeinsatz halbiert werden 
soll.4) An dieser Vision will sich auch die Bundesregierung 
langfristig orientieren.5) Auch auf internationaler Ebene sind 
vergleichbare Bemühungen im Gange. So hat etwa der G8-
Gipfel im Juni 2004 eine Initiative angestoßen, die im Hin-

Dipl.-Volkswirtin Ursula Lauber

Gesamtwirtschaftlicher
Rohstoffeinsatz im Rahmen 
der Materialflussrechnungen

 1) http://www.nachhaltigkeitsrat.de/aktuell/news/2004/08-12_07/content.html.
 2) http://www.handelsblatt.com, Meldung vom 7. Dezember 2004.
 3) Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland (Hrsg.): „Perspektiven für Deutschland – Unsere Strategie für eine nachhaltige Entwicklung“, Berlin 2002, S. 93.
 4) Weizsäcker, E. U. von/Hunter, A. B./Lovins, L. H.: „Faktor Vier – Doppelter Wohlstand – halbierter Naturverbrauch ... Der neue Bericht an den Club of Rome“, München 1995.
 5) Siehe Fußnote 3.
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blick auf den Materialverbrauch ein „Reduzieren, Wieder-
verwenden, Recyclen“ zum Ziel hat – beschlossen unter 
dem Schlagwort 3R-Initiative (“Reduce, Reuse and Recy-
cle”).

Die generelle Zielsetzung einer nachhaltigen Entwicklung 
erfordert einen ganzheitlichen Politikansatz. Das heißt 
eine Nachhaltigkeitspolitik darf nicht bei der unverbunde-
nen Betrachtung einzelner Aspekte und des jeweiligen Ziel-
erreichungsgrades stehen bleiben. Der Kernpunkt ist die 
Integration, das heißt gleichzeitige Erreichung von Ziel-
setzungen in den Politikbereichen Wirtschaft, Umwelt und 
Soziales. Nachhaltigkeitspolitik ist insoweit kein eigenstän-
diger Politikansatz. Ihr Gegenstand ist vielmehr die Koor-
dinierung der verschiedenen Sektorpolitiken mit der Auf-
gabe, die Zielkonflikte, die sich zwischen den genannten 
Bereichen der Nachhaltigkeitspolitik (Ökonomie, Umwelt, 
Soziales) sowie innerhalb der drei Aufgabenbereiche erge-
ben, auszubalancieren und bestmögliche Lösungen zu fin-
den. Das heißt bei der Entscheidung über Maßnahmen, die 
auf einen Teilbereich abzielen, müssen zugleich die Wirkun-
gen auf die anderen Teile und damit auf die Gesamtstrate-
gie mit berücksichtigt werden. Die einem solchen Politikan-
satz zugrunde liegende Analyse erfordert möglichst eine 
alle Bereiche integrierende Datenbasis.6)

Eine solche Datenbasis ist mit den Umweltökonomischen 
Gesamtrechnungen (UGR) und ihrer engen Anbindung an 
die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) für die 
Zusammenhänge zwischen Umwelt und Wirtschaft geschaf-
fen worden. Durch ihren homogenen und konsistenten
methodischen Rahmen ermöglichen sie die Analyse von 
Querbeziehungen zwischen verschiedenen Aspekten der 
Nachhaltigkeit. Zentrales Element der UGR sind die Mate-
rial- und Energieflussrechnungen, die den Rahmen für eine 
vollständige Bilanzierung der Materialströme bilden. Im fol-
genden Kapitel 2 wird diese gesamtwirtschaftliche Darstel-
lung erläutert und ihre Bedeutung für die UGR auf nationaler 
und internationaler Ebene verdeutlicht. Wichtige Teilberei-
che der Materialflussrechnungen, wie etwa die Berechnun-
gen zu Emissionen oder Energie, wurden bereits in früheren 
Ausgaben dieser Zeitschrift vorgestellt7), daher konzentrie-
ren sich die Kapitel 3 bis 6 auf verschiedene Aspekte der 
Materialentnahme aus der Umwelt und des Rohstoffver-
brauchs.

2 Vollständige Bilanzierung
der Materialströme

2.1 Konzeptionelle Grundlagen

Wesentliche Umweltprobleme entstehen dadurch, dass
große Mengen von Energieträgern, mineralischen Rohstof-
fen sowie sonstigen Materialien aus der Umwelt entnom-
men werden, dann in Produktionsprozessen und durch den 
Konsum der privaten Haushalte verändert oder verbraucht 

werden und schließlich wieder als Emissionen (Abwas-
ser, Luftverunreinigungen u. Ä.) oder in anderer Form (z. B. 
Abraum) an die Umwelt abgegeben werden. In den traditi-
onellen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) fin-
den diese Materialströme nur zum Teil ihren Niederschlag. 
Für die vollständige Darstellung müssen aber auch solche 
Ströme erfasst und als Teil der Wirtschaft dargestellt wer-
den, die nicht in monetären (in Euro), wohl aber in physi-
schen Einheiten [z. B. in Tonnen (t)] gemessen werden kön-
nen (z. B. die Emission von Schadstoffen in die Luft). Die 
Zielsetzung der Materialflussrechnungen insbesondere im 
Hinblick auf das Konzept der „Nachhaltigen Entwicklung“ 
besteht in der statistischen Erfassung dieser durch wirt-
schaftliche Tätigkeiten verursachten Materialflüsse zwi-
schen der Wirtschaft und der Umwelt sowie innerhalb der 
Ökonomie.

Die die Grenzen zwischen Umwelt und Wirtschaft über-
schreitenden Materialflüsse werden im gesamtwirtschaftli-
chen Materialkonto und seinen Teilsystemen für Rohstoffe, 
Energie, Wasser, Luftemissionen, Abfälle erfasst. Material-
flüsse innerhalb der Wirtschaft sind dagegen Gegenstand 
der physischen Input-Output-Tabellen. Die Bilanzierung der 
internen und der „grenzüberschreitenden“ Materialströme 
bilden zusammen das Kernstück der UGR, die wiederum als 
Satellitensystem zu den VGR die Verbindung von Umwelt 
und Wirtschaft herstellen. Natürliche Flüsse in ein oder aus 
einem geographischen Territorium (z. B. grenzüberschrei-
tender Zustrom von Wasser durch Flüsse oder grenzüber-
schreitender Transport von Luftschadstoffen) werden nicht 
einbezogen.

Einen methodischen Überblick über das Gesamtsystem der 
Material- und Energieflussrechnungen zeigt Schaubild 1. 
Die monetären und physischen Input-Output-Tabellen bil-
den den konzeptionellen Rahmen für diese Art von Berech-
nungen. Die physischen Input-Output-Tabellen (PIOT) bilden 
sozusagen das mengenmäßige Spiegelbild der monetären 
Input-Output-Tabelle (MIOT), stellen also Aufkommen und 
Verwendung von Gütern dar, erfassen aber zusätzlich die 
Inputs, die von der Umwelt zum wirtschaftlichen System 
fließen (Rohstoffe, Wasser, Sauerstoff usw.), und umge-
kehrt die Outputs, die die Wirtschaft an die Umwelt abgibt, 
wie Luftemissionen, Abfall, Abwasser und andere Abgaben. 
Die physischen Input-Output-Tabellen umfassen auch Mate-
rialverflechtungstabellen mit einer detaillierten Gliederung 
nach Produktionsbereichen und Konsumaktivitäten sowie 
nach Materialkategorien. Sie liefern damit eine sehr umfas-
sende Beschreibung der Materialflüsse im Zusammenhang 
mit den ökonomischen Aktivitäten.

Im Einzelnen gehören zum Gesamtsystem der Material- und 
Energieflussrechnungen eine zusammenfassende Über-
sicht in Form des gesamtwirtschaftlichen Materialkontos, 
das Materialströme aus der Natur und der übrigen Welt in 
die inländische Wirtschaft sowie umgekehrt Materialströme 
aus der Wirtschaft in die Natur und die übrige Welt in phy-

 6) Siehe Steurer, A.: “The use of National Accounts in developing SD Indicators”, Second Meeting of the ESS Task Force on Methodological Issues for Sustainable Development Indicators, Feb-
ruar 2003, Eurostat 2003.

 7) Schoer, K./Flachmann, C.: „Wasser in den Umweltökonomischen Gesamtrechnungen“ in WiSta 11/1999, S. 891 ff., Thomas, J.: „Luftemissionsentwicklung der Produktionsbereiche“ in 
WiSta 1/1996, S. 40 ff., Ragaly, S./Heinze, A.: „Material- und Energiefluß-Informationssystem“ in WiSta 3/1998, S. 259 ff.
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sischen Einheiten (in der Regel in Tonnen) darstellt. Die 
Module zu Energie, Rohstoffen, Wasser, Abfall (noch unvoll-
ständig) und Luftemissionen zeigen das Aufkommen und 
die Verwendung dieser Stoffe, gegliedert nach wirtschaftli-
chen Aktivitäten und Arten von Stoffen. Die methodischen 
Grundlagen für diese Bausteine entsprechen den Vorgaben 
der Europäischen Union (EU)8) und des SEEA 20039) (Nähe-
res siehe unter Abschnitt 2.2).

Zwischen dem gesamtwirtschaftlichen Materialkonto und 
den physischen Input-Output-Tabellen, wie sie für die Jahre 
1990 (früheres Bundesgebiet) und 1995 (Deutschland) 
erstellt wurden, gibt es allerdings einige wichtige Unter-
schiede:

– Das Materialkonto betrachtet nur solche Materialflüsse, 
die mit einer Überschreitung der Systemgrenze zwischen 
Umwelt und Wirtschaft verbunden sind. Materialflüsse 
innerhalb des wirtschaftlichen Systems (also zwischen 
den Produktionsbereichen bzw. den Kategorien der letz-
ten Verwendung) werden im Gegensatz zu den physi-
schen Input-Output-Tabellen nicht erfasst. Damit hat 
das Materialkonto eher bilanzierenden Charakter für die 
Volkswirtschaft insgesamt und die physischen Input-Out-
put-Tabellen eher bilanzierenden Charakter für die inter-

nen Vorgänge und Verflechtungen. Die beiden Betrach-
tungsweisen zielen damit auf jeweils unterschiedliche 
Fragestellungen.

– Auf der Materialentnahmeseite wird bei den physischen
Input-Output-Tabellen die land- und forstwirtschaftliche 
Produktion pflanzlicher Biomasse, entsprechend der 
Abgrenzung der Produktion in den VGR, als Teil des wirt-
schaftlichen Systems betrachtet, während die übrige Bio-
masse der Umwelt zugeordnet wird und somit außerhalb 
des Systems liegt. Da die Land- und Forstwirtschaft somit 
in den physischen Input-Output-Tabellen einen großen 
Teil der für das Biomassewachstum notwendigen Materi-
alien wie Regenwasser, Kohlendioxid und Sauerstoff aus 
dem nicht produzierten Naturvermögen bezieht, stellen 
die von den Kulturpflanzen aufgenommenen Nährstoffe 
und Wasser den Input dieser Bereiche dar. Der Zuwachs 
an stofflicher Masse wird als Vorratsaufbau von produ-
ziertem Naturvermögen gebucht.

 Im Materialkonto wird dagegen das Wachstum der Pflan-
zenproduktion der Umwelt zugerechnet, sodass nur die 
Entnahme von Produkten in Form von Ernte, Holzein-
schlag usw. einen Übergang in das wirtschaftliche Sys-
tem darstellt. Deren Entstehung und der Bestand selbst 

Schaubild 1

Gesamtsystem von Material- und Energieflussrechnungen

Gesamtwirtschaftliches Materialkonto
Entnahme von Material aus der und Abgaben von Material an die Umwelt 

nach Materialarten
Tonnen

Andere Berechnungen
für wirtschaftliche Aktivitäten 

Siedlungs- und Verkehrsfläche, Verkehrsleistungen, Umweltsteuern usw.

Monetäre

Input-Output-

Tabellen

(MIOT)
Aufkommen und Ver-
wendung von Gütern,

monetäre Verflech-
tungen innerhalb der 

Wirtschaft nach 
wirtschaftlichen

Aktivitäten

Euro

Physische 

Input-Output-

Tabellen

(PIOT)
Entnahmen aus der/

Abgaben an die 
Umwelt, physische 

Verflechtungen inner-
halb des wirtschaft-
lichen Systems nach 

wirtschaftlichen 
Aktivitäten und 
Materialarten

Tonnen

Energie
Aufkommen und Verwendung von

 Energie nach wirtschaftlichen
Aktivitäten und Energieträgern

Petajoule

Wasser
Aufkommen und Verwendung von

Wasser und Abwasser, Wasserflüsse
innerhalb der Wirtschaft 

nach ökonomischen Aktivitäten und 
Wasserarten

m3

Luftemissionen
Abgabe von Luftemissionen an die

Umwelt nach wirtschaftlichen
Aktivitäten und Art der Luftemissionen

Tonnen

Rohstoffe
Aufkommen und Verwendung von
Rohstoffen nach wirtschaftlichen

Aktivitäten und Materialarten
Tonnen

Abfall
Abfallaufkommen nach 

wirtschaftlichen Aktivitäten
und Abfallarten

Tonnen

Materialflüsse 
auf regionaler Ebene

Materialkonto, Energie,
Luftemissionen, 

Wasser auf Länderebene
Tonnen

 8) Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) (Hrsg.): “Economy-wide material flow accounts and derived indicators – A methodological guide”, Luxemburg 2001.
 9) Vereinte Nationen, Europäische Kommission, Internationaler Währungsfonds, Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Weltbank (Hrsg.): “Handbook of National 

Accounting: ‘Integrated Environmental and Economic Accounting 2003 (SEEA 2003)’ ”, Veröffentlichung in Vorbereitung; siehe auch http://unstats.un.org/unsd/envAccounting/
seea2003.pdf.
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werden als Teil der Umwelt erachtet. Entsprechend wird 
die Ausbringung von Saatgut, Dünger und Pflanzen-
schutzmitteln als eine unmittelbare Abgabe an die Natur 
(Stoffausbringung) angesehen. Bei dieser Sichtweise 
werden die von den Pflanzen erbrachten Photosynthese-
Leistungen nicht als Materialentnahme bzw. -abgabe 
und deren damit zusammenhängendes Biomassewachs-
tum nicht als Zunahme des Materialbestandes bilanziert 
(„biologischer Metabolismus“). Da die hochkomplexen 
Stoffwechselvorgänge ohnehin nicht mit hinreichender 
Genauigkeit zu modellieren sind und die Angaben in die-
sem Bereich folglich nicht so gut abgesichert sein kön-
nen, wie die Angaben im Güterbereich und bei den emit-
tierten Rest- und Schadstoffen, liegen die Vorteile der 
Vorgehensweise des Materialkontos auf der Hand10).

– Auch in der Betrachtung des Abfalls unterscheiden sich 
Materialkonto und physische Input-Output-Tabellen. 
Im Materialkonto werden die bei der Verbrennung von 
Abfall freigesetzten Emissionen, das Deponiegas sowie
Sickerwasser aus Deponien ebenso als Materialabgaben 
gebucht wie der kompostierbare Abfall in seiner Gesamt-
heit (in der Annahme, dass das anfallende Material auch 
tatsächlich als Kompost wieder ausgebracht wird), dage-
gen wird der deponierte Abfall wie bereits erwähnt nicht 
als Materialabgabe an die Umwelt, sondern als Mate-
rialverbleib innerhalb des wirtschaftlichen Systems 
erachtet. In den physischen Input-Output-Tabellen wird 
demgegenüber auch der auf so genannten geordneten 
Deponien abgelagerte Abfall als Materialabgabe an die 
Umwelt angesehen. Die freigesetzten Emissionen dürfen 
demzufolge nicht erfasst werden, da es sich dabei um 
Doppelzählungen handeln würde.

Dennoch sind beide Rechenwerke grundsätzlich ineinander 
überführbar. Die physischen Input-Output-Tabellen sind ver-
gleichbar mit einer Bruttodarstellung, die alle internen und
grenzüberschreitenden Transaktionen umfasst, während 
das Materialkonto „netto“ nur die zuletzt genannten Vor-
gänge einbezieht. Wegen des erheblichen Arbeitsaufwan-
des liegen derzeit keine aktuellen physischen Input-Out-
put-Tabellen vor. Bei zukünftigen Arbeiten muss gleichwohl 
geprüft werden, inwieweit Anpassungen sinnvoll sind bzw. 
inwieweit Angaben zur Überleitung der Daten von einem 
zum anderen Berichtsmodul die Zusammenhänge besser 
verdeutlichen können.

Wesentlich für die Material- und Energieströme ist zunächst 
die Betrachtung der Volkswirtschaft als Ganzes. Diese 
Betrachtung wird im zweiten Schritt untersetzt durch die 
Gliederung nach Materialarten und im dritten Schritt durch 
die Gliederung nach wirtschaftlichen Einheiten (und gege-
benenfalls zusätzlich nach Materialarten). Dabei können 
sowohl Wirtschaftsbereiche als auch Produktionsbereiche 
(entsprechend der bestehenden monetären Input-Output-
Rechnung) Grundlage des Nachweises der Materialströme 
sein. Rohstoffe (Energieträger und sonstiges Material) wer-
den in Produkte oder Produktgruppen umgewandelt, es ent-
stehen dabei Belastungen der Umwelt, zum Beispiel Luft-

emissionen, Abfall und Abwasser. Zugleich liegen auch die 
monetären Daten aus den „traditionellen“ VGR nach Pro-
duktions- oder Wirtschaftsbereichen gegliedert vor. Diese 
einheitliche Gliederung ermöglicht es Querbeziehungen 
zwischen ökonomischen und umweltbezogenen Größen 
herzustellen und Interdependenzen zu analysieren. Hin-
sichtlich der UGR ist deshalb die Erfassung und Darstellung 
der durch die wirtschaftlichen Aktivitäten (in gleicher Glie-
derung der Bereiche wie in den VGR) ausgelösten Material- 
und Energieströme von wesentlicher Bedeutung. Diese Art 
der Darstellung ist zugleich eine, die sich von bislang übli-
chen, eher technisch ausgerichteten Betrachtungen von 
Stoffströmen (z. B. Emissionen nach Bereichen, wie Indus-
trieprozesse, Industriefeuerungen, Straßenverkehr, sonsti-
ger Verkehr usw.) unterscheidet.

Nur durch eine einheitliche methodische Abgrenzung und 
eine harmonisierte Gliederung der Ergebnisse ist es mög-
lich neben der Darstellung von absoluten Kenngrößen wei-
tere Indikatoren zu entwickeln, bei denen verschiedene Grö-
ßen zueinander in Beziehung gesetzt werden. So ist es in 
der Ökonomie gängige Praxis, die wirtschaftliche Leistung 
(Bruttowertschöpfung) zu den eingesetzten Produktions-
faktoren Arbeit oder Kapital in Beziehung zu setzen. In den 
UGR wird die wirtschaftliche Leistung in Relation zu den ein-
zelnen in physischen Einheiten gemessenen Mengen der 
Umwelteinsatzfaktoren gesetzt. Auf diese Weise lassen sich 
– ähnlich wie bei der Betrachtung der wirtschaftlichen Ein-
satzfaktoren Arbeit und Kapital – so genannte Produktivitä-
ten errechnen.

Die so ermittelten Produktivitäten können als Maß für die 
Effizienz der Nutzung der verschiedenen Bestandteile des 
Produktionsfaktors Umwelt herangezogen werden. Die Ent-
wicklung der Effizienz ist unter dem Nachhaltigkeitsblick-
winkel von besonderem Interesse, da sich Konflikte zwi-
schen Umweltzielen und ökonomischen Zielen am ehes-
ten durch Effizienzsteigerungen lösen bzw. abmildern las-
sen. Die Beobachtung der Entwicklung dieser Größen über 
längere Zeiträume kann darüber Auskunft geben, wie sich 
das Verhältnis dieser Faktoren u. a. durch technischen Fort-
schritt verändert, ob also zum Beispiel der Einsatz von Kapi-
tal eher zur Entlastung des Faktors Arbeit oder des Faktors 
Umweltinanspruchnahme führt. Zusammen mit der Ent-
wicklung der absoluten Mengen kann so gezeigt werden, ob 
eine Entwicklung hin zu einem schonenderen Umgang mit 
der Umwelt stattgefunden hat.

2.2 Gesamtwirtschaftliches Materialkonto

Die Berechnung von Material- und Energieflüssen ist auch 
im internationalen Rahmen für die datenmäßige Erfassung 
von Zusammenhängen zwischen Wirtschaft und Umwelt 
von zentraler Bedeutung. Das wird beispielsweise in dem 
gemeinsam von den Vereinten Nationen, der Europäischen 
Kommission, dem Internationalen Währungsfonds, der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) und der Weltbank herausgegebenen Hand-
buch zu Integrierten Umweltökonomischen Gesamtrech-

10) Schweinert, S.: „Nationales Handbuch Materialkonto“, Band 13 der Schriftenreihe „Beiträge zu den Umweltökonomischen Gesamtrechnungen“, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 
2004, S. 16.
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nungen (SEEA 2003)11) deutlich. Auch auf EU-Ebene wer-
den in verschiedenen Handbüchern detailliert Methoden 
und Abgrenzungen von Umweltrechnungen dargestellt. Das 
Handbuch zum gesamtwirtschaftlichen Materialkonto12)
stellt den konzeptionellen Rahmen dar, erläutert die ein-
zelnen Positionen auf der Entnahme- und Abgabeseite der 
Bilanz und präsentiert Indikatoren, die von diesen Daten 
abgeleitet werden können.

Vom Statistischen Bundesamt werden Ergebnisse von Mate-
rialflussrechnungen bereits seit 1993 veröffentlicht. Auf-
grund dieses Vorlaufs vor der europäischen und der inter-
nationalen Entwicklung hatten sich einige methodische 
Unterschiede zwischen dem deutschen und dem vom Sta-
tistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) 
entwickelten Konzept ergeben. Im Rahmen eines von der 
EU unterstützten Projekts wurden diese inhaltlichen Abwei-
chungen geprüft und entsprechende Anpassungen vorge-
nommen, sodass nunmehr das deutsche gesamtwirtschaft-
liche Materialkonto den europäischen Vorgaben entspricht 
und somit die Vergleichbarkeit auf EU-Ebene gegeben ist. 
Auf der Entnahmeseite werden danach folgende Hauptkate-
gorien unterschieden:

– Verwertete inländische Entnahme, untergliedert in abio-
tische und biotische Rohstoffe, 

– Entnahme von Gasen (insbesondere für Verbrennungs-
prozesse, Industrieprozesse),

– Einfuhr von Rohstoffen, Halb- und Fertigwaren, 

– nicht verwertete Entnahme (Abraum, Bergematerial, 
Bodenaushub, nicht verwertete Biomasse).

Auf der Abgabeseite des Materialkontos sind die wichtigs-
ten Positionen:

– Inländische Abgabe nach Verwertung, wobei Luftemis-
sionen, Emissionen ins Abwasser, die Ausbringung von 
Produkten (Saatgut, Dünger, Streusalz) und die Abgabe 
von sonstigen Gasen unterschieden werden,

– Ausfuhr in gleicher Gliederung wie die Einfuhr,

– nicht verwertete inländische Abgabe, die der nicht ver-
werteten inländischen Entnahme entspricht.

Eine weitere, bislang noch nicht gefüllte Kategorie sind die 
indirekten Flüsse bezüglich der Im- bzw. der Exporte, also 
der Materialeinsatz in den vorgelagerten Produktionsstufen 
der Im- und Exportgüter. Auf diesen Aspekt wird an späterer 
Stelle noch näher eingegangen.

Der Saldo zwischen Entnahmen aus der und Abgaben an die 
Umwelt kann als Materialverbleib im wirtschaftlichen Sys-

tem interpretiert werden. Dies gilt auch für den deponierten 
Abfall, der zumindest in Deutschland grundsätzlich kontrol-
liert abgelagert wird und insoweit nicht als eine Abgabe an 
die Umwelt gesehen wird. Emissionen aus Deponien in die 
Luft oder ins Wasser sind hingegen bei den Abgaben ein-
bezogen (siehe Abschnitt 2.1). Ob der deponierte Abfall 
als Abgabe an die Umwelt oder als Verbleib im wirtschaftli-
chen System gebucht wird, ist im EU-Handbuch freigestellt. 
Nicht alle Länder verfahren in gleicher Weise wie Deutsch-
land, insbesondere solche nicht, bei denen zumindest teil-
weise davon auszugehen ist, dass Abfall so abgelagert wird, 
dass keine Kontrolle mehr über Ort und Zusammensetzung 
besteht.

Schaubild 2 zeigt das Materialkonto in verkürzter Form mit 
Ergebnissen für das Jahr 2002. Die Daten werden aus unter-
schiedlichen Quellen zusammengestellt. Von besonde-
rer Bedeutung sind dabei die Statistiken über Produktion, 
Außenhandel, Land- und Forstwirtschaft, Fischerei sowie 
Umwelt, die beim Statistischen Bundesamt13) erstellt wer-
den. Außerdem werden Veröffentlichungen des Wirtschafts- 
und des Landwirtschaftsministeriums14) sowie Verbandsta-
tistiken herangezogen und die Daten an einigen Stellen 
durch Schätzungen ergänzt15).

11) Siehe Fußnote 9.
12) Siehe Fußnote 8.
13) Siehe Fachserie 3 „Land- und Forstwirtschaft, Fischerei“, Reihe 1 „Ausgewählte Zahlen für die Agrarwirtschaft“, Reihe 2 „Betriebs-, Arbeits- und Einkommensverhältnisse“ und Reihe 3 

„Landwirtschaftliche Bodennutzung und pflanzliche Erzeugung“; Fachserie 4 „Produzierendes Gewerbe“, Reihe 3.1 „Produktion im Produzierenden Gewerbe“; Fachserie 7 „Außenhan-
del“, Reihe 1 „Zusammenfassende Übersichten für den Außenhandel“; Fachserie 19 „Umwelt“, Reihe 1 „Abfallentsorgung“, Reihe 2.1 „Öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbesei-
tigung“ und Reihe 2.2 „Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in der Industrie“.

14) Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (Hrsg.): „Der Bergbau in der Bundesrepublik – Bergwirtschaft und Statistik“; Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Land-
wirtschaft (Hrsg.): „Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten“.

15) Detaillierte Angaben zu Quellen und Berechnungsmethoden enthält Anhang I der Veröffentlichung von Schweinert, S. (Fußnote 10).

Materialkonto 20021)
Schematische Darstellung

Mill. t

Schaubild 2
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1) Entnahmen und Abgaben von Material ohne Wasser. – 2) Ohne besondere 
überwachungspflichtige Abfälle. – 3) Einschl. Emissionen im Abwasser, dissipa-
tive Verluste und Abgabe von sonstigen Gasen. 
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Wie oben erläutert, wurden die Teilbereiche Energie, Luft-
emissionen und Wasserflüsse bereits in anderen Beiträgen 
in dieser Zeitschrift näher betrachtet.16) Die folgenden Kapi-
tel konzentrieren sich daher auf die Entnahmeseite des Kon-
tos, also auf die verwertete Entnahme von Rohstoffen und 
die Einfuhr. Diese beiden Größen (verwertete inländische 
Entnahme von Rohstoffen zuzüglich Einfuhr aller Güter) 
werden im Folgenden zum Begriff Primärmaterial zusam-
mengefasst.

3 Primärmaterialeinsatz
im Materialkonto und
abgeleitete Indikatoren

Die Entnahmeseite des Materialkontos dient – wie oben 
bereits erläutert – der Erfassung des Materialbedarfs einer 
Volkswirtschaft. Dabei geht es nicht um die Erfassung von 
Beständen, sondern von Stromgrößen im Laufe einer Peri-
ode. Im ersten Schritt werden die unmittelbaren Material-
ströme erfasst, die aus der inländischen Natur entnommen 
werden bzw. aus dem Ausland eingeführt werden. Damit 
lassen sich Ausmaß und Entwicklung der physischen Inan-
spruchnahme der Umwelt erkennen. Aus einer einfachen 
Addition ganz unterschiedlicher Materialien in Gewichts-
einheiten sind zunächst aber nur grobe Hinweise auf das 
Belastungspotenzial der Materialflüsse abzuleiten. Für eine 
genauere Analyse sind weitere Schritte erforderlich:

– Zum einen muss zwischen Materialarten oder -katego-
rien unterschieden werden. Je nachdem, ob es beispiels-
weise im Kohlebergbau um die Förderung von Braun-
kohle (in der Regel im Tagebau) oder von Steinkohle (im 
Untertagebau) geht, werden unterschiedliche Eingriffe 
in die Landschaft verursacht, entstehen große oder ver-
gleichsweise geringe Mengen von Abraum usw. Ebenso 
macht es einen erheblichen Unterschied, ob man abioti-
sche Rohstoffe betrachtet, deren Reserven endlich sind, 
oder biotische, also nachwachsende Rohstoffe. Die Infor-
mationen über die einzelnen Kategorien müssen neben 
der Gesamtzahl als darunter liegende Informationen ver-
fügbar sein, um adäquate Schlussfolgerungen ziehen zu 
können.

– Zum zweiten darf sich die Betrachtung nicht ausschließ-
lich auf die inländisch entnommenen Rohstoffe bezie-
hen. Vielmehr ist zu fragen, inwieweit statt der Entnahme 
von Rohstoffen im Inland entsprechende Rohstoffe oder 
auch Halb- und Fertigwaren aus dem Ausland eingeführt 
werden. Je mehr solche Substitutionsvorgänge stattfin-
den, desto stärker werden Umweltbelastungen, die von 
den Entnahme- und Produktionsprozessen ausgehen, 
ins Ausland verlagert. Zugleich können aber auch ent-
gegengesetzt gerichtete Substitutionsprozesse zum Bei-
spiel durch steigende Exporte von Materialien stattfin-
den.

– Drittens ist eine Unterscheidung der Branchen erforder-
lich, die die verschiedenen Materialien verwenden. Wie 

oben bereits erläutert ist es eines der Kernelemente der 
UGR, die Ergebnisse nach Produktionsbereichen zu glie-
dern und damit Querbeziehungen zu anderen ökologi-
schen oder ökonomischen Tatbeständen herzustellen. 
Anhand der branchenbezogenen Informationen las-
sen sich darüber hinaus die Bereiche identifizieren, die 
gegebenenfalls von entsprechenden umweltpolitischen 
Maßnahmen betroffen wären. Auch bei der so genann-
ten Dekompositionsanalyse, die es erlaubt, die zeitliche 
Entwicklung eines Indikators aus der Entwicklung seiner 
Einflussfaktoren zu erklären, ist es nur auf der Grundlage 
bereichsbezogener Ergebnisse sinnvoll, den Einfluss der 
Entwicklung der Wirtschaftsstruktur zu quantifizieren.

– Und schließlich muss viertens versucht werden, die indi-
rekten Materialflüsse, das heißt den Materialbedarf in 
den vorgelagerten Produktionsstufen, abzuschätzen. Es 
stellt sich also beispielsweise die Frage wie viel Erz und 
wie viel Energie benötigt wurde, um Stahl zu erzeugen 
oder welche Mengen von Holz oder Zellstoff, Energie, 
Wasser usw. in Druckpapier stecken.

 Die indirekten Materialflüsse, die mit den Produkten 
verbunden sind, werden auch als „ökologische Rucksä-
cke“ bezeichnet. Dabei wird danach unterschieden, ob 
lediglich die verwerteten vorgelagerten Materialeinsätze 
berücksichtigt werden oder auch die nicht verwerteten. 
Im Hinblick auf den globalen Materialbedarf einer Volks-
wirtschaft und die bereits angesprochenen Substituti-
onsvorgänge ist die rechnerische Einbeziehung dieser 
Materialströme von besonderem Interesse. Sie sind aber 
auch besonders schwierig zu ermitteln, da die „Rucksä-
cke“ von den natürlichen Gegebenheiten bzw. den Pro-
duktionsstrukturen in den einzelnen Handelspartnerlän-
dern bestimmt werden.

Die beiden ersten Schritte sind im oben dargestellten Mate-
rialkonto bereits realisiert. Die Ergebnisse können heran-
gezogen werden, um gesamtwirtschaftliche Darstellungen 
zu unterlegen. Eine Darstellung der Verwendung von Pri-
märmaterial (das sind entnommene Rohstoffe und einge-
führte Güter zusammen) nach Branchen wird derzeit auf der 
Basis des deutschen Materialkontos erarbeitet und entspre-
chende Analysen durchgeführt. Zu dieser Thematik wird ein 
eigener Beitrag in einer der nächsten Ausgaben dieser Zeit-
schrift erscheinen. Die Ermittlung der indirekten Material-
flüsse wird ebenfalls angestrebt, hier müssen aber noch 
eine Reihe von methodischen Problemen gelöst werden, 
bevor Ergebnisse veröffentlicht werden können.

Sowohl Gesamtindikatoren wie auch nach Materialarten 
und/oder nach Branchen differenzierte Indikatoren die-
nen also der Beantwortung jeweils spezieller Fragen. Die 
Gesamtindikatoren ermöglichen beispielsweise internatio-
nale Vergleiche. Sie werden aber insbesondere zur Problem-
beschreibung und zur Erfolgskontrolle auf nationaler Ebene 
verwendet. So wird der Rohstoffindikator der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung17) auf der 
Basis des Materialkontos und damit der gesamtwirtschaft-

16) Siehe Fußnote 7.
17) Siehe Fußnote 2.
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lichen Materialflüsse gebildet. In der Nachhaltigkeitsstrate-
gie sind 21 Indikatoren festgelegt, die die Entwicklung der 
ökonomischen, ökologischen und sozialen Nachhaltigkeit 
abbilden sollen. Zugleich werden Ziele vorgegeben, die im 
Hinblick auf diese Indikatoren in den kommenden 10 bis 15 
Jahren erreicht werden sollen. Der dort definierte Indikator 
„Rohstoffproduktivität“ soll insbesondere darstellen, wie 
sich die Effizienz des Umgangs der inländischen Wirtschaft 
mit den eingesetzten Materialien im Zeitablauf entwickelt.

Zur Ermittlung der Rohstoffproduktivität werden – analog 
der Berechnung von Arbeits- oder Kapitalproduktivitäten – 
die wirtschaftliche Leistung und die in physischen Einheiten 
gemessenen Rohstoffeinsatzmengen in Relation gesetzt, 
wobei die Daten aus dem gesamtwirtschaftlichen Materi-
alkonto zugrunde gelegt werden. Im Einzelnen fließen die 
verwertete inländische Entnahme von abiotischen Rohstof-
fen (Energieträger, mineralische Rohstoffe) sowie die Ein-
fuhr von abiotischen Rohstoffen und Gütern in den Roh-
stoffindikator ein. Bei der Interpretation dieser Größe ist 
zu beachten, dass bei der Berechnung von Produktivitäten
der gesamte reale Ertrag der wirtschaftlichen Tätigkeit aus-
schließlich auf den gerade betrachteten Produktionsfaktor 
– hier den Rohstoffeinsatz – bezogen wird, obwohl das Pro-
dukt aus dem Zusammenwirken sämtlicher Produktionsfak-
toren entsteht.

Im Handbuch zu den Materialflussrechnungen der EU18) wird 
ebenfalls die Bildung von Indikatoren empfohlen, die den 
gesamtwirtschaftlichen Rohstoffbedarf darstellen und inter-
nationale Vergleiche ermöglichen. Die wichtigsten, die sich 
mit dem Materialeinsatz beschäftigen, sind

– der Gesamtmaterialeinsatz (“total material input” – 
TMI),

– der direkte Materialeinsatz (“direct material input” – 
DMI),

– der inländische Materialverbrauch (“domestic material 
consumption” – DMC) sowie 

– die physische Handelsbilanz (“physical trade balance” – 
PTB), die sich als Differenz von Im- und Exporten in Ton-
nen ergibt und damit insbesondere den Außenhandel 
beleuchtet.

Die Zusammenhänge zwischen den Indikatoren ergeben 
sich wie folgt:

Die Basiszahl für den Rohstoffindikator der deutschen nati-
onalen Nachhaltigkeitsstrategie kann ebenfalls aus dem 
direkten Materialeinsatz (DMI) abgeleitet werden.

Die Abgrenzung der Materialströme, die in den DMI einge-
hen, unterscheidet sich also von der, die dem deutschen 
Indikator zugrunde gelegt wird, lediglich durch die inländi-
sche Entnahme von Biomasse und die Einfuhr von Gütern 
biotischen Ursprungs. Bei den Überlegungen der Bundes-
regierung zum effizienteren Einsatz von Rohstoffen stan-
den vor allem die nicht erneuerbaren Rohstoffe im Vorder-
grund. Demgegenüber erlaubt die zusätzliche Einbeziehung 
der biotischen Rohstoffe auch die Betrachtung möglicher 
Substitutionseffekte zwischen den beiden Materialkatego-
rien. Hinsichtlich der einzubeziehenden Materialarten in 
einen Indikator gibt es also kein generelles „Richtig“ oder 
„Falsch“, vielmehr hängt die Auswahl von der jeweiligen 
Fragestellung der Analyse ab.

Das zeigt sich auch bei der vergleichenden Betrachtung 
von direktem Materialeinsatz und inländischem Material-
verbrauch, die in der internationalen Diskussion eine Rolle 
spielt. Der DMI, der den (direkten) Materialeinsatz für Pro-
duktion und Konsum im Inland umfasst, ist insbesondere 
dann die geeignete Größe, wenn die Analyse nicht auf die 
gesamtwirtschaftliche Ebene reduziert bleiben, sondern auf 
Produktions- und Konsumprozesse heruntergebrochen wer-
den soll, wenn also Wirtschaftsstruktur und Produktions-
verflechtungen näher beleuchtet werden sollen. Demge-
genüber ist der inländische Materialverbrauch (DMC = DMI 
abzüglich der exportierten Mengen) dann geeignet, wenn 
eine Größe benötigt wird, die doppelzählungsfrei über ver-
schiedene Länder aggregierbar ist, oder wenn auf gesamt-
wirtschaftlicher Ebene zum Beispiel ein inländischer Mate-
rialeinsatz nach einzelnen Materialarten betrachtet werden 
soll.

Ein weiterer, noch umfassenderer Indikator, der so ge-
nannte Gesamtmaterialbedarf (“total material require-
ment” – TMR), bezieht – anders als die übrigen Indikatoren 
– zusätzlich die indirekten Materialströme (auch die nicht 
verwerteten Entnahmen) auf den vorgelagerten Produkti-
onsstufen im Ausland ein. Verlässliche Daten hierfür sind 
aber wie oben bereits erläutert nur schwer zu ermitteln. Die-
ser Indikator kann daher derzeit nicht aus den Ergebnissen 
der deutschen Materialflussrechnungen abgeleitet werden. 
Im Hinblick darauf, dass einerseits die Analyse der nicht 
verwerteten Entnahme auf nationaler wie auf internatio-
naler Ebene nicht im Vordergrund steht und dass anderer-
seits die Datenbeschaffung äußerst schwierig ist, sind hier 
in absehbarer Zeit auch keine Anstrengungen des Statisti-

18) Siehe Fußnote 8.

  2002 

  Mill. t 1994 = 100

 Verwertete abiotische inländische Entnahme  895 80,8 

+ verwertete biotische inländische Entnahme  245 108,8 

+ nicht-verwertete inländische Entnahme . . . .  2 036 87,7 

+ Einfuhr (biotisch und abiotisch) . . . . . . . . . . . .  514 110,8       
= TMI (Gesamtmaterialeinsatz) . . . . . . . . . . . . . .  3 690 89,6 

– nicht-verwertete inländische Entnahme . . . .  2 036 87,7       
= DMI (direkter Materialeinsatz) . . . . . . . . . . . . .  1 653 92,0 

– Ausfuhr (biotisch und abiotisch) . . . . . . . . . . .  304 136,1       
= DMC (inländischer Materialverbrauch) . . . . .  1 350 85,8 

  2002 

  Mill. t 1994 = 100

 DMI (direkter Materialeinsatz) . . . . . . . . . . . . .  1 653 92,0 

– verwertete inländische Entnahme von 
Biomasse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  245 108,8 

– Einfuhr von Biomasse und deren Produkten  81 116,2       
= Basiszahl für deutschen Rohstoffindikator .  1 328 88,4 
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schen Bundesamtes vorgesehen. Dagegen wurden von wis-
senschaftlichen Instituten – in Deutschland vor allem vom 
Wuppertal Institut19) – bereits erste Berechnungen für den 
TMR vorgelegt.

Der letzte der oben genannten Indikatoren gemäß dem EU-
Handbuch, die physische Handelsbilanz (PTB), gibt eine 
erste, sehr grobe Einschätzung grenzüberschreitender 
Materialströme, die an anderer Stelle bereits angesprochen 
wurde (siehe zu Beginn dieses Abschnitts). Er zeigt auf, ob 
in der Summe ein Zustrom von Material in eine Volkswirt-
schaft erfolgt oder ob ein Abfluss von Material zu verzeich-
nen ist. In ihm verdeutlicht sich die Notwendigkeit der glo-
balen Betrachtung von Materialströmen, wobei jedoch für 
detaillierte Analysen umfangreiche zusätzliche Informatio-
nen benötigt werden. Werden Rohstoffe, Halb- und Fertig-
waren importiert und die zugehörigen (umweltbelastenden) 
Entnahme- und/oder Produktionsprozesse finden dann im 
Ausland statt? Ist es möglicherweise umgekehrt? Welche Ver-
schiebungen ergeben sich hier im Zeitablauf? Gibt es Unter-
schiede zwischen dem Materialbedarf in den vorgelagerten 
Produktionsstufen des In- und Auslandes? Kann man dar-
aus Schlüsse ziehen hinsichtlich des globalen Materialbe-
darfs der inländischen Wirtschaft? Welche Prozesse finden 
im Inland gar nicht statt (Anbau von Bananen, Abbau von 
Kupfererzen usw.)? Wie integriert man diese in die inländi-
sche Rechnung? Welche Daten benötigt man, um diese und 
ähnliche Fragen zu beantworten? Um sich diesen Fragen zu 
nähern, ist in einem ersten Schritt vorgesehen, die Ein- und 
Ausfuhrdaten im Hinblick auf den Verarbeitungsgrad näher 
zu analysieren und mögliche Verschiebungen im Zeitablauf 
zu untersuchen. Einen umfassenderen Ansatz für diese Art 
von Fragestellungen bietet aber das Konzept der indirekten 
Effekte, das im folgenden Kapitel kurz und in dem bereits 
erwähnten Artikel in einer der nächsten Ausgaben dieser 
Zeitschrift ausführlich erläutert wird.

4 Weiterführende Analysen

Die Ergebnisse der Materialflussrechnungen, wie der UGR 
allgemein, können als Grundlage für vielfältige weiterfüh-
rende Analysen und Prognosen sowie die Formulierung von 
Maßnahmen verwendet werden. Zusammenfassend sind 
dies20):

– Ableitung gesamtwirtschaftlicher Indikatoren. Von 
besonderem Interesse sind dabei Indikatoren, die in 
Form von Effizienzmaßen (Produktivitäten oder deren 
Kehrwert, den Intensitäten) monetäre ökonomische 
Größen mit physischen Umweltkennziffern verknüp-
fen (siehe Abschnitt 2.1). Darüber hinaus kann bei der 
Betrachtung von Primärmaterialströmen eine Analyse 
nach Materialarten auf gesamtwirtschaftlicher Ebene 
erfolgen.

– Ableitung sektoraler Indikatoren (z. B. Primärmaterial- 
oder Energieintensität der Produktions- bzw. Wirtschafts-
bereiche). Auch hier kommt wiederum den sektorspezifi-
schen Effizienzindikatoren besondere Bedeutung zu.

– Dekompositionsanalyse: Erklärung der zeitlichen Ent-
wicklung eines Indikators aus der Entwicklung seiner Ein-
flussfaktoren, zum Beispiel Rückführung der Entwicklung 
des Primärmaterialeinsatzes auf die allgemeine Produk-
tionsentwicklung, die Veränderung der Branchenstruk-
tur der Wirtschaft und die Veränderung der Intensität der 
direkten Primärmaterialnutzung in den einzelnen Bran-
chen.21)

– Input-Output-Analyse: Verknüpfung der in physischen
Einheiten vorliegenden Daten zur Umweltinanspruch-
nahme mit monetären oder physischen Input-Output-
Tabellen zur Berechnung kumulierter Effekte, die neben 
der direkten Belastung (z. B. direkter Energieverbrauch 
bei der Herstellung eines Gutes) auch die indirekte 
Belastung (Berücksichtigung z. B. der Energie- oder Pri-
märmaterialeinsätze in allen Stufen der Produktion des 
Gutes) mit einbezieht. Hierbei ist auch zum Beispiel die 
Quantifizierung des Effektes einer Verlagerung umweltin-
tensiver Aktivitäten in die übrige Welt auf die Umweltbe-
lastung im Inland möglich.

– Nutzung der Daten in multi-sektoralen ökonometrischen 
Modellierungsansätzen: Mit der Modellierung werden 
Szenarien aufgestellt, die es erlauben, in einer integrier-
ten Betrachtung die Entwicklung sowohl von Umwelt- wie 
auch von wirtschaftlichen Variablen in der Zukunft abzu-
schätzen. So kann zum Beispiel im Rahmen eines sol-
chen Modells abgeschätzt werden, wie sich etwa die 
Einführung einer Energie- oder einer anderen rohstoff-
bezogenen Steuer auf Energieverbrauch, Primärmateri-
aleinsatz, CO2-Emissionen, Steuereinnahmen, Beschäf-
tigung oder Bruttoinlandsprodukt und eventuell weitere 
Variablen auswirken würde. Die Daten der UGR liefern für 
diese Modelle einen wichtigen Input. Modellrechnungen 
sind aber nicht Teil der UGR, sondern werden von wissen-
schaftlichen Institutionen außerhalb der amtlichen Sta-
tistik durchgeführt.

Um „Ursachen und Wirkungen der treibenden Kräfte“22)
(stärker) deutlich zu machen, müssen neben der Anwen-
dung der genannten analytischen Instrumente für die 
jeweils anstehende Fragestellung die relevanten Querbe-
ziehungen zu anderen im Rahmen der UGR zur Verfügung 
stehenden Themen und Daten geprüft und diese im Zusam-
menhang untersucht werden. Mit der Entnahme und dem 
Einsatz von Material sind unterschiedlichste Belastungen 
verbunden. Bei der Entnahme selbst werden Flächen in 
Form von Abbauland, als Lagerplätze für Abraum u. Ä. in 
Anspruch genommen, Landschaften werden verändert, in 

19) Siehe Schütz, H.: “Economy-wide material flow accounts, land use accounts and derived indicators for Germany”, Projektbericht an die Europäische Kommission vom 26. Februar 2003.
20) Siehe Schoer, K.: „Umweltökonomische Gesamtrechnungen“ in Umweltschutzberater, Ergänzungslieferung Februar 2005.
21) Siehe Seibel, S.: “Decomposition analysis of carbon dioxid-emission changes in Germany”, Download unter: http://www.destatis.de/download/d/veroe/fach_voe/

dekomposition.pdf.
22) Rat für nachhaltige Entwicklung: „Am Roten Faden arbeiten“. Stellungnahme zum Regierungsentwurf des Fortschrittsberichts 2004 „Perspektiven für Deutschland. Unsere Strategie für eine 

nachhaltige Entwicklung“ vom 19. Juli 2004.
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Ökosysteme wird eingegriffen. Das entnommene Material 
wird zu seiner ersten Verwendung transportiert, ebenso fin-
den – abhängig von der sachlichen und räumlichen Arbeits-
teilung einer Volkswirtschaft – auf den weiteren Produkti-
onsstufen Transporte statt. Auch die ein- und ausgeführten 
Güter werden über Straße, Schiene, Wasserwege, Rohrlei-
tungen oder durch Luftfahrzeuge an den Ort ihres Einsat-
zes bewegt, wobei diese Verkehrsaktivitäten wiederum 
mit Energieverbrauch, Emissionen, Lärm usw. verbun-
den sind. Bei der Materialentnahme selbst, aber auch bei 
ihrer Umwandlung oder beim Verbrauch, entstehen nicht 
zuletzt Emissionen in Form von Abfall, Abwasser oder Luft-
emissionen.

Das Instrumentarium der UGR liefert dabei wertvolle Unter-
stützung für die nähere Betrachtung der Zusammenhänge. 
So werden beispielsweise im UGR-Modul Verkehr und 
Umwelt u. a. der Umfang des Gütertransports, die Art der 
beförderten Güter und die damit verbundenen Umwelt-
belastungen betrachtet. Im UGR-Modul „Flächennutzung“ 
können Flächen identifiziert werden, die mit der Rohstoff-
entnahme in Zusammenhang stehen. Aus den Wasserfluss-
rechnungen ist erkennbar, wie hoch etwa der Wasserver-
brauch der Rohstoff extrahierenden Bereiche ist.

5 Ausgewählte Ergebnisse
Wie in der Einleitung bereits erwähnt, hat sich die Bundes-
regierung in ihrer Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie u. a. 
die Steigerung der Rohstoffproduktivität zum Ziel gesetzt, 
um so der Ressourcenverknappung entgegenzuwirken und 
die Umweltbelastungen, die vom Rohstoffverbrauch aus-
gehen, zu vermindern. Inwieweit das bislang gelungen ist, 
zeigt Schaubild 3. Die verwertete Rohstoffentnahme im 
Inland und die Importe – jeweils abiotische Materialien – 
sind von 1994 bis 2003 um fast 13% zurückgegangen, wäh-
rend das Bruttoinlandsprodukt in diesem Zeitraum um rund 
12% gestiegen ist. Das entspricht einer Produktivitätsstei-
gerung um 28,5%.

Im Vergleich dazu sind die international vereinbarten Indi-
katoren DMI (direkter Materialeinsatz) und DMC (inländi-
scher Materialverbrauch) seit 1994 um 8% bzw. knapp 14% 
zurückgegangen (bis 2002, siehe Kapitel 3). Diese beiden 
Größen stellen die Entwicklung absoluter Mengen, nicht 
eine Produktivität dar.

Für die Interpretation dieser absoluten Entwicklungen lohnt 
sich ein Blick auf die verschiedenen Materialarten (siehe die 
Tabelle). Die inländische verwertete abiotische Rohstoffent-
nahme war im Zeitraum von 1994 bis 2002 deutlich rückläu-
fig (– 19%), wobei die bedeutendste Einzelposition, näm-
lich die Entnahme von Sand, Kies, Natursteinen u. Ä., die 
Entwicklung besonders geprägt hat (– 22%). Der Einsatz 
von Baurohstoffen ist in Deutschland als Folge des deut-
lichen Einbruchs der Baukonjunktur – zwischen 1994 und 
2002 verminderten sich die Bauinvestitionen preisberei-
nigt um fast 18% – überproportional zurückgegangen. Die-
ser Effekt hat rechnerisch wesentlich zu einer Erhöhung der 
gesamtwirtschaftlichen Rohstoffproduktivität beigetragen. 
Auch für andere Länder zeigt sich, dass die Baurohstoffe die 
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Ziel:

Rohstoffentnahme und Import nach Materialkategorien 

1994 1998 2002 
Veränderung 

2002 gegenüber 1994 Materialkategorien 

Mill. t % 

Rohstoffentnahme und Import insgesamt (biotisch und 
abiotisch)1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 796 1 721 1 653 – 8,0

Rohstoffentnahme und Import (abiotisch)2) . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 502 1 394 1 328 – 11,6

Inländische Rohstoffentnahme (abiotisch) . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 108 962 895 – 19,2

Inländische Entnahme von Energieträgern . . . . . . . . . . . . . . . .  278 227 228 – 18,0

Inländische Entnahme von Erzen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  0,1 0,6 0,4 + 300

Inländische Entnahme von sonstigen mineralischen 
Rohstoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  830 735 667 – 19,6

dar.: Sand, Kies, Natursteine u. Ä. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  729 627 567 – 22,2

Einfuhr (abiotisch) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  394 432 433 + 9,9

Einfuhr von Energieträgern und deren Erzeugnissen . . . . . .  217 246 252 + 16,1

Einfuhr von Erzen und deren Erzeugnissen . . . . . . . . . . . . . . . .  75 85 77 + 2,7

Einfuhr von sonstigen mineralischen Rohstoffen und deren 
Erzeugnissen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  64 54 44 – 31,3

Einfuhr sonstiger abiotischer Güter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  37 47 59 + 59,5

Rohstoffentnahme und Import (biotisch) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  294 327 325 + 10,5

Entnahme von Biomasse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  225 254 245 + 8,9

Einfuhr von Gütern biotischen Ursprungs . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  69 73 81 + 17,4

1) Direkter Materialeinsatz – DMI. – 2) Basiszahl für Rohstoffindikator der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. 
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Mengenentwicklung bei den Rohstoffen besonders stark 
beeinflussen.23) Darüber hinaus spielten die geringeren För-
dermengen im Steinkohle- und Braunkohlebergbau (– 50% 
bzw. – 12%) eine Rolle.

Gegenläufig zu dieser Entwicklung stieg die Einfuhr von abi-
otischen Gütern um knapp 10% an, wobei hier die mengen-
mäßig bedeutsamste Position die Energieträger mit einem 
Plus von rund 16% waren. Bei den Energieträgern zei-
gen also Entnahme und Einfuhr in entgegengesetzte Rich-
tungen; bei Erzen haben sich mengenmäßig nur geringe 
Veränderungen ergeben und bei den sonstigen minerali-
schen Rohstoffen sind sowohl inländische Entnahme als 
auch Einfuhr im Betrachtungszeitraum rückläufig. Der Ein-
satz biotischer Rohstoffe ist von 1994 bis 2002 um gut 10% 
gestiegen, wobei die Einfuhr stärker gestiegen ist als die 
inländische Entnahme.

Interessant ist bei den Energieträgern auch ein Vergleich 
zwischen Mengen (gemessen in Tonnen) einerseits und 
Energiegehalt (gemessen in Joule) andererseits. Von 1994 
bis 2002 blieb der Energiegehalt für die im Inland entnom-
menen und die eingeführten Energieträger nahezu konstant 
(+ 0,06%, ohne eingeführten Strom und Kernenergie), wäh-
rend in Tonnen gemessen ein leichter Rückgang um rund 
3% zu verzeichnen ist. Bezieht man beim Energiegehalt 
zusätzlich den importierten Strom und die Kernenergie ein, 
die sich auf die Mengenbilanz nicht auswirken, ergibt sich 

ein Plus von 1,25% im Betrachtungszeitraum. Hier wurden 
offenbar zumindest teilweise Energieträger mit einem nied-
rigeren Energiegehalt je Gewichtseinheit durch solche mit 
höherem Energiegehalt substituiert, was bei der Interpreta-
tion der Ergebnisse berücksichtigt werden muss.

Pro Kopf der Bevölkerung belaufen sich die Einfuhr sowie 
die gesamte verwertete und nicht verwertete Entnahme, 
also einschließlich Biomasse (Ernte aus der Landwirtschaft, 
Erträge aus Forstwirtschaft und Fischfang), aber ohne die 
Entnahme von Sauerstoff, Stickstoff, Luft sowie Wasser, auf 
knapp 45 t im Jahr 2002, das sind fast 6 t pro Kopf weniger 
als acht Jahre zuvor. Mehr als die Hälfte davon entfällt auf 
die nicht-verwerteten Materialien wie Abraum, Bergemate-
rial usw. mit zuletzt fast 25 t pro Kopf.

Die Pro-Kopf-Darstellung eignet sich besonders für Verglei-
che auf internationaler Ebene. Bezogen auf die in Kapitel 
3 vorgestellten Indikatoren DMI (inländischer Materialein-
satz) und DMC (inländischer Materialverbrauch) sind im 
Schaubild 4 die Ergebnisse einer vergleichenden Studie für 
die EU-15 im Jahr 2001 dargestellt24). Deutschland lag mit 
einem DMI von rund 21 t pro Kopf an sechster Stelle hin-
ter den Ländern Italien, dem Vereinigten Königreich, Portu-
gal, Frankreich und Spanien. Beim DMC hatten neben den 
genannten Ländern auch die Niederlande und Belgien/
Luxemburg einen niedrigeren Materialeinsatz pro Kopf der 
Bevölkerung als Deutschland (knapp 18 t pro Kopf).

23) Siehe Weisz, H.: “Development of material use in the EU-15: 1970-2001”, Ergebnisse eines Projekts im Auftrag von Eurostat, Arbeitsunterlage, Oktober 2004.
24) Siehe Fußnote 23. Entsprechende Ergebnisse für die Länder der EU-25 liegen bislang nicht vor.

Schaubild 4

Materialeinsatz (DMI) und Materialverbrauch (DMC) pro Kopf der Bevölkerung 2001
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Ein- und Ausfuhr von Material weisen in Tonnen gemes-
sen erhebliche Unterschiede auf. Im Jahr 2002 wurden 513 
Mill. t an Gütern eingeführt und 304 Mill. t ausgeführt, das 
ergibt einen Überschuss der Einfuhren in der physischen 
Handelsbilanz (PTB) in Höhe von 206 Mill. t. Im Vergleich 
dazu besteht monetär ein Überschuss der (Waren-)Ausfuhr 
von rund 134 Mrd. Euro. Auch in den zurückliegenden Jah-
ren ergibt sich ein weitgehend ähnliches Bild. Für ein rela-
tiv rohstoffarmes Industrieland wie Deutschland ist dieser 
Befund durchaus erklärlich. Auf der einen Seite werden Roh-
stoffe in großen Mengen importiert, auf der anderen hoch-
wertige, aber weniger gewichtsintensive Industriegüter 
exportiert. In welche Richtung damit eine Verlagerung von 
Umweltbelastungen erfolgt, bedarf allerdings – wie oben 
erläutert – der näheren Analyse.

Unter dem Blickwinkel Querbeziehungen zwischen ver-
schiedenen Problemfeldern aufzuzeigen, werden abschlie-
ßend das Primärmaterial und die beförderte Gütermenge 
aller Verkehrszweige gegenübergestellt (siehe Schaubild 
5). Zwar ist der Primärmaterialeinsatz nicht allein bestim-
mend für den mengenmäßigen Umfang der beförderten 
Güter, vielmehr spielt u. a. die Intensität der Arbeitstei-
lung der verschiedenen Produktionsstufen der Wirtschaft 
eine bedeutsame Rolle. Gleichwohl zeigt sich bei beiden 
Größen eine recht ähnliche Entwicklung im Zeitraum 1994 
bis 2002.

Um einen engen inhaltlichen Zusammenhang zwischen 
beiden Größen zu belegen, sind allerdings noch weitere 
Untersuchungen erforderlich. Insbesondere dürfte hier von 
Bedeutung sein, dass der betrachtete Zeitraum, für den ver-
gleichbare Zahlen zur Verfügung stehen, noch relativ kurz 
ist. Bedingt durch die deutsche Vereinigung und die daraus 
folgenden wirtschaftlichen Veränderungen vor allem in den 
ersten Jahren nach der Vereinigung, hat es sich als sinnvoll 
erwiesen – zumindest bei der Betrachtung von Materialflüs-
sen – das Jahr 1994 als „Normaljahr“ und damit als Start-
jahr für Vergleiche heranzuziehen.

Die hier vorgestellten Ergebnisse können nur beispielhaft 
Möglichkeiten der Betrachtung aufzeigen; weitere, detail-
liertere Analysen wurden bereits an anderer Stelle präsen-
tiert25).

6 Ausblick

Die Materialflussrechnungen wie sie hier skizziert wurden 
haben in den vergangenen Jahren auf nationaler und inter-
nationaler Ebene an Bedeutung gewonnen. National bilden 
sie – wie bereits erwähnt – die Datenbasis für materialbe-
zogene Indikatoren der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
der Bundesregierung. International wurde die Konzeptent-
wicklung und die Datensammlung vom Statistischen Amt 
der Europäischen Gemeinschaften unterstützt und in einer 
Reihe von EU-Ländern umgesetzt, so etwa in den Niederlan-
den, Dänemark, Italien, Finnland, dem Vereinigten König-
reich und Österreich. Wissenschaftliche Institute erwei-
tern und ergänzen die Daten um Aspekte, die nicht in das 
Kernprogramm der statistischen Ämter fallen, etwa um eine 
„Bewertung“ der Materialflüsse mit den damit verbundenen 
Belastungen (“impacts”), durch Einbeziehung von Ergebnis-
sen aus den Lebenszyklusanalysen oder durch die Abschät-
zung von „Rucksäcken“ aus verwertetem und nicht verwer-
tetem Material im In- und Ausland.

Aktuell gibt es mehrere Initiativen, den Aufbau und die 
Nutzung von Materialflussrechnungen auf internationaler 
Ebene zu verstärken. Die EU arbeitet im Rahmen einer Task 
Force an einem Leitfaden für die konkrete Aufstellung von 
vereinfachten Tabellen zu den Materialflüssen als Basis für
eine Berichterstattung für die EU-25. Bei der OECD hat eine 
Serie von Workshops begonnen, in denen eine Empfehlung 
der OECD-Umweltminister und des OECD Councils vom April 
2004 zum Aufbau von Materialflussrechnungen und damit 
verbundener Effizienzbetrachtungen in praktische Vorga-
ben umgesetzt werden sollen. Die Arbeiten der OECD die-
nen zudem der eingangs bereits erwähnten Umsetzung der 
3R-Initiative der G8-Staaten (“Reduce, Reuse and Recycle”). 
Dabei erfolgt eine enge Kooperation zwischen den Arbeiten 
der Europäischen Union und denen der OECD. Und schließ-
lich wird auf Initiative des Statistik-Komitees der Verein-
ten Nationen die Weiterentwicklung von Umweltgesamt-
rechnungen im internationalen Rahmen unterstützt, wobei 
auch dort die Materialflussrechnungen in ihrer Gesamtheit 
als eines der zentralen Elemente solcher Rechnungen gese-
hen werden.

Im Rahmen der deutschen UGR stehen in nächster Zeit vor 
allem Fragestellungen hinsichtlich der Verwendung von Pri-
märmaterial nach Branchen sowie weitergehende Überle-
gung zur Weiterentwicklung des Datenangebots für eine 
Schätzung indirekter Effekte, also der rechnerischen Einbe-
ziehung des Materialeinsatzes auf den vorgelagerten Pro-
duktionsstufen, im Vordergrund der Arbeiten. Daten zur Ver-
wendung von Primärmaterial nach Branchen können u. a. 
genutzt werden, um branchenspezifische Materialinten-
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Schaubild 5
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25) Zu den allgemeinen Entwicklungen z. B. in Statistisches Bundesamt (Hrsg.): „Bericht zu den Umweltökonomischen Gesamtrechnungen 2004“, Download unter: http://www.destatis.de/
allg/d/veroe/d_ugr03.htm, oder in den Berichten zu den jährlichen Pressekonferenzen zu den UGR, Download unter http://www.destatis.de/themen/d/thm_umwelt2.php. Zu den 
internationalen Indikatoren beispielsweise in Schweinert, S., Fußnote 10.
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sitäten zu ermitteln. Sie sind auch eine Grundlage für die 
Zerlegung der Gesamtentwicklung des Materialeinsatzes in 
Komponenten, wie Entwicklung von Gesamtproduktion, Pro-
duktionsbereichsstruktur und Materialintensität der einzel-
nen Branchen im Rahmen der oben bereits angesprochenen 
Dekompositionsanalysen. Der in Kürze in dieser Zeitschrift 
erscheinende Artikel zum Thema Primärmaterial nach Bran-
chen wird die Datenerstellung und die Analysemöglichkei-
ten näher erläutern. 
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Im Februar 2005 stiegen die Preise sowohl im Vorjahres- 
wie auch im Vormonatsvergleich auf allen im Rahmen dieses 
Beitrags betrachteten Wirtschaftsstufen an. Im Vergleich zum 
Februar  2004 erhöhten sich die industriellen Erzeugerpreise 
um 4,2% (Januar 2005 gegenüber Januar 2004: + 3,9%), 
die Großhandelsverkaufspreise um 3,8% (Januar 2005: 
+ 3,4%) und die Einzelhandelspreise um 0,4% (Januar 2005: 
+ 0,1%). Der Index der  Verbraucherpreise lag um 1,8% über 
dem Niveau des Vorjahres (Januar 2005: + 1,6%).

Im Vormonatsvergleich ist für die industriellen Erzeuger-
preise ein Anstieg von 0,4% und für die Großhandelsver-
kaufspreise von 0,6% zu verzeichnen. Die Einzelhandels-
preise erhöhten sich um 0,2% und die Verbraucherpreise 
lagen um 0,4% über dem Niveau des Vormonats. 

Die anhaltenden Preissteigerungen bei Stahl, bei Rohstof-
fen für die Stahl erzeugung und bei Erzeugnissen mit hohem 
Stahlanteil sorgten auch im Februar 2005 für einen weiteren 
Anstieg der Erzeugerpreise. 

Weiterhin wirkten sich Mineralölprodukte wie bereits in den 
vergangenen Monaten preistreibend auf die Erzeuger- und 
Verbraucherpreise aus. 

Die Erzeugerpreise für Mineralölprodukte stiegen im Ver-
gleich zum Februar 2004 um 10,9%, ohne Mineralölerzeug-
nisse lag der Index der Erzeugerpreise um 3,8% über dem 
Niveau des Vorjahres. 

Die Verbraucherpreise für Heizöl und Kraftstoffe erhöhten 
sich im gleichen Zeitraum um 7,9%, ohne Heizöl und Kraft-
stoffe hat die Teuerungsrate im Vergleich zum Vorjahresmo-
nat bei 1,6% gelegen.

Der Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte lag 
im Februar 2005 um 4,2% höher als im Februar 2004. Dies 
war die höchste Jahresteuerungsrate der Erzeugerpreise 
seit Juni 2001 (+ 4,3%). Im Dezember 2004 hatte die Jahres-
veränderungsrate noch bei + 2,9% und im Januar 2005 bei 
+ 3,9% gelegen. Im Vergleich zum Vormonat ist der Index im 
Februar 2005 um 0,4% gestiegen.

Die Energiepreise stiegen im Februar 2005 gegenüber Feb-
ruar 2004 um durchschnittlich 8,2%. Von den Preissteige-
rungen waren durchweg alle Energieträger betroffen. Die 
ein zelnen Energiearten verteuerten sich gegenüber dem 
Vorjahr wie folgt: Kohle um 24,2%, im Inland gefördertes 
Rohöl um 40,7%, Kraftstoffe um 7,2% (darunter Dieselkraft-
stoff: + 11,5%), leichtes Heizöl um 35,0%, schweres Heizöl 
um 15,1%, Flüssiggas um 20,3%, elektrischer Strom um 
2,6%, Erdgas um 11,8%, Fernwärme um 5,2% sowie Wasser 

Dipl.-Kauffrau Gudrun Eckert

Preise im Februar 2005

Veränderungen  
Februar 2005 

gegenüber 
Januar 
2005 

Februar 
2004 

%

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,4 + 4,2 
ohne Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,4 + 3,8 
Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,7 + 10,9 

Index der Großhandelsverkaufspreise 
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,6 + 3,8 

Index der Einzelhandelspreise . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,2 + 0,4 

Verbraucherpreisindex 
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,4 + 1,8 
ohne Heizöl und Kraftstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,4 + 1,6 
Heizöl und Kraftstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 1,1 + 7,9 
ohne Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,3 + 1,7 
Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 2,7 + 6,8 



PREISE

266 Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2005

-10

-5

+5

+10

0

J A J O J A J O J A J O

2003 2004 2005

98

102

104

106

108

110

100

2000 = 100
Messzahlen

96

104

108

112

100

1995 = 100
Messzahlen

-10

-5

+5

+10

0

Veränderung gegenüber
dem Vorjahr in %
Arithm. Maßstab

-10

-5

+5

+10

0

-10

-5

+5

+10

0

98

102

104

106

108

110

100

2000 = 100
Messzahlen

88

92

96

104

108

100

2000 = 100
Messzahlen

J A J O J A J O J A J O J A J O J A J O

2001 2002 2003 2004 2005

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte

Schaubild 1

Statistisches Bundesamt 2005 - 01 - 0123

Ausgewählte Preisindizes

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte

Großhandelsverkaufspreise Großhandelsverkaufspreise

Verbraucherpreisindex für Deutschland Verbraucherpreisindex für Deutschland

Einfuhrpreise Einfuhrpreise



PREISE

Statistisches Bundesamt • Wirtschaft und Statistik 3/2005 267

um 2,8%. Ohne Energie stiegen die Erzeugerpreise gegen-
über dem Vorjahresmonat um 3,1% an.

Auch im Februar 2005 setzten sich die Stahlpreiserhöhun-
gen weiter fort: Walzstahl ins gesamt verteuerte sich gegen-
über dem Januar 2005 um 0,9% und gegenüber dem Vor jahr 
um 39,5%. Besonders starke Preissteigerungen gegenüber 
dem Vormonat waren im Februar bei folgenden Stahlsorten 
zu verzeichnen: Grobblech + 5,2% (bzw. + 45,4% ge genüber 
Februar 2004), Kaltband + 4,7% (bzw. + 25,7%), Blankstahl 
+ 3,4% (bzw. + 52,4%), Formstahl + 2,5% (bzw. + 44,1%) 

sowie kaltgewalztes Blech + 1,2% (bzw. + 49,1%). Bei den 
im Inland produzierten Rohstoffen für die Stahlerzeugung 
waren be sonders die hohen Preisanstiege bei Steinkohle 
und Steinkohlenbriketts (+ 6,0% gegenüber dem Vormonat 
bzw. + 37,4% gegenüber dem Vorjahr) und bei metallischen 
Sekundärrohstoffen (+ 6,4 bzw. + 20,1%) auffallend.

Die Stahlpreiserhöhungen seit Jahresbeginn 2004 haben 
auch Auswirkungen auf die Preis entwicklung von Erzeug-
nissen mit hohem Stahlanteil. So waren Behälter aus Eisen 
oder Stahl im Februar 2005 um 30,9% teurer als im Februar 
2004, Drahtwaren um 26,0%, Rohre aus Eisen oder Stahl 
um 25,2%, Dampfkessel um 9,7% und Stahl- und Leichtme-
tallbaukonstruktionen um 9,4%.

Weitere überdurchschnittliche Preiserhöhungen im Jahres-
vergleich gab es im Februar 2005 bei den folgenden Gü-
tern: Tabakerzeugnisse (+ 24,7%), synthetischer Kautschuk 
(+ 13,4%), Kupfer und Kupfer halbzeug (+ 13,2%), Schwei-
nefleisch (+ 12,5%), organische Grundstoffe und Chemika-
lien (+ 12,5%), anorganische Grundstoffe und Chemikalien 
(+ 11,9%), Kunststoffe in Primärform (+ 11,1%), Flachglas
(+ 10,0%), Spanplatten (+ 8,8%), Ver packungsmittel aus 
Kunststoff (+ 6,7%), Maschinen für die Metallerzeugung 
(+ 6,2%) sowie Lkw-Reifen (+ 5,7%).

Billiger als vor Jahresfrist waren im Februar 2005 unter 
anderem: elektronische Bauelemente (– 16,8%, darunter 
elektronisch integrierte Schaltungen: – 27,8%), Futtermittel 
für Nutztiere (– 15,0%), nachrichtentechnische Geräte und 
Einrichtungen (– 9,6%), Datenverarbeitungsgeräte und -ein-
richtungen (– 9,3%) sowie pflanzliche und tierische Öle und 
Fette (– 7,0%).

Der Index der Großhandelsverkaufspreise lag im Feb-
ruar 2005 um 3,8% über dem Vorjahresstand. Im Dezem-
ber 2004 hatte die Jahresveränderungsrate 3,8%, im Januar 
2005 + 3,4% betragen. Gegenüber Januar 2005 erhöhte 
sich der Großhandelspreisindex um 0,6%.

Besonders stark stiegen gegenüber Februar 2004 unter an-
derem die Preise im Großhandel mit Erzen, Eisen, Stahl, 
Nicht-Eisen-Metallen und Halbzeug (+ 27,5% nach + 29,9 
bzw. + 31,4% im Januar 2005 und im Dezember 2004). 
Auch beim Großhandel mit festen Brennstoffen und 
Mineralölerzeug nissen wurden die Waren – wie schon in den 
Vormonaten – im Vorjahresvergleich teurer verkauft (+ 12,3 
nach + 9,2% im Vormonat). Tabakwaren waren auf Großhan-
delsebene im Februar 2005 gegenüber Februar 2004 eben-

Ausgewählte Preisindizes 

Jahr 
Monat

Erzeuger-
preise 

gewerblicher 
Produkte1)

Großhandels- 
verkaufs-
preise1)

Einzel-
handels-
preise2)

Verbraucher- 
preis- 
index 

2000 = 100 

2000 D . . . . . .  100,0 100,0 100,0 100,0 
2001 D . . . . . .  103,0 101,6 101,1 102,0 
2002 D . . . . . .  102,4 101,8 101,8 103,4 
2003 D . . . . . .  104,1 102,3 102,0 104,5 
2004 D . . . . . .  105,8 105,3 102,3 106,2 

2004 Jan. . . .  104,0 103,0 102,2 105,2 
Febr. . .  104,1 103,2 102,1 105,4 
März . .  104,7 104,5 102,5 105,7 
April . . .  105,1 104,9 102,5 106,0 
Mai . . . .  105,6 105,4 102,7 106,2 
Juni . . . .  105,5 105,2 102,6 106,2 
Juli . . . .  106,1 105,4 102,4 106,5 
Aug. . . .  106,4 106,0 102,2 106,7 
Sept. . .  106,6 106,0 102,1 106,4 
Okt. . . .  107,6 106,8 102,3 106,6 
Nov. . . .  107,1 106,7 102,1 106,2 
Dez. . . .  107,2 106,4 102,4 107,3 

2005 Jan. . . .  108,1 106,5 102,3 106,9 
Febr. . .  108,5 107,1 102,5 107,3 

Veränderungen gegenüber dem jeweiligen Vormonat in % 

2004 Jan. . . .  –  0,2 +  0,5 + 0,1 +  0,1 

Febr. . .  +  0,1 +  0,2 –  0,1 +  0,2

März . .  + 0,6 +  1,3 +  0,4 +  0,3

April . . .  +  0,4 +  0,4 – +  0,3

Mai . . . .  +  0,5 +  0,5 +  0,2 +  0,2

Juni . . . .  –  0,1 –  0,2 –  0,1 –

Juli . . . .  +  0,6 +  0,2 –  0,2 +  0,3 

Aug. . . .  +  0,3 +  0,6 –  0,2 +  0,2 

Sept. . .  +  0,2 – –  0,1 –  0,3

Okt. . . .  +  0,9 +  0,8 +  0,2 +  0,2 

Nov. . . .  –  0,5 –  0,1 –  0,2 –  0,4

Dez. . . .  +  0,1 –  0,3 +  0,3 +  1,0

2005 Jan. . . .  +  0,8 +  0,1 –  0,1 –  0,4

Febr. . .  +  0,4 +  0,6 +  0,2 +  0,4 

Veränderungen gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in % 

2000 D . . . . . .  +  3,1 +  4,9 +  0,1 +  1,4 

2001 D . . . . . .  +  3,0 +  1,6 +  1,1 +  2,0 

2002 D . . . . . .  –  0,6 +  0,2 +  0,7 +  1,4 

2003 D . . . . . .  +  1,7 + 0,5 +  0,2 +  1,1

2004 D . . . . . .  +  1,6 +  2,9 +  0,3 +  1,6 

2004 Jan. . . .  +  0,2 +  0,4 +  0,3 +  1,2 

Febr. . .  –  0,1 – –  0,1 +  0,9

März . .  +  0,3 +  1,0 +  0,2 +  1,1

April . . .  +  0,9 +  2,4 +  0,4 +  1,6

Mai . . . .  +  1,6 +  3,6 +  0,7 +  2,0

Juni . . . .  +  1,5 +  3,5 +  0,5 +  1,7

Juli . . . .  +  1,9 +  3,9 +  0,5 +  1,8

Aug. . . .  +  2,2 +  4,2 +  0,5 +  2,0

Sept. . .  +  2,3 +  3,4 +  0,1 +  1,8

Okt. . . .  +  3,3 +  4,2 +  0,2 +  2,0

Nov. . . .  +  2,8 +  4,1 – +  1,8

Dez. . . .  +  2,9 +  3,8 +  0,3 +  2,1 

2005 Jan. . . .  +  3,9 +  3,4 +  0,1 +  1,6 

Febr. . .  +  4,2 +  3,8 +  0,4 +  1,8

1) Ohne Umsatzsteuer. – 2) Einschl. Umsatzsteuer; einschl. Kraftfahrzeug-
handel und Tankstellen. 

Veränderungen  
Februar 2005 

gegenüber 

Januar 
2005 

Februar 
2004 

%

Großhandel mit 
landwirtschaftlichen Grundstoffen und lebenden 

Tieren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,6 – 12,5 
Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren . . . .  + 1,6 + 4,9 
Gebrauchs- und Verbrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,1 – 1,1 
Rohstoffen, Halbwaren, Altmaterial und 

Reststoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,5 + 12,5 
Maschinen und Zubehör . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 0,1 – 4,2 

Sonstiger Großhandel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,3 + 0,4 
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falls teurer (+ 21,2 nach + 22,0% im Januar 2005). Dagegen 
ermäßigten sich im Vorjahresvergleich die Preise im Groß-
handel mit Getreide, Saaten und Futtermitteln um 25,3%, 
mit Büromaschinen um 10,8% sowie mit pharmazeutischen 
Erzeugnissen und medizinischen Hilfsmitteln um 4,8%.

Im Vormonatsvergleich wurde saisonbedingt der Großhan-
del mit Obst und Gemüse teurer (+ 7,1%). Nachdem die 
Preise im Großhandel mit festen Brennstoffen und Mine-
ralölerzeugnissen in den letzten drei Monaten nachgege-
ben hatten, zogen sie im Februar gegenüber dem Vormonat 
wieder an (+ 1,5%). Dagegen gingen die Preise im Großhan-
del mit Erzen, Eisen, Stahl, Nicht-Eisen-Metallen und Halb-
zeug im Februar 2005 im Vormonatsvergleich leicht zurück 
(– 0,2%).

Für die gewerblichen Erzeugerpreise sowie für die Großhan-
delsverkaufspreise ergaben sich in Deutschland folgende 
größere Veränderungen gegenüber dem Vormonat bzw. dem  
entsprechenden Vorjahresmonat:

Der Index der Einzelhandelspreise erhöhte sich im Feb-
ruar 2005 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 0,4%. Im 
Dezember 2004 lag die Jahresteuerungsrate bei + 0,3%, im 
Januar 2005 bei + 0,1%. Im Vergleich zum Vormonat stiegen 
die Einzelhandelspreise um 0,2%.

Der Verbraucherpreisindex für Deutschland ist im Feb-
ruar 2005 gegenüber dem Vorjahresmonat um 1,8% gestie-
gen. Im Dezember 2004 lag die Jahresveränderungsrate bei 
+ 2,1%, im Januar 2005  betrug sie 1,6%. Im Vergleich zum 
Januar 2005 erhöhte sich der Index um 0,4%. 

Seit April 2004 wirken sich Mineralölprodukte preistrei-
bend auf die Jahres teuerungsrate aus: Die Preise für leich-
tes Heizöl stiegen binnen Jahresfrist um 30,5%. Eine höhere 
Teuerungsrate für Heizöl wurde zuletzt im Oktober 2004 
erreicht (+ 40,5% gegenüber Oktober 2003). Kraftstoffe kos-
teten im Februar 2005  3,8% mehr als im Februar 2004 (dar-
unter Dieselkraftstoff: + 9,0%). Im Vergleich zum Vormonat 
Januar 2005 erhöhten sich sowohl die Preise für Heizöl als 
auch für Kraftstoffe um jeweils 1,2%. 

Im Gegensatz zum Trend der Vor monate verbilligten sich 
Nahrungsmittel im Jahresvergleich kaum noch (– 0,1%). 
Billiger wurden Molkereiprodukte und Eier (– 1,6%) sowie 
Obst (– 1,1%). Dagegen zogen die Preise für Gemüse an 
(+ 1,5%; darunter Tomaten: + 42,9%, Kopfsalat: + 21,3%, 

Veränderungen 
Februar 2005 

gegenüber 

Januar 
2005 

Februar 
2004 

%
Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 

Blankstahl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,4 + 52,4 
Kaltgewalztes Blech . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,2 + 49,1 
Grobblech . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 5,2 + 45,4 
Formstahl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 2,5 + 44,1 
Rohöl (Inlandsförderung) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 9,6 + 40,7 
Steinkohle und Steinkohlenbriketts . . . . . . . . . . . + 6,0 + 37,4 
Leichtes Heizöl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,4 + 35,0 
Behälter aus Eisen oder Stahl . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,8 + 30,9 
Drahtwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 2,3 + 26,0 
Kaltband . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 4,7 + 25,7 
Rohre aus Eisen oder Stahl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,4 + 25,2 
Tabakerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – + 24,7 
Flüssiggas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 6,2 + 20,3 
Metallische Sekundärrohstoffe . . . . . . . . . . . . . . . + 6,4 + 20,1 
Schweres Heizöl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,3 + 15,1 
Synthetischer Kautschuk . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,6 + 13,4 
Kupfer und Kupferhalbzeug . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,4 + 13,2 
Organische Grundstoffe und Chemikalien . . . . . + 1,4 + 12,5 
Schweinefleisch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 3,5 + 12,5 
Anorganische Grundstoffe und Chemikalien . . + 1,4 + 11,9 
Erdgas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,4 + 11,8 
Dieselkraftstoff . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,3 + 11,5 
Kunststoffe in Primärform . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,1 + 11,1 
Flachglas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,6 + 10,0 
Dampfkessel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,3 + 9,7 
Stahl- und Leichtmetallkonstruktionen . . . . . . . . + 0,3 + 9,4 
Spanplatten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,0 + 8,8 
Verpackungsmittel aus Kunststoff . . . . . . . . . . . . + 0,1 + 6,7 
Maschinen für die Metallerzeugung . . . . . . . . . . . + 0,1 + 6,2 
Lkw-Reifen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,2 + 5,7 
Fernwärme . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,1 + 5,2 
Pflanzliche und tierische Öle und Fette . . . . . . . . – 0,4 – 7,0 
Datenverarbeitungsgeräte und -einrichtungen  – 1,8 – 9,3 
Nachrichtentechnische Geräte und 

Einrichtungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,9 – 9,6 
Futtermittel für Nutztiere . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,5 – 15,0 
Elektronische Bauelemente . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,3 – 16,8 

Großhandelsverkaufspreise   
Großhandel mit:    
Erzen, Eisen, Stahl, NE-Metallen und Halbzeug – 0,2 + 27,5 
Tabakwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,7 + 21,2 
Festen Brennstoffen und 

Mineralölerzeugnissen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,5 + 12,3 
Obst und Gemüse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 7,1 + 5,6 
Pharmazeutischen Erzeugnissen und 

medizinischen Hilfsmitteln . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 – 4,8 
Büromaschinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,8 – 10,8 
Getreide, Saaten und Futtermitteln . . . . . . . . . . . . + 0,3 – 25,3 

Gesamtindex

Nahrungsmittel und
alkoholfreie Getränke

Alkoholische Getränke, Tabakwaren

Bekleidung und Schuhe

Wohnung, Wasser, Strom,
Gas und andere Brennstoffe

Einrichtungsgegenstände u. Ä. für den
Haushalt sowie deren Instandhaltung

Gesundheitspflege

Verkehr

Nachrichtenübermittlung

Freizeit, Unterhaltung und Kultur

Bildungswesen

Beherbergungs- und
Gaststättendienstleistungen

Andere Waren und Dienstleistungen

1,8
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Konzept zur Messung der Preisentwicklung bei Personalcomputern

Preisentwicklung bei Datenverarbeitungs(DV)-Geräten

Im Jahr 2004 gab es starke Preisrückgänge bei Personalcompu-
tern (PCs). Die Verbraucherpreise für Personalcomputer gaben im 
Vergleich zum Jahr 2003 um 16,7% nach. Auch in den Vorjahren 
hatte es starke Preisrückgänge gegeben. In den Jahren 2000 bis 
2004 sind die PC-Preise durchschnittlich jährlich um mehr als 
25% gesunken.

Die anhaltenden Preisnachlässe bei DV-Produkten lassen sich 
zum großen Teil auf den schnellen technischen Fortschritt bei 
diesen Produkten zurückführen. Qualitätsänderungen aufgrund 
des technischen Fortschritts werden in der Preisstatistik durch 
die Anwendung von Qualitätsbereinigungsverfahren berücksich-
tigt (siehe z. B. Linz, S./Behrmann, T./Becker, U.: „Hedonische 
Preismessung bei EDV-Investitionsgütern“ in WiSta 6/2004,
S. 682 ff.).

Die Tabelle zeigt, dass sich die Preisrückgänge bei PCs in den
Jahren 2000 bis 2004 ein wenig abgeschwächt haben. Während 
die PC-Preise im Jahr 2001 im Vergleich zum Vorjahr noch um 
35,5% fielen, waren es im Jahr 2004 nur noch 16,7%. Die Qua-
lität der PCs steigt heute nicht mehr im gleichen Tempo wie noch 
vor einigen Jahren.

Warum Qualitätsbereinigung?

In der Verbraucherpreisstatistik werden alle fünf Jahre, mit der 
Einführung eines neuen Warenkorbes, bestimmte Güter ausge-
wählt und deren Preise dann von Monat zu Monat weiterverfolgt. 
Die Ergebnisse der Preisstatistik geben Antwort auf die Frage: 
„Wie viel würde der Warenkorb der Basisperiode heute kosten?“ 
Diese Vorgehensweise wurde bereits vor etwa 130 Jahren von 
Etienne Laspeyres vorgeschlagen und gewährleistet, dass bei der 
Preismessung „Gleiches mit Gleichem“ verglichen wird.

Die Preise eines Gutes aus zwei aufeinander folgenden Monaten 
können aber nur aussagekräftig miteinander verglichen werden, 
wenn die Qualität der Produkte konstant bleibt. Ändert sich die 
Güterqualität, wird eine so genannte Qualitätsbereinigung durch-
geführt. Bei DV-Geräten wird meistens die so genannte hedoni-
sche Methode der Qualitätsbereinigung angewandt.

Bei der hedonischen Preismessung wird mit Hilfe der Regressi-
onsanalyse gemessen, wie viel Geld die Konsumenten im Durch-
schnitt für bestimmte Qualitätseigenschaften zu zahlen bereit 
sind: Wie viel würden zum Beispiel die Käufer für eine größere 
Festplatte beim PC ausgeben? Diese Ausgabenbeträge werden 
als „Geldwert der Qualitätsänderung“ beim Preisvergleich be-
rücksichtigt.

Was soll gemessen werden?

Die hedonische Preismessung wurde häufig als Instrument zur 
Manipulation der gemessenen Preisentwicklung kritisiert. Die 
Kritik entzündet sich in der Regel daran, dass mit der hedoni-

schen Methode starke Preisrückgänge bei technischen Gütern 

gemessen werden, die der Wahrnehmung der Konsumenten oft 

widersprechen.

Ursache ist hier aber nicht die hedonische Methode an sich, 

sondern das grundlegende Konzept der Indexberechnung. Neben 

dem von Laspeyres vorgeschlagenen Güterpreiskonzept gibt es 

das so genannte Lebenshaltungskostenkonzept. Dieses Konzept 

fragt danach, welche Kosten von den Konsumenten aufgewendet 

werden müssen, um ein bestimmtes Nutzenniveau über die Zeit 

hinweg aufrechtzuerhalten. Ein solches Konzept dürfte die von 

vielen Konsumenten wahrgenommene Preisentwicklung eher 

abbilden als das in der deutschen und europäischen Preisstatis-

tik verfolgte Güterpreiskonzept.

Würde man bei der Berechnung eines Preisindex für Personal-

computer das Konzept der Lebenshaltungskosten verfolgen, so 

müsste die Indexberechnung für PCs grundlegend anders aufge-

baut werden als gegenwärtig in der deutschen Verbraucherpreis-

statistik der Fall. Untersuchungen des Statistischen Bundesamtes 

zeigen, dass bei Anwendung des Lebenshaltungskostenkonzepts 

die Preise für PCs deutlich weniger sinken würden als beim Güter-

preiskonzept.

Im Schaubild ist ein Vergleich zwischen dem Teilindex für PCs im 

Verbraucherpreisindex, der in die deutsche Verbraucherpreissta-

tistik eingeht, und einem experimentellen Lebenshaltungskos-

tenindex für PCs dargestellt.

Während die mittlere Veränderung pro Jahr beim Teilindex für PCs 
– 26,3% beträgt, weist der experimentelle Lebenshaltungskos-
tenindex nur einen Preisrückgang von etwa 9% im Jahr auf.

Fazit: Den einen wahren Preisindex gibt es nicht – die Ergebnisse 
hängen immer auch davon ab, welches Messkonzept verwendet 
wird. Die amtliche Statistik hat sich in Deutschland und Europa 
für das Güterpreiskonzept entschieden, das sich für eine Reihe 
von Zwecken, zum Beispiel zur Inflationsmessung, sehr gut be-
währt hat.

Entwicklung des Teilindex für PCs im Verbraucherpreisindex 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

2000 2001 2002 2003 2004 

– 23,8 – 35,5 – 23,8 – 27,9 – 16,7 
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Gurken: + 19,1%). Im Vergleich zum Vormonat Januar 2005 
stiegen die Nahrungsmittelpreise (+ 0,6%) geringfügig. 
Erheblich mehr zu zahlen war im Februar 2005 für Gemüse 
(+ 8,2%; darunter Gurken: + 76,9%, Paprika: + 20,7%, Toma-
ten: + 17,6%); weniger dagegen für Obst (– 2,2%; darunter 
Weintrauben: – 16,1%) und Bienenhonig (– 3,5%).

Im Februar 2005 verteuerte sich Bohnenkaffee sowohl im 
Vergleich zum Vorjahr als auch zum Vormonat (+ 3,1 bzw. 
+ 7,6%), damit wurde die lange Phase sinkender Kaffee-
preise beendet. Ursache dürften in erster Linie die gestie-
genen Einfuhrpreise für Rohkaffee im letzten Jahr gewesen 
sein.

Verbraucherfreundlich blieb im Jahresvergleich die Preisent-
wicklung unter anderem für Informationsverarbeitungsge-
räte (– 10,8%), Telefon- und Telefaxgeräte (jeweils – 11,1%) 
sowie Foto- und Filmausrüstungen (– 6,4%). Mehr als im 
Februar 2004 kosteten Haushaltsenergie (Strom: + 4,1%; 
Gas: + 7,5%; Zentralheizung, Fernwärme: + 5,9%), Tabak-
waren (+ 24,3%) und Kfz-Steuer (+ 19,7%). 

Der Anstieg der Verbraucherpreise gegenüber dem Vormonat 
Januar 2005 ist wesentlich auf Verteuerungen der Pauschal-
reisen (+ 8,4%) und bei Beherbergungsdienstleistungen 
(+ 2,5%) zurückzuführen. Überdurchschnittlich verteuerten 
sich auch Schnittblumen (+ 5,0% gegenüber Januar 2005). 
Die entsprechenden Jahresveränderungsraten lagen bei je-
weils + 0,9% (Pauschalreisen, Schnittblumen) sowie + 1,3% 
(Beherbergungsdienstleistungen).

Der für europäische Zwecke berechnete harmonisierte Ver-
braucherpreisindex für Deutschland hat sich im Februar 
2005 gegenüber Februar 2004 um 1,8% erhöht. Im Dezem-
ber hatte die Jahresveränderungsrate bei 2,2%, im Januar 
bei 1,6% gelegen. Im Vergleich zum Vormonat stieg der 
Index um 0,4%. 

Verbraucherpreisindex für Deutschland  
auf Basis 2000 = 100 

Veränderungen  
Februar 2005 

gegenüber 

Januar 
2005 

Februar 
2004 

%

Gesamtindex . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,4 + 1,8 
Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke . . . .  + 0,7 – 

Alkoholische Getränke, Tabakwaren . . . . . . . . . .  – 0,1 + 14,1 

Bekleidung und Schuhe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 0,3 – 1,8 

Wohnung, Wasser, Strom, Gas usw. . . . . . . . . . . .  + 0,3 + 2,3 

Einrichtungsgegenstände, Apparate, Geräte 
und Ausrüstungen für den Haushalt u. Ä. . . . .  – + 0,1 

Gesundheitspflege . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,2 + 3,9 

Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,5 + 3,2 

Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – – 1,0 

Freizeit, Unterhaltung und Kultur . . . . . . . . . . . . . .  + 1,7 – 0,3 

Bildungswesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,4 + 2,5 

Beherbergungs- und 
Gaststättendienstleistungen . . . . . . . . . . . . . . . .  + 0,6 + 1,1 

Andere Waren und Dienstleistungen . . . . . . . . . .  – 0,3 + 0,8 
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   für 2001 und 2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 271



• Zusammenfassende Veröffentlichungen EUR [D]

Wirtschaft und Statistik, Februar 2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13,75
Im Blickpunkt: Preise in Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    9,80
Ausgewählte Zahlen für die Bauwirtschaft, November 2004 . . . . . .  18,70
Ausgewählte Zahlen zur Energiewirtschaft, August 2004 . . . . . . . .    8,70
                                                                              September 2004 . . . . .    8,70

• Fachserien

Fachserie 4: Produzierendes Gewerbe
Reihe 4.2.1 Beschäftigte, Umsatz und Investitionen der Unter-

nehmen und Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes
sowie des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen
und Erden 2003 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    9,50

Fachserie 7: Außenhandel
Reihe 1 Zusammenfassende Übersichten für den Außenhandel,

November 2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10,20
Reihe 1     Dezember 2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10,20

Fachserie 16: Löhne und Gehälter
Reihe 2.1 Arbeiterverdienste im Produzierenden Gewerbe,

Oktober 2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  14,50
Reihe 2.3 Arbeitnehmerverdienste im Produzierenden Gewerbe,

Oktober 2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    8,–
Reihe 4.3 Index der Tariflöhne und -gehälter, Oktober 2004  . . . .    8,40

Fachserie 17: Preise
Reihe 2 Preise und Preisindizes für gewerbliche Produkte

(Erzeugerpreise), Januar 2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . .      7,50
Reihe 7 Verbraucherpreisindizes für Deutschland,

Januar 2005 (Eilbericht) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .      3,–
Reihe 7     Januar 2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    10,80
Reihe 7     Februar 2005 (Eilbericht) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .      3,–

Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen             EUR [D]

Reihe 3 Vierteljahresergebnisse der Inlandsprodukts-
berechnung, 4. Vierteljahr 2004 . . . . . . . . . . . . . . . .      8,80

• Elektronische Veröffentlichungen
Außenhandel nach Waren und Ländern, Dezember und Jahr 2004
   (Vorläufige Ergebnisse) (CD-ROM) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    25,–
STATIS-Archiv-CD (CD-ROM) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  195,–

1) Zu beziehen durch den Buchhandel oder über den Vertriebspartner: SFG Servicecenter Fachverlage, Part of the Elsevier Group, Postfach 43 43, 72774 Reutlingen, Telefon + 49 (0) 70 71/93 53 50,
Telefax + 49 (0) 70 71/93 53 35, E-Mail: destatis@s-f-g.com. Preise verstehen sich ausschließlich Versandkosten.

VERÖFFENTLICHUNGEN

Neuerscheinungen1) vom 19. Februar 2005 bis 18. März 2005

Veröffentlichungskalender für Pressemitteilungen

Das Statistische Bundesamt gibt die Veröffentlichungstermine wichtiger wirtschaftsstatistischer Pressemitteilungen 
in einem Jahresveröffentlichungskalender, der wöchentlich präzisiert wird, bekannt.

Der Kalender kann unter der Internetadresse http://www.destatis.de/presse/deutsch/cal.htm abgerufen werden.

Statistik-Shop des Statistischen Bundesamtes

Nahezu das gesamte Angebot an Standardveröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes steht im Statistik-Shop online zur 
Verfügung oder kann online bestellt werden:

www.destatis.de/shop

Alle aktuellen Fachserien, deren Neuerscheinungen bislang an dieser Stelle aufgeführt waren, werden in elektronischer Form als 
PDF- oder Excel-Dateien zum kostenfreien Download im Statistik-Shop bereitgestellt.
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